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Vorbemerkung

	 

	Von 1945 bis 1991 war die Welt in zwei Lager geteilt, die sich unversöhnlich gegenüberstanden: auf der einen Seite die westlichen Demokratien unter Führung der USA, auf der anderen Seite die kommunistischen Staaten unter Führung der Sowjetunion. Diese Konfrontation wurde global geführt und ist als Kalter Krieg in die Geschichte eingegangen.

	 

	Im Jahre 2003 habe ich darüber im Fischer Taschenbuch Verlag einen Band veröffentlicht, der 2011 unverändert in vierter Auflage erschienen ist. Im Jahre 2007 hat der bekannte amerikanische Historiker John Lewis Gaddis „eine neue Geschichte“ des Kalten Krieges vorgelegt. In der vorliegenden Studie geht es zwar wieder um dieses Thema, aber es ist doch eine etwas andere Geschichte des Kalten Krieges. In den vergangenen Jahren haben sich Kernaussagen zu diesem Krieg natürlich nicht geändert – Ost-West-Konflikt bleibt Ost-West-Konflikt, Atombombe bleibt Atombombe, Stalin bleibt Stalin. Aufgrund neuerer Forschungen gibt es allerdings einzelne wichtige Aspekte, die wir bislang nicht kannten. So manche Frage kann daher inzwischen beantwortet werden. Das betrifft fast alle Bereiche des Kalten Krieges, seine Anfänge, Deutschland, Italien, Österreich, Griechenland, den gesamten Nahen und Mittleren Osten mit Israel und Afghanistan, den Fernen Osten mit Laos und dem Vietnamkrieg, vor allem aber den Koreakrieg und die Kubakrise. Entsprechend ausgerichtet ist die vorliegende Studie. Sie ist daher in mehrfacher Hinsicht die neue Geschichte des Kalten Krieges, wobei anzumerken ist, dass die Masse der neuen Erkenntnisse aus westlichen Archiven stammt (mit Ausnahme des ehemaligen SED-Archivs). Der Zugang zu russischen Archiven war nur in den 1990er Jahren möglich – und das auch nur sehr eingeschränkt. Hier sind noch viele Wünsche offen. Aber was es an neuen Erkenntnissen gibt – etwa über Stalin und den Koreakrieg oder Chruschtschow und die Krisen um Berlin und Kuba –, ist hier natürlich prominent berücksichtigt worden.

	 

	 

	
I. Der Weg in den Kalten Krieg

	 

	1. Die Anfänge

	 

	Das Jahr 1945 gilt allgemein als der Beginn des Kalten Krieges. Tatsächlich aber waren hochrangige amerikanische und britische Diplomaten, die Stalins Politik vor Ort in Moskau miterlebten, schon während der Zeit der Kooperation mit Stalin davon überzeugt, dass eine Zusammenarbeit mit dem Sowjetdiktator über das Kriegsende hinaus nicht möglich sein würde. Bei den Amerikanern waren das vor allem Botschafter W. Averell Harriman, dessen Mitarbeiter George F. Kennan sowie der Verbindungsmann des Pentagon zur Roten Armee, General John Deane. Bei den Briten war es Frank Roberts, der seit Februar 1945 an der Botschaft tätig war. Vieles kam zusammen:

	 

	Seit Mitte Juni 1944 gab es einen amerikanischen Luftwaffenstützpunkt in der Sowjetunion, Poltava in der Ukraine. In Italien gestartete amerikanische Bomber wurden hier neu betankt und munitioniert. Am 21. Juni gab es den ersten Zwischenfall. An dem Tag bombardierte die deutsche Luftwaffe den Stützpunkt. Amerikanische Jagdflugzeuge auf zwei benachbarten Stützpunkten wollten eingreifen, erhielten aber von den Sowjets keine Starterlaubnis; sowjetische Flugzeuge griffen allerdings genausowenig ein wie die sowjetische Flugabwehr. Es sollte noch schlimmer kommen.

	 

	Während des Warschauer Aufstands im August 1944 verweigerte Stalin amerikanischen Flugzeugen, die die belagerten Polen aus der Luft versorgen wollten, die Landung in Poltava. Er stimmte erst zu, nachdem US-Präsident F. D. Roosevelt persönlich bei ihm interveniert hatte. Aber da war es bereits zu spät war. Die polnische nationalkonservative, antisowjetische Heimatarmee unter General Bor Komorowski wurde vernichtet. Auch die Rote Armee, die vor Warschau stand, griff nicht ein. Der Weg für ein kommunistisches Polen war damit frei.

	 

	Harriman warnte Roosevelt: „Die Zeit ist gekommen, dass wir den Sowjets klarmachen müssen, was wir von ihnen als Preis für unseren guten Willen erwarten.“ Roosevelt reagierte nicht, da er Stalin nicht verärgern wollte. Das setzte sich in Jalta beim zweiten Treffen der „Großen Drei “ – Roosevelt, Churchill, Stalin – vom 4. bis 11. Februar 1945 fort. Stalins Geheimdienstchef Beria hatte „maximale Gastfreundschaft “ für Roosevelt angeordnet. Dessen Hauptquartier war der Livadia-Palast, wo wegen Roosevelts Rollstuhl sogar der Fußboden mit Marmor ausgelegt wurde. Jeder Raum war im doppelten Sinne des Wortes „verwanzt “: jedes Wort von Briten und Amerikanern lag in schriftlicher Form am Abend auf Stalins Schreibtisch. Für Roosevelt war Jalta dennoch wie ein „Familientreffen“; er verstand sich prächtig mit Stalin. An einer Stelle meinte er, die von der Wehrmacht angerichteten Zerstörungen, die er auf der Fahrt vom Flughafen gesehen habe, hätten ihn „noch blutrünstiger“ mit Blick auf die Deutschen gemacht; für sie müsse jetzt „Auge um Auge“ gelten. Als Stalin auf seine Frage, wer denn Beria sei, antwortete:

	 

	„Das ist mein Himmler “, blieb das ohne Nachfrage. Harriman sah das alles ganz anders. Für ihn war der Vorstoß der Roten Armee nach Europa „eine Invasion durch die Barbaren“.

	 

	Bezeichnend dafür war auch, was wir erst seit einiger Zeit wissen. Es geht dabei um die Behandlung von 7000 amerikanischen und britischen Kriegsgefangenen nach deren Befreiung durch die Rote Armee im März 1945. Die Sowjets nahmen den GIs zunächst unter vorgehaltener Waffe die Uhren ab und überließen sie dann ihrem Schicksal. Sie mussten sich zu Sammelstellen durchschlagen und wurden anschließend in Viehwaggons nach Odessa befördert. Voller Verachtung berichteten sie später über das, was sie gesehen hatten: „Für die Russen gehört Vergewaltigung einfach zum Krieg. Vergewaltigung deutscher Frauen ist patriotisch, Vergewaltigung polnischer Frauen macht einfach nur Spaß.“ Oder: „Diese Soldaten sind wie die Tiere.“

	 

	Harriman wollte die befreiten Kriegsgefangenen mit in Poltava stationierten amerikanischen Flugzeugen direkt ausfliegen lassen: die Sowjets lehnten ab. General Deane sprach von seinen „schwärzesten Tagen in Moskau. So wie die Russen unsere befreiten Gefangenen behandeln, so behandeln sie auch die von ihnen befreiten Länder – als Kriegsbeute.“

	 

	Erklärungen des langjährigen sowjetischen Botschafters in London, Iwan Maisky, seine Landsleute seien immer schon weit hinter der westlichen Zivilisation zurück gewesen, wiesen die Briten inzwischen als „billiges Alibi für alles“ zurück.

	 

	Harriman war entsetzt und warnte Roosevelt vor negativen Reaktionen in den USA, wenn die Sache dort bekannt würde. Der wiegelte ab, spielte die Sache runter und blieb auf sein großes Ziel fokussiert: Zusammenarbeit mit Stalin nach dem Krieg.

	 

	Durch das eigenmächtige Vorgehen Stalins in Osteuropa in den Wochen nach Jalta ging dafür allerdings jegliche Basis verloren. Stalin betrachtete ganz Osteuropa offensichtlich als seinen Herrschaftsbereich: „Säuberungen“ in Bulgarien, Ablösung der Regierung in Rumänien, Verhaftung von Widerstandsführern in Polen und Schwierigkeiten bei der Bildung der Regierung in Polen, Errichtung von vier Wojewodschaften im Gebiet östlich von Oder-Neiße – alles geschah entgegen den Absprachen, die man auf der Konferenz von Jalta getroffen hatte.

	 

	Anflüge von Zweifel sind bei Roosevelt zu erkennen. Im März meinte er: „Averell [Harriman] hat recht. Stalin hat sämtliche Versprechungen nicht eingehalten, die er in Jalta gemacht hat.“ Zu einem Bruch mit dem Diktator war er aber nach wie vor nicht bereit. Im Gegenteil: er wollte „Uncle Joe “, wie er Stalin in der Korrespondenz mit Churchill nannte, sogar in das Geheimnis der Atombombe einweihen – entgegen Churchills Rat. Nach wie vor war es sein Ziel, dass die drei Mächte – USA, Sowjetunion, Großbritannien – „Deutschland und Japan für etliche Jahre kontrollieren sollten“. Churchill warnte ihn mit Blick auf Stalin. Roosevelts eher vage Antwort vom 11. April – einen Tag vor seinem Tod – kennen wir erst seit einiger Zeit, nämlich: „Ich würde das allgemeine sowjetische Problem soviel wie möglich herunterspielen. Wir müssen jedoch fest bleiben, und unser Kurs ist soweit richtig.“

	 

	Das war er offensichtlich nicht, auch wenn die unterschwellig vorhandenen Spannungen und vielfältigen Differenzen zwischen Anglo-Amerikanern und Sowjets auf der nächsten Konferenz der „Großen Drei“ in Potsdam vom 24. Juli bis 2. August 1945 — mit Harry S. Truman (als Nachfolger des verstorbenen Roosevelt), Stalin und Churchill – noch einmal überspielt wurden. Für die Abschlusserklärung wurden einzelne Formulierungen wörtlich den „Richtlinien für die amerikanische Delegation“ entnommen, was bei den Amerikanern später den Eindruck verstärkte, die Konferenz sei für sie ein voller Erfolg gewesen.

	 

	Als Stalin die Forderung, die er schon auf der Konferenz von Jalta gestellt hatte, wiederholte – 10 Mrd. Dollar Reparationen aus Deutschland für die Sowjetunion (nach heutigem Wert etwa 100 Mrd.) –, lehnten Amerikaner und Briten das als unannehmbar ab. Reparationen in dieser Größenordnung würden ihrer Meinung nach in ihren Zonen das wirtschaftliche Chaos in einem Maße erhöhen, das dem Kommunismus dort Tür und Tor öffnen würde. Zum anderen wären diese Zonen nicht mehr in der Lage, sich selbst ohne fremde Hilfe zu erhalten. Hilfe aber könnte nur, wie nach dem Ersten Weltkrieg, von den USA kommen, mit anderen Worten: die USA würden letztlich die Reparationen für die Sowjetunion zahlen. Das aber war nicht machbar. Seiner Frau Bess schrieb Truman: „Der Weihnachtsmann ist tot. Amerika wird niemals wieder Reparationen zahlen, die ganze Welt ernähren und als Dank dafür einen auf die Nase bekommen.“

	 

	Unter Zeitdruck ging die Konferenz zu Ende. Churchill war zur Bekanntgabe des Wahlergebnisses nach London geflogen und kam nicht zurück; sein Nachfolger war Clement Attlee von der Labour Party, die die Wahl gewonnen hatte. Stalin erkrankte für zwei Tage, in denen die Außenminister der USA und der Sowjetunion, James Byrnes und Wjatscheslaw Molotow, einen „kleinen Kuhhandel“, wie es Byrnes privat bezeichnete, perfekt machten. Die Amerikaner schlugen vor, dass jede Besatzungsmacht ihre Reparationsansprüche aus ihrer jeweils eigenen Zone befriedigen solle. Die Sowjetunion sollte darüber hinaus Reparationen aus den westlichen Besatzungszonen erhalten – 10 Prozent gratis und 15 Prozent im Austausch gegen Sachlieferungen, in erster Linie Lebensmittel. Würden die Sowjets annehmen, würden Amerikaner und Briten die von Moskau gewünschte Oder-Neiße-Linie – und zwar die westliche Neiße – als polnische Westgrenze anerkennen. Am vorletzten Tag der Konferenz schrieb Truman an seine Frau: „Die Reparationen sind das entscheidende Problem. Natürlich sind die Russen von Natur aus Plünderer.“ Aber er erkannte auch an, „dass sie von den Deutschen ausgeplündert worden sind und man sie jetzt nur schwer für ihre Haltung bestrafen kann“. Für Stalin war Byrnes jedenfalls der „ehrbarste Pferdedieb“, den er jemals getroffen hatte.

	 

	Für Molotow war die Konferenz trotz erkennbarer Schwierigkeiten „im vollen Maße zufriedenstellend“ verlaufen, wie er in einem Runderlass vom 5. August feststellte.

	 

	Die Ergebnisse der Konferenz waren vor allem mit Blick auf Deutschland in vielfacher Hinsicht Formelkompromisse. Für Osteuropa war selbst das offensichtlich nicht mehr möglich, wie die nachfolgende Außenministerkonferenz im September 1945 in London deutlich machte. In den sowjetischen Entwürfen für Friedensverträge mit Bulgarien, Rumänien und Ungarn konnten die Amerikaner kaum etwas finden, was mit ihren Vorstellungen übereinstimmte. Versuche von Außenminister Byrnes, durch einen Kompromiss zu einem positiven Abschluss der Konferenz zu kommen, wurden von den Sowjets, vor allem aber von dem Republikaner John Foster Dulles verhindert. In einem Gespräch unter vier Augen drohte er Byrnes, die Republikanische Partei werde jeden Kompromiss in dieser Frage als Appeasement-Politik öffentlich bekämpfen. Präsident Truman stellte daraufhin am 27. Oktober in einer Rede in New York klar:

	 

	„Wir werden es ablehnen, irgendeine Regierung anzuerkennen, die einem Volk von einer fremden Macht gewaltsam aufgezwungen wurde. In einigen Fällen mag es nicht möglich sein, das gewaltsame Oktroyieren einer solchen Regierung zu verhindern. Aber die Vereinigten Staaten werden diese Regierungen nicht anerkennen.“

	 

	Am 5. Januar 1946 legte er in einer internen Besprechung nach:

	 

	„Wenn man mit Russland nicht eine deutliche Sprache spricht und ihm nicht mit eiserner Faust entgegentritt, ist der nächste Krieg in Sicht. Es ist nur eine Sprache, die die Russen verstehen, nämlich: Wie viele Divisionen habt ihr?“ Er sprach sich gegen weitere Kompromisse aus und betonte: „Ich habe es satt, die Sowjets weiter zu hätscheln.“ („I am tired of babying the Soviets.“)

	 

	Das war der Beginn eines Jahres, dessen Ende auch das Ende jeder Kooperation mit der Sowjetunion bedeutete. Von nun an ging es beinahe Schlag auf Schlag. Am 9. Februar 1946 hielt Stalin in Moskau eine Rede, in der er erneut die marxistische These vertrat, dass das kapitalistische System in sich selbst die Elemente einer allgemeinen Krise und militärischer Zusammenstöße enthalte. Mit anderen Worten: die von Stalin erwartete Wirtschaftskrise in den kapitalistischen Staaten würde nahezu gesetzmäßig zur Aufrüstung und schließlich zum Krieg führen. Außenminister Byrnes und Marineminister James Forrestal betrachteten diese Rede als einen direkten Angriff auf die USA. Und für William O. Douglas, Richter am Obersten Bundesgericht, war dies gar eine „Kriegserklärung, die Erklärung zum Dritten Weltkrieg“.

	 

	Das State Department bat George F. Kennan in Moskau um eine Einschätzung dieser Rede. Die kam am 22. Februar in Form jenes berühmten „langen Telegramms“. Es waren zwar nicht jene 8000 Worte, wie Kennan in seinen Erinnerungen schrieb, sondern nur 5000, aber immer noch das längste Telegramm in der Geschichte des State Department. Für den Russlandexperten Kennan war die sowjetische Außenpolitik militant, aggressiv und expansionistisch, kompromisslos, negativ und destruktiv. Internationale Kooperation sei für die Sowjetunion nur ein Lippenbekenntnis; sie benutze die kommunistischen Parteien dazu, dem Weltkommunismus zum Sieg zu verhelfen. In einem Satz:

	 

	„Alles in allem haben wir es mit einer politischen Kraft zu tun, die sich fanatisch zu dem Glauben bekennt, dass es mit Amerika keinen dauernden Modus Vivendi geben kann, dass es wünschenswert und notwendig ist, die innere Harmonie unserer Gesellschaft, unsere traditionellen Lebensgewohnheiten und das internationale Ansehen unserer Staaten zu zerstören, um der Sowjetmacht Sicherheit zu verschaffen.“

	 

	Genauso sah das sein Freund und Kollege in der britischen Botschaft in Moskau, Frank Roberts, für den die sowjetische Politik ebenfalls „alarmierend“ war. Die Sowjetunion müsse als eine Macht gesehen werden, „die für unser Land potenziell genauso gefährlich ist wie Deutschland vor 1939“. Die Annahme, dass Moskau sich mit dem zufrieden geben werde, was es erreicht habe, sei „Wunschdenken, solange die Politik des Kreml von jenen rücksichtslosen und hinterlistigen Personen bestimmt wird, die im Politbüro sitzen und denen nicht zu trauen ist“, kabelte er nach London. Moskau, so lautete seine Interpretation, „will vom Nachkriegschaos in Europa und der Welt profitieren. Es verfolgt die gleiche national-imperialistische Politik wie Iwan der Schreckliche, Peter der Große oder Katharina die Große, wobei hinzukommt, dass die Führer im Kreml nicht nur nicht an die gleichen Werte wie die der westlichen Demokratien glauben, sondern dazu auch absolut unfähig sind.“

	 

	Der britische Außenminister Ernest Bevin fasste das in einem Schreiben an Premierminister Attlee folgendermaßen zusammen: „Die Russen haben sich für eine aggressive Politik entschieden, die sich auf militanten Kommunismus und russischen Chauvinismus gründet. Sie schrecken offensichtlich vor nichts zurück und gehen bis an den Rand des Krieges, um ihr Ziel zu erreichen.“ Und an anderer Stelle: „Es ist eine Diktatur schlimmster Art.“

	 

	Ähnlich sah das damals auch der britische Feldmarschall Montgomery. Für ihn waren die Sowjets, nachdem er sie im Sommer 1945 auf mehreren Siegesfeiern in Berlin persönlich kennengelernt hatte, „barbarische Asiaten, die niemals, so wie das übrige Europa, eine Zivilisation genossen hatten“. Ihre Anwesenheit in Mitteleuropa bedrohte seiner Meinung nach die Zukunft der europäischen Zivilisation. Sein amerikanischer Kollege in Österreich, General Mark Clark, beschrieb das Verhalten der Sowjets so: „Sie töten, plündern, stehlen und vergewaltigen“.

	 

	Als erste reagierten die Briten auf die neue Lage. In London brach bereits Ende 1945/Anfang 1946 der Kalte Krieg aus. Die „russische Gefahr“ beherrschte von nun an die gesamte britische Außen- und Deutschlandpolitik. Im Mittelpunkt stand dabei anfangs die Frage nach dem Schicksal des Ruhrgebietes, der ehemaligen „Waffenschmiede“ des Dritten Reiches, wo 90 Prozent der Kohle, dem „Lebenselixier Europas“ (so der spätere US-Außenmister George Marshall) produziert wurden. Ruhrfrage und Kalter Krieg mündeten damals in die Gründung Nordrhein-Westfalens, eines Landes, in dem man die Ruhrindustrie kontrollieren konnte und das groß genug war, um notfalls von Deutschland abgetrennt zu werden.

	 

	Es war Winston Churchill, seit Sommer 1945 Oppositionsführer in London, der den Amerikanern die britische Sicht der Dinge vermittelte und öffentlich auf die neue Gefahr aufmerksam machte. In Absprache mit Bevin und Attlee hielt er am 5. März 1946 in Fulton, Missouri, jene berühmte Rede, in der er zum ersten Mal öffentlich den Begriff „Eiserner Vorhang“ verwendete: „Von Stettin an der Ostsee bis Triest an der Adria ist ein Eiserner Vorhang über den Kontinent heruntergegangen.“ Die Russen wollten zwar keinen Krieg, aber „sie wollen die Früchte des Krieges für sich und die unbegrenzte Ausweitung ihrer Macht und ihrer Ideologie.“ Und da sie nichts mehr bewunderten als Macht, müssten sich die Englisch sprechenden Völker zu einer dauerhaften militärischen Allianz zusammenschließen.

	 

	Churchill hatte das ausgesprochen, was viele in Washington bereits dachten, aber öffentlich noch nicht sagten. Durch die Anwesenheit von Präsident Truman, der die Rede vorher gelesen hatte, erhielt die Veranstaltung in Fulton besonderes Gewicht. Kurz vor seinem Abflug aus den USA gab der einflussreiche Herausgeber des Nachrichtenmagazins Time, Henry Luce, ein Essen zu Ehren Churchills. Als Kaviar gereicht wurde, meinte Churchill nur: „Wissen Sie, Uncle Joe hat mir davon früher immer jede Menge geschickt. Jetzt werde ich wahrscheinlich nichts mehr bekommen.“ Er sollte Recht behalten.

	 

	Stalin griff Churchill gleich in zwei öffentlichen Reden massiv an und bezeichnete ihn als „unverbesserlichen Tory“; dessen Hinweis auf die englisch sprechenden Nationen erinnere ihn an Hitlers Anspruch der überlegenen arischen Rasse. Gleichzeitig betonte er, die Völker wollten keinen neuen Krieg, sondern Frieden. Die Öffentlichkeit und die „herrschenden Kreise“ im Ausland rief er dazu auf, „Kriegstreiber wie Churchill“ in die Schranken zu weisen.

	 

	Die Überlegungen auf britischer und amerikanischer Seite wurden dann vom Russlandexperten Charles Bohlen, damals Assistent von Außenminister Byrnes und später Botschafter in Moskau, am 13. März 1946 weiterentwickelt. Da hieß es:

	 

	„Wir können deshalb davon ausgehen, dass die Vereinigten Staaten mit dem Problem eines expandierenden totalitären Staates konfrontiert sind, der weiterhin davon überzeugt ist und entsprechend handelt, dass die Welt in zwei unversöhnliche feindliche Lager geteilt ist, in das sowjetische und das nicht-sowjetische. Die nicht-sowjetische Welt, verkörpert in erster Linie durch die Vereinigten Staaten und Großbritannien, glaubt andererseits, dass es keinen objektiven Grund gibt, warum nicht zwei Systeme friedlich in der gleichen Welt zusammenleben können, vorausgesetzt, dass keiner der beiden Staaten versucht, das Gebiet ihres Systems durch aggressive und letztlich gewaltsame Mittel auf Kosten der anderen auszudehnen.“

	 

	Bei der Sowjetunion sei das aber genau der Fall. Sie verwende bei ihrem Vorgehen zwei Methoden: erstens versuche sie, ihre Macht und ihren Einfluss durch den Gebrauch der Streitkräfte oder die Drohung mit ihnen auszuweiten. Das galt nach Meinung Bohlens für jene Regionen, wo allein schon die „Drohung der sowjetischen Militärmacht“ ausreiche, nämlich für Finnland, Skandinavien, Ost-, Zentral- und Südosteuropa, die Türkei, den Iran, Afghanistan, Sinkiang und die Mandschurei. In jenen Gebieten, in die „der Schatten der russischen Militärmacht nicht hineinreicht“, würden die Sowjets versuchen, ihre Ziele mit Hilfe der kommunistischen Parteien und ihr zugeordneter Tarnorganisationen zu erreichen. Im ersten Fall, bei dem es sich nach Meinung Bohlens um eine „rein nationale Expansion durch traditionelle Methoden der Aggression“ handelte, sollten die USA jedes zur Verfügung stehende Mittel einsetzen, um die „Ausdehnung der sowjetischen Macht über die gegenwärtigen Grenzen hinaus zu verhindern“. Im zweiten Fall müsste ein positives Programm ausgearbeitet und verwirklicht werden, „um den Völkern dieser Länder zu zeigen, dass ihnen das nicht-sowjetische System mehr bietet als die falschen Versprechungen des Kommunismus“.

	 

	Ganz in diesem Sinne sah man in Washingtons nun sowjetischen Expansionismus am Werk. Die Vereinigten Stabschefs meinten am 16. April 1946, die Sowjetunion beabsichtige mit ihrer Forderung, das ehemals italienische Tripolitanien unter ihre Mandatsmacht zu stellen, die politischen Verbindungslinien durch das Mittelmeer nach dem Nahen und Mittleren Osten sowie nach Indien unter ihre Kontrolle zu bekommen. Es handele sich um einen Präzedenzfall, bei dem die Sowjetunion ihren Einfluss über die eigene Sicherheitszone hinaus ausdehnen wolle. Sie stellten aber auch klar – und dies ganz im Sinne der atomaren Monopolstellung: „Die Offensivfähigkeiten der USA sind denen der Sowjetunion eindeutig überlegen. Jeder Krieg zwischen den USA und der UdSSR wäre für sie wesentlich verlustreicher als für uns.“

	 

	Sorgen bereitete die Situation in Persien, wo die Sowjetunion eingegangene Verpflichtungen nicht eingehalten und ihre Truppen nicht abgezogen hatte und stattdessen versucht hatte, einen kommunistischen Regierungschef zu installieren. „Dies“, so Truman zu Botschafter Harriman, „kann zum Krieg führen.“ Erst nach massivem amerikanischen Druck kündigte Moskau am 25. März 1946 den Truppenabzug innerhalb der nächsten fünf oder sechs Wochen an. Am Ende der Außenministerkonferenz in Paris im Juli 1946 schrieb der Vorsitzende des Außenpolitischen Senatsausschusses in Washington, der einflussreiche republikanische Senator Arthur Vandenberg, an Henry Luce:

	 

	„Ich denke, wir hatten in Paris letztlich nur das eine zu tun, nämlich zu zeigen dass die Appeasement-Tage vorbei sind. Paris war das Gegenteil von ‚München‘ . Kein ‚München‘ mehr! Amerika muss sich verhalten wie die Weltmacht Nr. 1, die es ist.“ (In München akzeptierten Frankreich und Großbritannien 1938 Hitlers ultimative Forderung nach Abtreten der Sudetengebiete.)

	 

	Im August 1946 deutete sich die nächste Krise an, als die sowjetische Regierung von der Türkei die Aufkündigung der Montreux-Konvention aus dem Jahre 1936 forderte, in der Ankara das Recht auf Kontrolle der Kriegsschifffahrt der Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres in den Meerengen zugesprochen worden war. Dean Acheson, stellvertretender US-Außenminister, machte gegenüber Truman deutlich, was ein Nachgeben bedeuten würde: „Das wird zur sowjetischen Kontrolle über die Türkei führen, dies wiederum zur Kontrolle Griechenlands und des gesamten Mittleren Ostens, und dies wird der Sowjetunion helfen, ihre Ziele in Indien und China zu erreichen. Die Sowjets werden ihr Vorhaben nur aufgeben, wenn sie erfahren, dass die USA bereit sind, der Aggression nötigenfalls mit Waffengewalt zu begegnen“. Daraufhin beorderte Truman den neu erbauten Flugzeugträger USS Franklin D. Roosevelt ins östliche Mittelmeer.

	 

	Für das Jahr 1946 war der Begriff national security, die nationale Sicherheit, zum Schlüsselbegriff für die zukünftige amerikanische Außenpolitik und Militärstrategie geworden. Dazu gehört eines der wichtigsten und umfangreichsten Dokumente, das jahrzehntelang als top secret gehandelt wurde und vom Sonderberater Trumans, Clark M. Clifford, und dessen Assistenten George Elsey, Vertreter der Marine im Weißen Haus, stammt und um das Truman im Juli gebeten hatte. Unter der Überschrift „Sowjetische Aktivitäten, die die amerikanische Sicherheit beeinträchtigen“ wurde so ziemlich alles aufgeführt, was man von Moskau in Zukunft erwartete. Die Sowjetunion, so hieß es da, stelle eine echte Bedrohung für die Freiheit in dieser Welt, für die Freiheit in Europa und für die Freiheit in den Vereinigten Staaten dar. „Entsprechend müssen wir vorbereitet sein. Das Endziel der sowjetischen Militärpolitik ist es, an jedem Ort der Welt einen Angriffskrieg führen zu können.“ Die Sowjetunion sei allerdings nur in begrenztem Maße verletzbar, da sich ihre Rohstoffquellen und Schlüsselindustrien über ein riesiges Territorium erstreckten. Zu treffen sei sie aber durch Atomwaffen und biologische Kriegsführung sowie durch eine strategische Luftwaffe mit großer Reichweite. Es gehe also darum, dass die Vereinigten Staaten „darauf vorbereitet sein müssen, einen atomaren oder biologischen Krieg führen zu können, denn nur so sind wir stark genug, die Sowjetunion wirksam in Schach zu halten“. Die USA müssten entsprechend starke Streitkräfte unterhalten, um den sowjetischen Einfluss auf seine gegenwärtige Sphäre eindämmen zu können.

	 

	Truman erkannte sofort die Brisanz des Papiers und zog alle Kopien ein. Begründung: „Das ist zu heiß. Wenn das jetzt herauskommt, könnte es eine überaus negative Auswirkung auf unsere Bestrebungen haben, wenigstens ein einigermaßen funktionierendes Verhältnis zur Sowjetunion zu entwickeln.“

	 

	 

	
2. Truman-Doktrin, Marchallplan, NATO und NSC

	 

	Was sich 1946 bereits abzeichnete, trat im Laufe des Jahres 1947 in aller Schärfe auch öffentlich zu Tage. Das Jahr stand im Zeichen wachsender Ost-West-Spannungen, der Kalte Krieg brach nun offen aus. Die kommunistischen Parteien wurden dabei aus der Sicht Washingtons nun mehr und mehr zu „Werkzeugen Moskaus“, zu „Speerspitzen der sowjetischen Expansion“.

	 

	In diesem Sinne erklärte Dean Acheson am 27. Februar 1947 vor führenden Mitgliedern des Kongresses, die Sowjetunion könne in Frankreich jederzeit zuschlagen, aber eben auch in Griechenland und der Türkei. Ein Akzeptieren der sowjetischen Vorschläge mit Blick auf die Türkei bedeute das Ende der türkischen Unabhängigkeit. Zur Zeit konzentriere sich die sowjetische Politik aber auf Griechenland. Ohne schnelle und großzügige Hilfe, die Großbritannien nicht mehr leisten könne, wie die britische Regierung mitgeteilt habe, würden die Kommunisten dort wahrscheinlich innerhalb weniger Wochen die Macht übernehmen. Und dann kam das, was der ehemalige Oberbefehlshaber der alliierten Streitkräfte im Krieg, General Dwight D. Eisenhower, 1953 als Präsident die „Dominotheorie“ nannte: sollten die Türkei, Griechenland oder der Iran unter sowjetische Kontrolle geraten, würden deren Nachbarstaaten unweigerlich folgen. Die Sowjetunion strebe die Kontrolle über das östliche Mittelmeer und den Mittleren Osten an. Habe sie dieses Ziel erreicht, werde die Durchdringung Südasiens und Asiens folgen. Ernsthaft bedroht seien auch Deutschland, Frankreich und Österreich. Falls die westliche Welt Griechenland und das östliche Mittelmeer aufgebe, werde das verheerende Folgen für alle anderen europäischen Länder haben.

	 

	Acheson fuhr fort:

	 

	„Seit den Auseinandersetzungen zwischen Rom und Karthago hat es keine solche Polarisation der Macht mehr gegeben wie gegenwärtig zwischen den USA und der Sowjetunion. Dabei stehen die Vereinigten Staaten für Demokratie und individuelle Freiheit, die Sowjetunion für Diktatur und absolute Konformität. Es gibt keinen Zweifel, dass die Sowjetunion aggressiv und expansionistisch ist. Diejenigen Länder zu unterstützen, die von der sowjetischen Aggression bedroht sind, bedeutet, die Sicherheit der Vereinigten Staaten zu gewährleisten und die Freiheit zu garantieren. Die Sicherheit der USA und die Erhaltung der Freiheit machen es erforderlich, freie Völker gegen kommunistische Aggression und Subversion zu stärken.“ 

	 

	Diese Überlegungen waren die Grundlage für die Rede, die US-Präsident Truman am 12. März 1947 vor beiden Häusern des Kongresses hielt und die als Truman-Doktrin in die Geschichte des Ost-West-Konfliktes eingegangen ist: es ging um die Unterstützung von Griechenland (s. Kap. II,2) und die Türkei, vor allem aber um das Angebot der USA, die freien Völker zu unterstützen, die sich der Unterwerfung durch bewaffnete Minderheiten oder dem Druck von außen widersetzen“. Die Rede war die endgültige Absage an die während des Krieges entwickelte Kooperation mit der Sowjetunion und markierte öffentlich die Wende in der amerikanischen Außenpolitik.

	 

	Der Ankündigung Trumans folgten wenig später Taten. Am 5. Juni 1947 hielt US-Außenminister George Marshall an der Harvard Universität jene inzwischen berühmt gewordene Rede, die zum Ausgangspunkt des später sogenannten Marshallplans wurde: Die USA boten Europa umfassende Wirtschaftshilfe an, ganz im Sinne der Warnung, die CIA-Direktor Hoyt Vandenberg einige Monate vorher so ausgedrückt hatte: „Die größte Gefahr für die Sicherheit der Vereinigten Staaten ist die Möglichkeit eines wirtschaftlichen Zusammenbruchs in Westeuropa.“ Marshall betonte mit Nachdruck: „Unsere Politik richtet sich nicht gegen irgendein Land oder irgendeine Doktrin, sondern gegen Hunger, Armut, Verzweiflung und Chaos. Ihr Zweck ist die Wiederbelebung einer funktionierenden Weltwirtschaft.“

	 

	Zur Beratung über das Angebot Marshalls trafen sich die Außenminister Großbritanniens, Frankreichs und der Sowjetunion – Ernest Bevin, Georges Bidault und Wjatscheslaw Molotow – Ende Juni 1947 in Paris. Molotow ging mit einer Mischung aus Misstrauen und Hoffnung in die Verhandlungen. Wir kennen inzwischen die Instruktionen des Kreml; sie machen deutlich, worum es gehen sollte: Informationen über das Programm zu bekommen, die Höhe möglicher Kredite usw. Auf keinen Fall sollte ein Plan angenommen werden, der die osteuropäischen Staaten auf ihre traditionelle Rolle reduzieren würde, Rohstoffe für Westeuropa zur Verfügung zu stellen und in den Einflussbereich und damit in die Abhängigkeit des Westens zu gelangen.

	 

	Briten und Franzosen hatten jedoch andere Vorstellungen von der Organisation des Programms. Sowjetische Historiker sprechen in diesem Zusammenhang von einem „Doppelspiel“. Bevin und sein französischer Kollege Bidault hätten bereits im Vorfeld alles entschieden und die Konferenz nur dazu benutzen wollen, um die Nichtteilnahme der Sowjetunion zu erreichen. In der Sitzung am 30. Juni betonte Molotow, dass es nicht Aufgabe der Konferenz sei, ein „ganz Europa umfassendes Programm“ zu entwerfen. An Stalin telegraphierte er: „Da unsere Auffassung grundsätzlich von jener der Briten und Franzosen abweicht, rechnen wir nicht mit irgendwelchen gemeinsamen Entscheidungen.“

	 

	Das Pariser Treffen endete am 2. Juli mit dem Auszug Molotows. Als er den Konferenzsaal verließ, flüsterte Bevin seinem Privatsekretär Pierson Dixon zu: „Dies ist die Geburtsstunde des Westblocks“. Mit Molotows Nein war genau das eingetreten, was zumindest die Briten erhofft hatten und was, wie der sowjetische Historiker Mikhail Narinsky meint, „ein schwerer diplomatischer Fehler“ der sowjetischen Führung war. In der Rückschau sind sich die Historiker einig, dass die Konferenz in Paris der entscheidende Wendepunkt in den Ost-West-Beziehungen war. Der – wenn auch nur schwache – Versuch, die Zusammenarbeit innerhalb der Anti-Hitler-Koalition auch nach dem Ende des Krieges fortzusetzen, war endgültig gescheitert. Der Marshallplan aber wurde zur großen Erfolgsstory der amerikanischen Nachkriegsgeschichte.

	 

	Im Rahmen dieses Programms, das offiziell „European Recovery Program“ (ERP), Europäisches Wiederaufbauprogramm, hieß, stellten die USA von 1948 bis 1952 16 europäischen Ländern insgesamt etwa 13 Milliarden Dollar zur Verfügung (nach heutigem Wert etwa 130 Milliarden Dollar).

	 

	Dieser Plan war die Antwort auf viele Probleme. Er verminderte das europäische Zahlungsbilanzdefizit; er versprach die Restauration traditioneller Verhältnisse in Frankreich und Italien und sollte die Westdeutschen für sich gewinnen und Österreich und Griechenland auf Westkurs halten. Der Plan sollte auch zeigen, dass die amerikanische Wirtschaft als Erfolgsmodell dienen könnte, wenn die Europäer ihre ideologischen Streitereien hinter sich lassen und ihre Volkswirtschaften integrieren würden.

	 

	Mit diesem Plan erweiterten die USA aber auch ihren wirtschaftlichen, politischen, militärischen und kulturellen Einfluss in Europa. Der Plan wurde dadurch zum entscheidenden Instrument im Kalten Krieg, wobei die drei Westzonen Deutschlands eine wichtige Rolle spielten. Deutschland war der Schlüssel für vieles. Der amerikanische Botschafter in Moskau, Bedell Smith, brachte das damals auf die einfache Formel: „Es geht um die Zukunft Deutschlands und damit um die Zukunft Europas.“

	 

	Die Begründung für Truman-Doktrin und Marshallplan lieferte George F. Kennan, inzwischen Leiter des neu eingerichteten Politischen Planungsstabes im State Department, noch einmal 1947 in einem inzwischen berühmten, mit X gekennzeichneten Artikel über die Ursachen des sowjetischen Verhaltens. Er beschrieb darin in klassisch-einfacher Weise die Gründe für das seiner Meinung nach unersättliche Machtstreben der Sowjetunion und wie man dem begegnen müsse, nämlich mit Containment = Eindämmung der Sowjetunion.

	 

	Die westlichen Befürchtungen mit Blick auf Moskau schienen durch die anschließende Politik des Kreml mehr als gerechtfertigt. Was bereits 1945 – noch nicht unter dem Druck eskalierender Ost-West-Spannungen – begonnen und seit dem Frühjahr 1946 eine erste Steigerung erfahren hatte, wurde nun mit brutaler Entschlossenheit zu Ende geführt: die Zerstörung der bürgerlichen, sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien Osteuropas und die Machtübernahme durch die von Moskau unterstützten Kommunisten dort.

	 

	Im Westen wurde die Sowjetunion für die nun eintretende Blockbildung verantwortlich gemacht. Stalin zwang die osteuropäischen Staaten auch zum Verzicht auf die Teilnahme am Marshallplan – auch Polen und die Tschechoslowakei, die schon zugesagt hatten – und reagierte im September mit der Gründung des Kommunistischen Informationsbüros, des Kominform. Die Gründungsresolution und die programmatische Rede, die Andrej Shdanow, Mitglied des Politbüros der KPdSU und einer der engsten Vertrauten Stalins, auf der Gründungskonferenz hielt, markierten eindeutig und unmissverständlich Stalins Theorie von der Teilung der Welt in zwei feindliche Lager: auf der einen Seite das „antiimperialistische und demokratische Lager“ mit dem Hauptziel „Untergang des Imperialismus, Festigung der Demokratie und Liquidierung der Überreste des Faschismus“, auf der anderen Seite das „imperialistische, antidemokratische Lager“ unter Führung der „faschistischen“ USA und dessen Hauptziel „Weltherrschaft des amerikanischen Imperialismus und Zerschlagung der Demokratie“. Ein Krieg zwischen diesen beiden Lagern sei nur eine Frage der Zeit.

	 

	Die Gründung des Kominform wurde im Westen als Wiedergeburt der 1943 aufgelösten kommunistischen Internationale, d. h. als Wiederbelebung der Idee der Weltrevolution und offene Kampfansage des Kommunismus an die westlichen Demokratien interpretiert. Die der Gründung unmittelbar folgenden, von den kommunistischen Parteien und Gewerkschaften getragenen Massenstreiks in Frankreich und Italien gegen den Marshallplan verstärkten diesen Eindruck.

	 

	Am 26. September 1947 – die Gründungskonferenz des Kominform lief noch – legte der soeben gegründete amerikanische Geheimdienst, die CIA (Central Intelligence Agency), in Washington ihren ersten „Überblick über die Weltsituation im Hinblick auf die Sicherheit der Vereinigten Staaten“ vor, einen Bericht, der von nun an regelmäßig im Abstand von wenigen Wochen geliefert wurde. Das Leitmotiv lautete: „Von allen fremden Mächten ist allein die Sowjetunion in der Lage, die Sicherheit der Vereinigten Staaten zu bedrohen.“ Mit ihren starken Landstreitkräften könne die Sowjetunion in kurzer Zeit Kontinentaleuropa, den Nahen Osten, den Norden Chinas und ganz Korea erobern. Da sie aber nicht über die entsprechenden See- und Luftstreitkräfte verfüge, sei sie außer Stande, einen direkten Angriff auf die Vereinigten Staaten oder überhaupt größere militärische Operationen außerhalb Europas und Asiens durchzuführen. Daraus zog die CIA den Schluss, es sei „unwahrscheinlich, dass die Sowjetunion unter den gegebenen Umständen zu einer offenen militärischen Aggression greifen“ werde.

	 

	Ähnlich sah das auch Außenminister Marshall in einer Kabinettssitzung am 6. November: „Ich meine, dass die Gefahr eines Krieges in vielen Kreisen übertrieben wird. Die Sowjetregierung wünscht in absehbarer Zukunft weder einen Krieg mit uns, noch erwartet sie einen solchen.“ Im Bericht der CIA hatte es allerdings auch geheißen, die eigentliche Gefahr für die Sicherheit der USA liege „in der Möglichkeit eines ökonomischen Zusammenbruchs von Westeuropa und einer sich daraus ergebenden Machtübernahme durch Elemente, die dem Kreml hörig sind“.

	 

	Der kommunistische Putsch in Prag am 5. Februar 1948 schien dann alle Befürchtungen mit Blick auf die Sowjetunion zu bestätigen. Der Putsch wurde durchgeführt, obwohl keine sowjetischen Truppen in der Tschechoslowakei stationiert waren. Ein Krieg schien nun nicht mehr ausgeschlossen. Außenminister Bevin sprach im Kabinett von einer „Bedrohung der westlichen Zivilisation“ durch die Sowjetunion. Den Ausweg sah er in der Bildung einer echten Einheitsfront aller demokratischen Staaten und im beschleunigten wirtschaftlichen Wiederaufbau Westeuropas. Würde dies nicht geschehen, würden die Sowjets schon in den nächsten Monaten oder sogar Wochen politische und strategische Vorteile erringen, „und die große kommunistische Maschinerie in Bewegung setzen, was entweder zur Errichtung einer Weltdiktatur oder – wahrscheinlicher – zum Zusammenbruch der bestehenden Gesellschaftsstruktur in weiten Teilen der Welt führen wird“.

	 

	Prag 1948 glich „München 1938“. Am 3. März schrieb Truman an seine Tochter Margaret: „Wir sind in genau der gleichen Situation wie Großbritannien und Frankreich 1938/39 in Bezug auf Hitler. Es sieht nicht gut aus. Es muss eine Entscheidung getroffen werden, und ich werde sie treffen.“ Zwei Tage später war die Kriegsfurcht greifbar. Der amerikanische Militärgouverneur in Deutschland, General Lucius D. Clay, sprach von einer „veränderten Haltung“ bei den Sowjets, Krieg könne jederzeit „urplötzlich“ ausbrechen. Truman fragte Marshall: „Wird Russland anfangen? Wer wird als erster schießen? Und was dann?“ Am 15. März hieß es im Nachrichtenmagazin Time: „Die Sache ist jetzt doch ganz klar: Dollars alleine können die Russen nicht stoppen.“ Die Washington Post hatte auf der Titelseite eine Europakarte mit den von den Sowjets beherrschten Ländern unter der Schlagzeile „What next?“ Pfeile zeigten auf Italien, Frankreich, Finnland und Österreich.

	 

	Eine erste Gegenmaßnahmen des Westens war am 17. März die Unterzeichnung des Brüsseler Paktes: Großbritannien, Frankreich und die drei Beneluxstaaten schufen ein gemeinsames, ständiges Beratungsgremium und versicherten sich des gegenseitigen Beistandes gegen jeden Angriff von außen.

	 

	Am 30. März 1948 analysierte der Nationale Sicherheitsrat der USA die neue Situation. Es wurde eine „sofortige, weltweite Gegenoffensive gegen den sowjetisch gelenkten Weltkommunismus“ unter Führung der USA gefordert. Der Marshallplan sollte energisch in Angriff genommen und eine wirksame ideologische Kampagne sowie ein Programm „zur Unterstützung im Untergrund arbeitender Widerstandsbewegungen hinter dem Eisernen Vorhang einschließlich der Sowjetunion“ entwickelt werden.

	 

	Ein Jahr später schloß der Westen unter Führung der USA militärisch seine Reihen. Am 4. April 1949 unterzeichneten die Vertreter von zwölf Ländern – USA, Kanada, Großbritannien, Frankreich, Italien, die Beneluxländer, Irland, Dänemark, Norwegen und Portugal – in Washington den Vertrag zur Gründung der NATO, der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft (North Atlantic Treaty Organization). Es war ein kollektives Verteidigungsbündnis, d. h. ein Angriff auf ein Land würde als Angriff auf alle Länder gewertet. Erstmals in ihrer Geschichte übernahmen die USA eine solche Verpflichtung. Mit der NATO wurde der Kalte Krieg jetzt gleichsam institutionalisiert.

	 

	Als am 29. August 1949 die Sowjetunion ihre erste Atombombe zündete und am 1. Oktober Mao Tse-tung die Volksrepublik China ausrief, ordnete Präsident Truman eine Überprüfung der gesamten amerikanischen Außen- und Sicherheitspolitik an. Das Ergebnis war das berühmte Memorandum Nr. 68 des Nationalen Sicherheitsrates (National Security Council), NSC 68. Es war gleichsam die Blaupause für die amerikanische Außen- und Sicherheitspolitik der folgenden Jahre – bis hin zu Vietnam. Es wurde 1977 erstmals veröffentlicht. Die Kernaussage lautete: Die eindeutige Absicht des „Sklavenstaates" Sowjetunion sei es, „die Freiheit zu zerstören". Kurz: „Es geht um Sein oder Nichtsein nicht allein der USA, sondern der gesamten Zivilisation.“

	 

	Zur Abwehr dieser vermeintlichen Bedrohung wurde der beschleunigte Aufbau politischer, wirtschaftlicher und militärischer Stärke gefordert; u.a. eine Vervierfachung der jährlichen Rüstungsausgaben auf etwa 50 Mrd. Dollar, Verstärkung der militärischen und wirtschaftlichen Hilfsorgane, Entwicklung von Programmen für die innere Sicherheit und Zivilverteidigung.

	 

	Im folgenden Kapitel geht es um die wichtigsten Schauplätze des Kalten Krieges in Europa: Italien, Griechenland, Österreich und insbesondere Deutschland.

	
II. Der Kalte Krieg in Europa

	 

	1. Italien

	 

	Ein wichtiger Schauplatz des Kalten Krieges war Italien. Und dort wurde das kleine Südtirol mit seiner wechselvollen Geschichte ein erstes Opfer dieses Krieges.

	 

	Das Land war nach dem Ersten Weltkrieg – mit 96 Prozent deutschsprachiger Bevölkerung – Italien zugesprochen worden. 1945 forderten Österreich und die Südtiroler die Rückkehr nach Österreich, während Briten und Amerikaner Italien um beinahe jeden Preis im westliche Lager halten und nicht weiter schwächen wollten. Von daher schien Südtirol für Italien wichtiger zu sein als für Österreich. Nach der vernichtenden Niederlage der Kommunisten bei den Wahlen in Österreich im November 1945 – nur vier von 1965 Sitzen im Nationalrat – waren sie Ende Februar 1946 dennoch zur Rückgabe Südtirols bereit; Italien sollte dafür eine Kolonie behalten dürfen. Bis der britische Außenminister Ernest Bevin am 4. März 1946 unter Hinweis auf das nach wie vor unsichere Österreich die Diskussion beendete. Mit der Rückgabe Südtirols würde Österreich nämlich auch die dortigen Kraftwerke erhalten, die 15 Prozent des gesamten Stroms in Italien produzierten. Würde Österreich aber kommunistisch oder/und von den Sowjets beherrscht werden, was im Westen nach wie vor nicht ausgeschlossen wurde, würde man den Sowjets mit den Kraftwerken „einen bedeutenden Hebel in die Hände spielen, mit dem sie Italien unliebsam unter Druck setzen können“; man würde so die Ambitionen der Sowjets in Mitteleuropa unterstützen und gegen die eigenen Interessen handeln. Der Verlust Südtirols könne darüber hinaus die italienische Regierung destabilisieren und „den Weg für die Kommunisten freimachen“. Obwohl Großbritannien alles tue, um die österreichische Regierung zu unterstützen, sei man nicht sicher, ob das langfristig erfolgreich sein werde; die große Sorge sei, dass „Österreich sich durch die Macht der Umstände langfristig nach Osten statt nach Westen ausrichten wird.“ (s. Kap. II,3)

	 

	Das Mittelmeer war jenes Gebiet, wo die Briten ihren Einfluss auf Südeuropa ausüben wollten. Ohne britische Präsenz dort werde man, so Bevin vor dem Ministerausschuss für Verteidigung, „wenig ausrichten können bei jenen Staaten – Frankreich, Italien, Jugoslawien, Griechenland, Türkei –, die dann wie Osteuropa unter das totalitäre Joch fallen werden. Falls wir aus dem Mittelmeerraum herausgehen, wird Russland nachstoßen, und das wird für die Mittelmeerländer aus der Sicht von Handel, Wirtschaft und Demokratie das Ende sein.“

	 

	Unter diesen Umständen sollte Italien auf gar keinen Fall durch die Wegnahme Südtirols geschwächt werden. Südtirol blieb bei Italien. Die Alliierten einigten sich Ende 1946 auf einen Friedensvertrag für Italien, der dort als viel zu hart betrachtet wurde. „Er kann“, so Außenminister Carlo Sforza, „das Leben einer Nation von 45 Millionen Menschen lähmen oder vergiften.“

	 

	Nur mit Hilfe von außen konnte das verhindert werden. Und es gab nur ein Land, das in der Lage war, diese Hilfe zu leisten: die USA. Am 4. Januar 1947 brach der christdemokratische Ministerpräsident Alcide De Gasperi mit großen Hoffnungen zu seiner ersten Reise in die USA auf, um dort um Hilfe, Vertrauen und Partner zu werben. Seine Hoffnungen erfüllten sich: Präsident Truman und der stellvertretende Außenminister Dean Acheson (im State Department gab es gerade den Wechsel von James Byrnes zu George Marshall) empfingen ihn; am 15. Januar flog er mit einer 100 Millionen-Dollar-Zusage zurück nach Rom (100 Millionen Dollar würden heute 1 Mrd. Dollar entsprechen).

	 

	An diese Reise werden bis heute etliche Spekulationen geknüpft. In Moskau sprach man damals von einer „Pilgerfahrt“ und verdächtigte De Gasperi, er habe aus Washington als Preis für die Hilfe die Anweisung mitgebracht, die Kommunisten aus der Regierung auszuschließen. Tatsächlich geschah genau das wenige Wochen später. Dies zu einem Zeitpunkt, als in Frankreich, Belgien, Norwegen und Österreich noch Kommunisten an der Regierung beteiligt waren. Italien war somit das erste Land in Westeuropa, in dem die Kommunisten aus der Regierung entfernt wurden. Der neue US-Außenminister George Marshall beglückwünschte De Gasperi zu dieser Entscheidung. Ganz im Sinne der Rede Trumans vom 12. März vor dem Kongress (s. Kap. I, 2) ging es von nun darum, Italien gegen den Kommunismus zu sichern.

	 

	Schon drei Wochen nach Trumans Rede legte das zuständige Koordinierungs-Gremium in Washington Empfehlungen für Italien vor. Als Ziel wurde genannt, die italienische Wirtschaft, vor allem die Konsumgüterindustrie, mit beträchtlichen Dollarhilfen anzukurbeln, um so die italienische Gesellschaft gegen kommunistische Verführungen zu immunisieren. In der Folgezeit erhielt Italien 1,6 Mrd. Dollar Marshallplan-Gelder. Die flossen allerdings erst langsam Anfang 1948. Bis dahin aber – und bis zu den alles entscheidenden Parlamentswahlen am 18. April 1948 – verschärfte sich die Lage in Italien zusehends. Das Land durchlief die härteste Zeit seit Kriegsende. Die Zahl der Arbeitslosen stieg, gleichzeitig wurde wochenlang gestreikt, es gab Schießereien, Verletzte und Tote; Parteibüros gingen in Flammen auf. Hinter allem standen die kommunistische Partei und die kommunistische Gewerkschaft. Italiens Botschafter in Washington, Alberto Tarchiani, wies am 16. September 1947 im State Department auf die kommunistische Bedrohung Italiens hin:

	 

	„Die gegenwärtige Streikwelle ist natürlich Teil der übergreifenden Strategie der kommunistischen Partei Italiens, die Regierung De Gasperi aus dem Amt zu drängen. Ich glaube nicht, dass Togliatti [ Führer der kommunistischen Partei KPI ] in der Lage ist, die Regierung De Gasperi durch eine Abstimmung im Parlament zu stürzen. Sollte Togliatti scheitern, könnte er aber versuchen, in Norditalien eine kommunistische Regierung zu errichten, die zweifellos von Tito [dem Führer Jugoslawiens] anerkannt und unterstützt würde. Die Gefahr eines Losschlagens der Kommunisten ist umso größer, als der nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages festgelegte Zeitpunkt für den Abzug der alliierten Truppen aus Italien [90 Tage nach Inkrafttreten, d.h. 14. Dezember 1947] näherrückt und die wirtschaftliche Misere sich weiter verschlimmert.“

	 

	Jetzt schrillten in Washington die Alarmglocken; von einer kommunistischen Machtübernahme (Communist takeover) in Norditalien war die Rede. Am 24. September hieß es in einem Memorandum des Politischen Planungsstabes des State Departments: „Über das letzte Ziel der kommunistischen Partei Italiens besteht kein Zweifel; dieses Ziel ist die totale Unterwerfung Italiens unter sowjetische Kontrolle.“ Das musste um beinahe jeden Preis verhindert werden. Für den Fall, dass es dennoch zu einem kommunistischen Umsturz kommen sollte, wurde beschlossen:

	 

	1. Verstärkung der amerikanischen Streitkräfte im Mittelmeerraum;

	2. Auf Bitten der legalen Regierung De Gasperi jetzt schon Stationierung von Truppen in dem von der Regierung kontrollierten Gebiet – als ein Zeichen der Stärke und der Unterstützung der Regierung;

	3. Mit Zustimmung der Regierung Stationierung von ausreichend Truppen auf Sizilien und/oder Sardinien, um diese beiden strategisch wichtigen Inseln in jedem Fall zu halten. De Gasperi oder sein Nachfolger sollte dann in Palermo oder Cagliari residieren.

	 

	Am 10. März 1948 gab Truman den Befehl, die von De Gasperi gewünschten Waffen – Panzer, Geschütze und Raketenwerfer – nach Italien zu liefern. Die Vorbereitungen liefen noch am selben Tag an.

	 

	Die Kriegshysterie in Washington schwappte allerdings nicht in voller Stärke auf Rom über. De Gasperi hatte nämlich Republikaner und Sozialdemokraten ins Regierungsboot holen können und war zuversichtlich, dass es bei den Parlamentswahlen am 18. April keinen Sieg der Kommunisten geben würde. Über die Bedeutung dieses Tages waren sich allerdings alle einig. „Es ist die allgemeine Überzeugung, dass der 18. April 1948 ein historisches Datum nicht nur für Italien ist, sondern für ganz Europa“, wie der italienische Botschafter in London meinte. Der Wahlkampf wurde „beinahe wie ein Krieg“ geführt, wie es im Nachrichtenmagazin Der Spiegel hieß. Und in diesen Wahlkampf mischten sich die Amerikaner wie nie zuvor ein. Sie zogen alle Register:

	 

	Truman gab 29 italienische Schiffe zurück, die im Krieg beschlagnahmt worden waren. Zwei Tage vor der Wahl kündigte er extra Getreidelieferungen für acht Millionen Dollar an. Überall in Italien hingen Poster mit folgender Botschaft: „Das Brot, das wir essen: es besteht aus 40% italienischem Mehl und 60% kostenlosem amerikanischen Mehl.“ Lokomotiven trugen die Aufschrift: „Dieser Zug fährt dank amerikanischer Hilfe.“ Briefmarken trugen die Aufschrift: „Amerikanische Wirtschaftshilfe = Brot und Arbeit.“

	 

	Der US-Botschafter in Rom, James Dunn, begrüßte unermüdlich mit entsprechendem Medienaufwand – 80 Prozent der italienischen Zeitungen waren in konservativem Besitz – einlaufende amerikanische Schiffe mit Weizenlieferungen und anderen Rohstoffen. Am letzten Tag vor der Wahl stand seine Botschaft in diesen Zeitungen, nämlich:

	 

	„Das amerikanische Volk hat Italien vor dem Verhungern, dem Chaos und möglicher Beherrschung von außen gerettet.“

	 

	US-Justizminister Tom Clark verkündete: es sei eine Wahl zwischen „Demokratie und Kommunismus, zwischen Gott und Gottlosigkeit, zwischen Ordnung und Chaos“.

	 

	Die CIA organisierte eine Kampagne gegen KPI-Mitglieder und stellte 1 Million Dollar (andere Quellen sprechen von 10 Millionen) Democrazia Cristiana-Migliedern zur Verfügung.

	 

	In den USA war das Committe to Aid Democracy in Italy besonders aktiv. 16 Prozent der Italiener hatten Verwandte in den USA, sechs Millionen Italo-Amerikaner gab es dort, die insgesamt 10 Millionen Briefe mit vorformuliertem Text an Verwandte, Bekannte und Freunde in Italien verschickten, die mit sog. Freedom Flights nach Italien gebracht wurden. Die Botschaft darin war unmissverständlich:

	 

	1. Ein Sieg der Kommunisten wird Italien ruinieren.

	2. Die USA werden ihre Hilfe einstellen (das hatte US-Außenminister Marshall öffentlich gesagt).

	3. Industrieanlagen werden als Reparationen nach Russland gehen.

	4. Und – und das war noch schlimmer –: Mitglieder der KPI dürften nicht mehr in die USA einwandern; und wer für die KPI stimmen würde, auch nicht mehr.

	 

	Ein Friendship Train sammelte in den USA Geschenke; anschließend fuhr der Zug durch Italien, wo die Geschenke dann verteilt wurden.

	 

	Berühmte Italo-Amerikaner wie Frank Sinatra engagierten sich in Rundfunksendungen, Hollywood-Größen sammelten Geld für Waisenkinder für im Krieg gefallene italienische Piloten. Die Voice of America sendete täglich auf Kurzwelle nach Italien (wo 1,2 Millionen diese Sendungen empfangen konnten).

	 

	Der Film spielte eine noch viel größere Rolle. Die USA stellten zahllose Propagandafilme über das westliche System und den Marshallplan, auch Hollywoodstreifen, zur Verfügung. Etwa Ninotschka, eine Satire von Ernst Lubitsch und Billy Wilder über das eher triste Leben in der Sowjetunion, mit Greta Garbo in der Hauptrolle. Angeblich haben das im April 1948 ca. fünf Millionen Italiener pro Woche gesehen.

	 

	Wie Hans Woller vom Institut für Zeitgeschichte in München gezeigt hat, fehlte auch die katholische Kirche nicht. „Für oder gegen Christus“ lautete der einprägsame Slogan. Der italienische Episkopat erklärte, was eine Todsünde sei, nämlich für die Volksfront aus Kommunisten und Sozialisten zu stimmen. Kommunisten, so der Erzbischof von Mailand, sollte die Absolution verweigert werden. Selbst Papst Pius XII. verdammte den Kommunismus. Der Erfinder des populären Don Camillo und Peppone, der Schriftsteller Giuseppe Guareschi, schoss mit seinem Spruch den Vogel ab: „Gott sieht dich in der Wahlkabine, Stalin nicht.“

	 

	Und wenn das alles nicht half?

	 

	Amerikanische und britische Kriegsschiffe lagen in italienischen Häfen vor Anker. Deren Botschaft konnte man im Nachrichtenmagazin Time lesen:

	 

	„Die USA sollten klarstellen, dass sie notfalls Gewalt anwenden werden, um zu verhindern, dass Italien kommunistisch wird.“

	 

	Das wäre wohl auch geschehen, war aber nicht nötig. „Die italienische Bevölkerung hatte begriffen“, so schrieb damals Der Spiegel, „dass dieser 18. April ein Schicksalstag nicht nur für sie, sondern für die ganze Welt war.“

	 

	De Gasperi und seine Democrazia Cristiana siegten auf der ganzen Linie. Selbst in den Industriezentren des Nordens, den bisherigen roten Hochburgen Italiens, überflügelten sie vielfach die kommunistische Volksfront. Im konservativen Süden des Landes hatte sowieso jeder ihren Erfolg erwartet.

	 

	In Washington hieß es, dieser Sieg sei „noch bedeutender für die Bekämpfung des Kommunismus in Europa als der Marshallplan“. In London, Paris und den Beneluxstaaten gab es ein großes Aufatmen. Da hatte man sich noch kurz zuvor zum Brüsseler Pakt zum Schutz gegen die Sowjetunion zusammengeschlossen. Gleichzeitig wurden Gespräche mit den USA aufgenommen, an deren Ende am 4. April 1949 die Gründung der NATO stand.

	 

	Im Januar 1949 hatte Italien die Aufnahme in dieses Bündnis beantragt. Die Briten hatten Italiens Kriegserklärung 1940 („Dolchstoß“) nicht vergessen und taten sich trotz allem immer noch schwer, Italien als gleichberechtigten Partner zu akzeptieren. Sie setzten es denn auch durch, dass Italien nicht an den Schlussverhandlungen beteiligt wurde, sondern nur ja oder nein sagen konnte. Am Ende stimmten nur drei Christdemokraten gegen den NATO-Beitritt. Italien war endgültig im Westen angekommen, war von einem besiegten und politisch bedeutungslosen Land zu einem gleichberechtigten, wichtigen Partner der westlichen Staatengemeinschaft geworden. 1950 erhielt es als UNO-Mandat die Treuhänderschaft über die ehemalige Kolonie Somalia, 1951 wurde es Gründungsmitglied der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 1957 der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft.

	 

	 

	
 

	2. Griechenland

	 

	Griechenland war ebenfalls ein wichtiger Schauplatz des Kalten Krieges. Bei seinem Besuch in Moskau im Oktober 1944 schlug Churchill dem Kremldiktator Stalin die Aufteilung Südosteuropas in Einflusszonen vor: Rumänien 90 % für Russland, 10 % für die andern, Jugoslawien und Ungarn 50/50, Bulgarien 75 % für Russland, 25 % für die andern, Griechenland 90 % für Großbritannien, gemeinsam mit den USA („in accord with USA“), 10 % für Russland. Stalin stimmte zu und hakte den deal ab.

	 

	In der Folgezeit hielt er sich an diese Abmachung, was bei Briten und Amerikanern mit Blick auf Osteuropa für Irritationen sorgte, für die Kommunisten in Griechenland allerdings das Ende bedeutete: Stalin unterstützte sie nicht.

	 

	Dort waren nach Abzug der deutschen Wehrmacht im Oktober 1944 die bürgerkriegsähnlichen Kämpfe zwischen den Konservativen und den Kommunisten wieder aufgeflammt. Damals griffen britische Truppen in diese Kämpfe ein. Im Laufe des Jahres 1945/46 versank Griechenland im Bürgerkrieg. Es gab immer wieder bewaffnete Angriffe der Kommunisten gegen staatliche Einrichtungen.

	 

	Seit dem Vorstoß der Sowjetunion in Richtung Türkei – Aufkündigung der Montreux-Konvention (s.o.) – verfolgte Washington mit Sorge auch die Entwicklung in Griechenland. Am 6. September 1946 wurde im Pentagon ein Memorandum über „US-Sicherheitsinteressen in Griechenland“ fertig gestellt, in dem die strategische Bedeutung des Landes für die USA folgendermaßen beschrieben wurde:

	 

	„Griechenland bildet allein eine Barriere zwischen der Sowjetunion und dem Mittelmeer, ähnlich wie die Türkei weiter im Osten. Die USA sind daran interessiert, die gegenwärtige griechische Regierung zu stärken, ehe sich die Lage weiterhin in Richtung eines Bürgerkrieges verschärft. Ein Sturz der Regierung kann zur Entwicklung eines kommunistischen Griechenland führen und muss daher unter allen Umständen verhindert werden.“ Fünf Monate später sahen sich die USA gezwungen, in Griechenland einzugreifen.

	 

	Großbritannien gab wie schon zuvor in Palästina auch in Griechenland auf. Am 21. Februar 1947 übergab der britische Botschafter in Washington eine Note, in der die britische Regierung mitteilte, dass sie sich angesichts der ernsten wirtschaftlichen Lage im eigenen Land gezwungen sehe, am 1. April die Truppen aus Griechenland abzuziehen. Am nächsten Tag meldete der amerikanische Botschafter in Moskau, Walter Bedell Smith, dass einzig die Anwesenheit der britischen Truppen in Griechenland das Land davor bewahrt habe, in den kommunistischen Abgrund gerissen zu werden. Fünf Tage später hielt Dean Acheson die o. g. Rede (s. Kap. I,2). Präsident Truman meinte rückblickend:

	 

	„Griechenland benötigte schnelle und ausgiebige Hilfe, sonst war es verloren, und der Eiserne Vorhang senkte sich über das östliche Mittelmeer, denn nach dem Verlust Griechenlands musste auch die Türkei zu einem unhaltbaren Außenposten inmitten einer kommunistischen See werden. Umgekehrt gefährdete jedes Zurückweichen der Türkei Griechenland. [...] Wenn Amerika diesen Ländern seinen Beistand vorenthielt, musste das im ganzen Nahen und Mittleren Osten wie auch in Italien, Frankreich und Deutschland stärkste Rückwirkungen zeitigen. Rückzug konnte nur ein Ergebnis zeitigen, nämlich Russland riesige Ländermassen in den Rachen zu werfen“. (Kap. I,2)

	 

	Am 12. März 1947 hielt er die o. g. Rede im Kongress. Als entscheidende Ziele der USA mit Blick auf Griechenland nannte er da:

	 

	„das Zerschlagen der sowjetischen Bemühungen, die politische Unabhängigkeit und territoriale Integrität Griechenlands zu zerstören. [...] Die Vereinigten Staaten sollten deshalb von ihrer politischen, wirtschaftlichen und, falls nötig, militärischen Macht vollen Gebrauch machen, um auf effektivste Weise zu verhindern, dass Griechenland unter die Herrschaft der Sowjetunion gerät – sei es durch einen bewaffneten Angriff von außen oder durch sowjetisch dominierte kommunistische Bewegungen innerhalb Griechenlands – und zwar so lange, wie die rechtmäßig gewählte Regierung Griechenlands ihre Entschlossenheit, sich einer solchen kommunistischen Aggression zu widersetzen, unter Beweis stellt.“

	 

	Am nächsten Tag beorderte Marineminister Forrestal den Flugzeugträger USS Leyte und weitere neun Einheiten zu einem Staatsbesuch nach Griechenland.

	 

	Am 22. Mai 1947 unterschrieb Truman das entsprechende Gesetz für Griechenland. Das Land erhielt militärische und wirtschaftliche Hilfe im Umfang von insgesamt 1,2 Mrd. Dollar und im Rahmen des Marshallplans noch einmal etwa 700 Millionen Dollar. Die griechische Armee wurde vom amerikanischen Major James Van Fleet und 250 Militärberatern unterstützt. Griechenland ging nicht wie China „verloren“: Im Sommer 1949 gaben die Kommunisten nach einer entsprechenden Anweisung Stalins auf. 1952 wurde das Land Mitglied der NATO, genauso wie die Türkei, die sich ihren Beitritt durch die Unterstützung mit einer Division (5190 Soldaten) im Koreakrieg „verdient“ hatte.

	 

	 

	
 

	3. Österreich

	 

	Auch Österreich war ein wichtiger Schauplatz des Kalten Krieges.

	 

	Im Foreign Office in London begannen im Frühjahr 1943 die Planungen für Deutschland und Österreich. „Chefplaner“ war der erst 34-jährige Geoffrey W. Harrison. Er legte am 4. April 1943 die erste Fassung eines 13-Seiten-Memorandums über die Zukunft Österreichs vor („The Future of Austria“). Oberste Priorität aller Nachkriegsplanungen war demnach die Trennung Österreichs von Deutschland. Aber was dann? Ein unabhängiges Österreich, „standing alone“ , wie nach dem Ersten Weltkrieg? Kaum vorstellbar. Wäre ein solcher Staat überlebensfähig? „Haben die Jahre der Nazityrannei“, so fragte Harrison, „die zarte Pflanze Nationalgefühl gestärkt oder zerstört? Die Frage ist nicht zu beantworten.“ Und wie würde, langfristig betrachtet, das Verhältnis zu Deutschland aussehen? Harrison warnte: „Die Bande von Blut und Sprache sind stark.“ Ein unabhängiges Österreich würde in jedem Fall schwach sein und „von daher ein potentieller Gefahrenherd“.

	 

	Für die Briten war Österreich ein „rückgradloses Land“ („this flabby country“), das man am liebsten im eigenen Saft hätte schmoren lassen, wäre es aus strategischen Gründen nicht so wichtig gewesen, es von Deutschland getrennt zu halten. Und für die Amerikaner hatte Österreich damals keinerlei strategische Bedeutung. Erst im Dezember 1944 waren sie überhaupt bereit, sich mit einer eigenen Zone an der Besatzung zu beteiligen. Diese Haltung änderte sich allerdings mit Ausbruch des Kalten Krieges dramatisch. Misstrauisch wurde man, als Stalin ohne Rücksprache mit den Verbündeten am 27. April eine provisorische Regierung in Wien installierte und diese Entscheidung in Moskau bekanntgab. Im Mai 1945 hieß es dann im State Department: „Österreich ist das strategische Zentrum, um das es einen politischen Kampf geben wird.“ Die Wahl vom 25. November 1945 mit dem klaren Votum gegen die Kommunisten (s. Kap. II, 1) sprach aus der Sicht des Westens für Österreich. Wir wissen heute, dass diese Wahl in Moskau zum sogenannten „Österreich-Syndrom“ führte, d.h. in keinem von den Sowjets beherrschten Land sollte es je wieder freie Wahlen geben; Kommunisten allein hatten keine Chance, eine Wahl zu gewinnen (was in ihrer Zone in Deutschland zur Zwangsfusion von KPD und SPD führte.) Im Mai 1947 hieß es dann in einer Richtlinie für den US-Hochkommissar in Wien, General Geoffrey Keyes:

	 

	„Österreich ist für diese Regierung auch weiterhin von größter politischer und strategischer Bedeutung. Sie kann nicht zulassen, dass dieses entscheidende Gebiet unter ausschließlich sowjetischen Einfluss gerät, denn das würde nicht nur die sowjetische Herrschaft im Donauraum und auf dem Balkan zementieren, sondern auch unsere Position in Italien, Deutschland und der Tschechoslowakei beeinträchtigen.“

	 

	Um diese Position zu untermauern, wurden jetzt Hilfsmaßnahmen für Österreich beschlossen und das Land wenig später eingeladen, an der Marshallplan-Konferenz in Paris teilzunehmen. Die Bedeutung, die Österreich in den Augen der Amerikaner inzwischen erlangt hatte, wird deutlich an den Dollarbeträgen, die das Land im Rahmen des Marshallplans erhielt: bei den Pro-Kopf-Zahlungen stand die Alpenrepublik an dritter Stelle hinter Island und Norwegen. Zum Vergleich: Westdeutschland mit seinen etwa 50 Millionen Einwohnern erhielt 1,5 Mrd. Dollar Hilfe, Österreich – und hier nur die Westzonen – erhielt rd. 1 Mrd. Dollar.

	 

	Anfang 1948 machte die Sowjetunion dann völlig überraschend Zugeständnisse – für einen möglichen Staatsvertrag mit Österreich. Der amerikanische Vertreter in der Beratenden Kommission formulierte das in einem Telegramm an Außenminister George C. Marshall folgendermaßen: „Heute hat uns eine fliegende Untertasse getroffen“, und er fragte: „Wollen Sie einen Vertrag unter den gegenwärtigen Verhältnissen in Europa?“ Aber die waren bestimmt vom kommunistischen Putsch in Prag. Marshall wollte nicht, und so bewegte sich in der Österreichfrage nichts.

	 

	George F. Kennan, inzwischen US-Botschafter in Moskau, meinte im Juli 1952: „Für die Sowjets ist Österreich eine Trumpfkarte, die sie möglicherweise erst ausspielen werden, wenn die Lösung der deutschen Frage definitiv ansteht“.

	 

	Diese Lösung aber ließ weiter auf sich warten, während der Kalte Krieg nichts von seiner Schärfe verlor und das amerikanische Misstrauen gegenüber der Sowjetunion auch mit Blick auf Österreich anhielt. Im August 1953 meinte der amerikanische Botschafter in Wien, Llewellyn Thompson, die Weigerung Moskaus, den Staatsvertrag zu unterschreiben, sei Beweis für die üblen Absichten der Sowjets; würden sie andererseits den Vertrag akzeptieren, würde dies nicht das Gegenteil beweisen; der Vertrag würde lediglich von den Sowjets als „eine Waffe im Kalten Krieg“ benutzt werden. Anfang Oktober schrieb er: „Es scheint klar zu sein, dass ein wirklicher Fortschritt in der Österreichfrage nicht erwartet werden kann, solange es keinen Fortschritt in der deutschen Frage gibt.“

	 

	Den gab es Anfang 1955: Die Bundesrepublik hatte die Pariser Verträge unterzeichnet, würde also Mitglied der NATO werden. Dies wollte Moskau offensichtlich – wie schon 1952 – verhindern und spielte jetzt die Österreich-Karte. Erst seit einiger Zeit wissen wir, wie irritiert der Westen von dieser sowjetischen Österreichinitiative war. Österreich würde frei und – als Bedingung – neutral sein. Die Frage war: Was wollten die Sowjets wirklich? Der britische Außenminister Anthony Eden stellte im März 1955 die Frage, ob die Sowjets „damit das Gespräch über Deutschland neu beginnen und damit versuchen wollen, uns Ärger in Deutschland zu machen?“ Mit anderen Worten: Sagten die Sowjets Österreich – und meinten in Wirklichkeit Deutschland?

	 

	Die österreichische Regierungsdelegation kam im April 1955 aus Moskau mit einem Ergebnis zurück, das der britische Botschafter in Wien so kommentierte: „Zu gut, um wahr und ehrlich gemeint zu sein.“

	 

	Westliche Befürchtungen wurden noch verstärkt, als die Sowjets Bundeskanzler Adenauer zu einer Reise nach Moskau einluden. Falls sie allerdings gehofft hatten, mit ihm ins Geschäft zu kommen, so wurden sie gründlich enttäuscht.

	 

	Für den Kanzler, der im September Moskau besuchte, waren die Sowjetführer Chruschtschow und Bulganin „ungebildet und primitiv“. Für ihn gab es kein Ausscheren aus der westlichen Gemeinschaft, keine Österreichlösung für ein vereintes Deutschland. Deutschland blieb geteilt.

	 

	Österreich aber wurde nach zehn Jahren Besatzung endlich frei: Am 15. Mai 1955 wurde in Wien der Staatsvertrag unterzeichnet. Adenauer nannte das „die ganze österreichische Schweinerei“.

	 

	 

	
 

	4. Deutschland

	 

	a. Die Teilung

	 

	In Europa war Deutschland der wichtigste Schauplatz des Kalten Krieges und blieb es – anders als Italien, Griechenland und Österreich – bis an das Endes des Kalten Krieges.

	 

	Für George F. Kennan war schon vor Kriegsende eine spätere Zusammenarbeit mit der Sowjetunion nicht möglich, wie ein erst vor kurzer Zeit bekanntgewordenes Schreiben vom 26. Januar 1945!! von ihm an seinen Freund Charles Bohlen, den späteren Botschafter in Moskau, zeigt. Da hieß es:

	 

	„Wir sollten die vollständige Teilung Deutschlands längs der Linie der sowjetischen Besatzungszone als vollendete Tatsache akzeptieren und sofort beginnen, realistisch die Zukunft des Territoriums zu planen, das westlich dieser Linie liegt, und es so früh wie möglich in die Wirtschaft Westeuropas integrieren. Die USA sollten Osteuropa vollständig aufgeben.“ Jeder der Sieger würde nach dem Motto „catch as catch can“ Reparationen aus seiner Zone nehmen. Er selbst räumte ein, dass dieses „bitterly modest“ Programm auf die Teilung Europas hinauslaufe und die Hoffnung auf Kooperation mit Russland damit aufgegeben werde, aber: „In der Not frisst der Teufel Fliegen.“ („But beggars can’t be choosers.“)

	 

	Bohlen hatte Kennans Bitte, den Brief nach Lektüre zu verbrennen, nicht erfüllt.

	 

	Es kam so, wie Kennan vorausgesagt hatte. Dabei wurde die britische Deutschlandpolitik schon früh von der „russischen Gefahr“ bestimmt. Die USA gingen nach Potsdam ebenfalls auf Distanz zur Sowjetunion: die Sowjets führten in ihrer Zone die „antifaschistisch-demokratische Neuordnung“ durch, mit allem, was dazugehörte, Zwangsfusion von KPD und SPD etc. Die Außenministerkonferenz im Juni/Juli 1946 machte deutlich, dass es in der Deutschlandfrage keine gemeinsame alliierte Politik gab.

	 

	Am 6. September 1946 hielt US-Außenminister James Byrnes dann in Stuttgart, dem Sitz des Länderrates der amerikanischen Zone, jene Rede, die immer wieder als Wende der amerikanischen Deutschlandpolitik bezeichnet worden ist.

	 

	Byrnes kritisierte sowohl die französische als auch die sowjetische Deutschlandpolitik, stellte die Oder-Neiße-Linie als Westgrenze Polens infrage und sparte auch nicht mit Vorwürfen gegenüber den Deutschen. Aber, was wichtiger war, er zeigte diesen Deutschen auch zum ersten Mal eine Perspektive auf, einen Weg aus dem Elend:

	 

	„Das amerikanische Volk wünscht, dem deutschen Volk die Regierung Deutschlands zurückzugeben. Das amerikanische Volk will dem deutschen Volk helfen, seinen Weg zurückzufinden zu einem ehrenvollen Platz unter den freien und friedliebenden Nationen der Welt.“

	 

	Und er machte klar, dass amerikanische Truppen, anders als nach dem Ersten Weltkrieg, so lange wie nötig in Deutschland und Europa bleiben würden; sie sollten damit nicht, wie Präsident Roosevelt in Jalta eher beiläufig bemerkt hatte, nach zwei Jahren abgezogen werden.

	 

	Die Rede wurde über alle Rundfunksender der amerikanischen und britischen Zone übertragen und trotz Papierknappheit in mehreren Tausend Exemplaren gedruckt. Den Deutschen, die bis dahin keine großen politischen Gestaltungsmöglichkeiten gehabt und sich häufig allzu deutlich als besiegte Feinde behandelt gefühlt hatten und auch so behandelt worden waren, erschien die Rede tatsächlich als dramatische Wende der amerikanischen Politik. Entsprechend war die Reaktion: der hessische Ministerpräsident Karl Geiler hatte Tränen in den Augen, als er Byrnes dankte. Der bayerische Wirtschaftsminister Ludwig Erhard schrieb einen Tag später:

	 

	„Seit dem Zusammenbruch wurde keine Tat so befreiend empfunden als der durch die Rede des amerikanischen Außenministers proklamierte Wille, dem deutschen Volk die Möglichkeit zu öffnen, sein eigenes Schicksal zu gestalten.“

	 

	Ein Jahr später und nach zwei weiteren, ergebnislosen Viermächtekonferenzen (in Moskau im März/April und London im November 1947) stand fest, dass es einen Weststaat geben würde.

	 

	Ende März 1948 begannen die Sowjets mit einer Miniblockade West-Berlins, indem sie die Kontrollen auf den Zufahrtswegen dorthin verschärften. Während einige im Westen die Aufgabe West-Berlins nicht ausschlossen, wies der amerikanische Militärgouverneur, General Lucius D. Clay, in einer Telefonkonferenz mit dem War Department in Washington auf die Konsequenzen hin und forderte Härte:

	 

	„Die Tschechoslowakei haben wir verloren. Wir geben Berlin auf. Wenn Berlin fällt, folgt Westdeutschland als nächstes. Wenn wir beabsichtigen, Europa gegen den Kommunismus zu halten, dürfen wir uns nicht von der Stelle rühren. Wir können Demütigungen und Druck, die nicht zum Krieg führen, in Berlin einstecken, ohne das Gesicht zu verlieren. Wenn wir fortgehen, gefährden wir unsere europäische Position. Falls Amerika dies jetzt nicht versteht, falls es nicht begreift, dass die Würfel gefallen sind, wird es nie zu dieser Erkenntnis kommen, und der Kommunismus wird alles überrennen. Ich glaube, die Zukunft der Demokratie verlangt von uns, dass wir bleiben.“ Die Westalliierten blieben!

	 

	Für Deutschland – oder besser Westdeutschland – gab es wenig später ein erstes entscheidendes Ergebnis. Die Westmächte einigten sich in London auf die Gründung eines westdeutschen Teilstaates. Als Frankreich zögerte, gab der britische Militärgouverneur Brian Robertson zu bedenken: „Wenn wir weiter endlos reden, könnten wir eines schönen Morgens aufwachen und Hammer und Sichel bereits am Rhein vorfinden.“

	 

	Der erste sichtbare Schritt auf dem Weg zur Gründung des Weststaates war dann die Währungsreform im Juni 1948. Die neuen DM-Banknoten waren seit Oktober 1947 in New York und Washington gedruckt worden. Am 1. März 1948 war die neue Zentralbank, „Bank deutscher Länder“ gegründet, im April unter dem Decknamen Bird Dog das neue Geld über Bremerhaven nach Frankfurt am Main transportiert und von dort ab dem 14. Juni mit 800 Lastwagen in die Landeszentralbanken gebracht worden. Die Ausgabe der neuen Banknoten begann am Sonntag, den 20. Juni 1948. Die Sowjets reagierten mit der Totalblockade West-Berlins.

	 

	Die Blockade war einer der größten Fehler der sowjetischen Politik nach 1945. Wer im Sommer 1948 im Westen noch Zweifel an der Richtigkeit des anglo-amerikanischen Kurses gegenüber der Sowjetunion hatte – mit der Teilung Deutschlands – , dem wurden diese jetzt durch die Brutalität der Blockade genommen. Bei der Abwehr der sowjetischen Erpressung fühlten sich Westdeutsche, Westberliner und Westalliierte zum ersten Mal seit 1945 als Verbündete. Briten und Amerikaner ließen auch jetzt keinen Zweifel an ihrer Entschlossenheit aufkommen, West-Berlin zu halten. Man dürfe keine Schwäche zeigen, so der britische Außenminister Ernest Bevin im Kabinett, da sonst der Verlust Europas drohe: „Wenn wir hart bleiben, werden die Russen am Ende nachgeben.“ Genauso sollte es kommen. Die Luftbrücke wurde ein durchschlagender Erfolg. Es gab danach keine Notwendigkeit mehr, mit den Sowjets über einen Neuanfang in der Deutschlandpolitik zu reden.

	 

	Im Mai/Juni 1949 gab es dennoch erstmals wieder seit 1947 eine Viermächte-Außenministerkonferenz – als Gegenleistung des Westens an die Sowjets für die Beendigung der Berlinblockade. Auf der Tagesordnung in Paris standen die deutsche Frage und der österreichische Staatsvertrag. Erst seit kurzer Zeit wissen wir, wie skeptisch – und gleichzeitig fest entschlossen – US-Außenminister Dean Acheson mit Blick auf die Sowjets war. Seinen Mitarbeitern erklärte er:

	 

	„Sollten die Sowjets in Paris nur Propagandareden halten, dann werden wir unsere Sachen zusammenpacken und nach Hause fahren und mit voller Kraft voraus den neuen Weststaat errichten, egal was passiert.“ Man werde die Bundesrepublik von den sowjetischen „Handlangern“ im Osten fernhalten, Truppen so lange wie möglich in Deutschland lassen und klare Bedingungen für eine Wiedervereinigung fordern, wobei er die Wiedervereinigung an sich nicht als „Selbstzweck“ betrachtete. Falls das heiße, „Freiheit so weit wie möglich nach Osten bringen, wunderbar, falls nicht, vergiss es“. Noch vor Beginn der für den 23. Mai angesetzten Konferenz meinte er zu Senatoren in Washington, dass es ziemlich schwer, wenn nicht unmöglich sei, ein stabiles Europa zu errichten, „mit russischen Truppen nur 100 Meilen von Hamburg entfernt“.

	 

	Auf der Konferenz kam man in der deutschen Frage denn auch wie erwartet keinen Schritt weiter. Am Ende meinte Acheson, die sowjetischen Vorschläge für einen deutschen Friedensvertrags seien „so voller Propaganda gewesen wie ein Hund Flöhe hat, nur dass es in diesem Fall nur Flöhe und keinen Hund gab“. Man verabschiedete sich am 20. Juni von den Sowjets in der Hoffnung, wie Acheson später schrieb, dass man sich hoffentlich nicht so bald wiedersehen werde.

	 

	 

	
b. Wiederbewaffnung und Stalin-Note

	 

	Die deutsche Frage blieb dennoch in den folgenden Jahren direkt oder indirekt auf der Tagesordnung der internationalen Politik, wobei das Misstrauen der Sieger gegenüber den Deutschen immer eine Rolle spielte. Für die Westmächte reduzierte sich das ganze Problem auf das Thema zukünftige Sicherheit vor Deutschland. Hier tauchte immer wieder der sogenannte Rapallo-Komplex auf, d.h. die Befürchtung, dass die Deutschen hinter dem Rücken des Westens ein Geschäft mit den Sowjets machen würden (in Erinnerung an die in Rapallo im Jahre 1922 – zur Überraschung der Westmächte – gemachten deutsch-sowjetischen Absprachen). Das sollte um jeden Preis verhindert werden. Genauso schlimm war aber auch die Möglichkeit, dass ein vereinigtes Deutschland Ost gegen West ausspielen und eine unabhängige Politik betreiben oder – noch schlimmer – sich mit den Sowjets zusammentun würde. Durch die Integration der Bundesrepublik in den Westen sollte diese „deutsche Gefahr“ verhindert, d.h. eingedämmt werden, verbunden mit dem Ziel westlicher Politik, auch die Sowjetunion einzudämmen. Das nannte man dann später „doppelte Eindämmung“. Manche sprachen sogar von einer „dreifachen Eindämmung“, d. h. durch die feste Einbindung in den Westen wollte man die Deutschen auch noch vor sich selbst schützen.

	 

	Gab es bei den Westmächten den Rapallo-Komplex, so gab es bei Bundeskanzler Adenauer den „Potsdam-Komplex“: die permanente Befürchtung, dass die Westmächte die Bundesrepublik irgendwann fallen lassen würden, um mit den Sowjets gemeinsam die deutsche Frage zu lösen, und das hinter und auf dem Rücken der Deutschen.

	 

	Im Mai 1950 nannten die drei westlichen Außenminister im Anschluss an ihre Konferenz in London das Grundprinzip für die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands: Freie Wahlen.

	 

	Als der Vertrag über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft EVG Anfang 1952 unterschriftsreif war – und damit die deutsche Wiederbewaffnung mit 500.000 Soldaten vor der Realisierung stand – reagierte Stalin. Am 10. März bot er den Westmächten die Wiedervereinigung an: Bedingung: militärisch neutral, aber mit einer Nationalarmee. Dieses Angebot ist als Stalin-Note in die Geschichte eingegangen. In der Kabinettssitzung am 11. März hatte der Minister für gesamtdeutsche Fragen, Jakob Kaiser, an die Adresse Adenauers gerichtet gemeint, der Kanzler dürfe jetzt nicht „amerikanischer als die Amerikaner“ sein. Er war es offensichtlich. Wie wir schon seit einiger Zeit wissen, waren die Amerikaner bereit, mit den Sowjets über die Note zu sprechen; sie dachten sogar an gesamtdeutsche Wahlen noch im November 1952. Adenauer lehnte ab. Die Note wurde nicht „ausgelotet“, wie das damals hieß; am Ende gewannen Adenauer und die Westmächte die Notenschlacht, „the battle of the notes“, wie der britische Außenminister Eden das nannte.

	 

	 

	
c. „Roll Back“ und der 17. Juni 1953

	 

	In den USA gab es seit dem 20. Januar 1953 eine neue Regierung mit einer republikanischen Mehrheit im Kongress. Der neue Präsident hieß Dwight D. Eisenhower, der neue Außenminister John Foster Dulles.

	 

	Der verurteilte die von den Demokraten unter Präsident Harry S. Truman betriebene Politik der Eindämmung des Kommunismus („containment“) als negativ, steril und unmoralisch und forderte stattdessen eine „aktive Politik der Befreiung“, die den „vom Kommunismus versklavten Völkern“ wieder Hoffnung und der amerikanischen Außenpolitik ein Ziel geben sollte. Das neue Schlüsselwort hieß „roll back“. Am 27. Januar betonte er, die USA hätten Feinde, nämlich „die sowjetischen Kommunisten und ihre Verbündeten in anderen Ländern, die unsere Vernichtung planen“; die Bedrohung habe einen „todernsten Charakter“. Und er zitierte Präsident Eisenhower, der zuvor erklärt hatte, die USA schwebten „in größerer Gefahr als jemals zuvor in ihrer Geschichte“. Es gelte, dieser Gefahr zu begegnen und gleichzeitig bei den kommunistisch beherrschten Völkern den Freiheitswillen zu wecken. Die Frage, wie diese Völker befreit werden sollten, wurde nicht gestellt. Das überließ man der Propaganda des 1951 gegründeten CIA-Senders Radio Free Europe.

	 

	Als Stalin am 5. März 1953 starb, glaubte der britische Premierminister Winston Churchill an einem „Wendepunkt der Weltgeschichte“ zu stehen. Er, dem seit seiner „Eiserner Vorhang-Rede“ vom 5. März 1946 der Ruf des „kalten Kriegers“ anhaftete, war jetzt entschlossen, mit der neuen Führung in Moskau über eine Entspannung im Kalten Krieg – und mögliche Regelung der deutschen Frage: Deutschland wiedervereint und neutral – zu sprechen. Bereits am 11. März schrieb er an Eisenhower, er zweifle nicht daran, dass diese Gedanken auch Eisenhower tief bewegten. Schon am nächsten Tag kam dessen eher ernüchternde Antwort. Eisenhower lehnte ein Treffen mit den neuen Führern im Kreml zum gegenwärtigen Zeitpunkt ab, da man den Sowjets nicht die Möglichkeit zu einer erneuten „Propagandaschau“ geben dürfe.

	 

	Churchill war daraufhin entschlossen den direkten Kontakt mit Moskau herzustellen und notfalls eine, wie er formulierte, „einsame Pilgerfahrt“ („solitary pilgrimage“) nach Moskau zu unternehmen – allerdings erst, nachdem Eisenhower dazu Stellung genommen hatte. Der sah die Dinge nach wie vor völlig anders. Im Augenblick sei er sehr viel mehr besorgt über die zahlreichen Krisenherde in der Welt und „ich sehe für uns keine andere Wahl, als den Ausbau der moralischen, wirtschaftlichen und militärischen Stärke des Westens stetig fortzusetzen. Das ist die große Herausforderung, mit der wir alle konfrontiert sind.“ Churchill wurde nicht zum Friedensstifter im Kalten Krieg; im Juni 1953 erlitt er einen Schlaganfall.

	 

	Am 17. Juni 1953 kam es zum Aufstand in der DDR. Für all jene im Westen, die am bisherigen Kurs in der Deutschland- und Russlandpolitik festhalten wollten, geradezu ein Geschenk des Himmels, Beweis für die sowjetische Unterdrückungspolitik. Der Aufstand wurde gleichzeitig zum Lakmustest für die neue amerikanische Politik. Erst seit einiger Zeit wissen wir, was damals im Nationalen Sicherheitsrat in Washington diskutiert wurde: Es ging um Waffenlieferungen an die Aufständischen! Die wurden dann nicht geliefert (CIA-Direktor Allen Dulles: „Dumm und gefährlich, Aufständische mit Waffen in Gebieten zu versorgen, wo sowjetische Truppen stehen.“), stattdessen am Ende für 15 Millionen Dollar Lebensmittelpakete.

	 

	Es zeigte sich, dass der new look der Eisenhower-Administration einer konsequenten antikommunistischen Befreiungspolitik mit roll back nicht viel mehr als aggressive Befreiungsrhetorik war, die sich in der Praxis dann nicht wesentlich von der containment-Politik der Truman-Administration unterschied. Das wurde anfangs nicht sogleich erkannt, wurde aber mit dem 17. Juni in der DDR mehr als deutlich. Sodann auch in Ungarn 1956 (s. Kap. II, 5) und der Tschechoslowakei 1968 (s. Kap. II, 6). Die seit Jalta 1945 erkennbare Linie der Interessensphären wurde von keiner Macht überschritten. Das änderte nichts an der Haltung der Amerikaner mit Blick auf die Sowjets. Was Eisenhower von ihnen hielt und was er zu tun gedachte, machte er auf der Gipfelkonferenz der drei westlichen Regierungschefs im Dezember 1953 auf den Bermudas in selten drastischer Sprache klar:

	 

	„Für mich ist Russland eine Hure. Und es ist völlig egal, ob sie neue Kleider anhat oder die alten nur geflickt hat: sie bleibt dieselbe Hure. Die USA werden sie von ihrem jetzigen Strich wieder in den Hinterhof treiben.“ Und Anfang 1954 meinte er zu Churchill, er habe „absolut kein Vertrauen in die Verlässlichkeit und die Integrität der Männer im Kreml“.

	 

	 

	
d. Berlinkrise und Mauerbau

	 

	Am 10. November 1958 kündigte Nikita Chruschtschow im Moskauer Sportpalast die Aufkündigung des Potsdamer Abkommens an. Er drohte damit, dass die Sowjetunion einen Friedensvertrag mit der DDR abschließen werde. Die Westmächte würden dann ihre Rechte verlieren und müssten mit der DDR Verträge über ihren Zugang nach Berlin aushandeln. West-Berlin, das „große Loch inmitten der Republik“ – so SED-Chef Walter Ulbricht – würde gestopft, das „Geschwür am Körper Europas“ – so Chruschtschow – beseitigt werden.

	 

	Am 27. November 1958 legten die Sowjets nach und überreichten den drei Westmächten eine gleich lautende Note, in der sie die Umwandlung West-Berlins in eine selbstständige politische Einheit forderten – und das innerhalb der nächsten sechs Monate. Sollte bis dahin keine Lösung erreicht sein, würden sie einseitig handeln und alle Kompetenzen der DDR übertragen. Diesem Ultimatum ließen sie am 10. Januar 1959 den Entwurf eines Friedensvertrages mit Deutschland folgen, der auf einer Gipfelkonferenz beraten werden sollte.

	 

	Präsident Eisenhower war unter keinen Umständen bereit, der sowjetischen Erpressung nachzugeben. Unterstützt wurde er dabei von seinen Militärs, die noch weiter als er gehen wollten. Als Verteidigungsminister Neil McElroy die Möglichkeit eines Präventivschlages andeutete, warnte Eisenhower: „Wenn wir uns einmal entschlossen haben, militärische Gewalt anzuwenden, dann sind dieser Gewalt keine Grenzen gesetzt. Dies ist eine Tatsache, über die wir uns im klaren sein müssen.“ Bei einem Atomkrieg würden mindestens 76 Millionen Amerikaner sterben, aber man könne dennoch keiner Erpressung nachgeben.

	 

	Am 16. Februar 1959 schlugen die Westmächte den Sowjets für den Sommer – nach Ablauf des sowjetischen Ultimatums – eine Viermächte-Außenministerkonferenzen in Genf vor. Moskau stimmte zu, die Konferenz fand statt – und endete am 5. August ohne Ergebnis. Allerdings war das sowjetische Ultimatum vom Tisch, und die Großmächte begannen, sich zu arrangieren: Chruschtschow wurde zu einem Besuch in die USA eingeladen. Wenig später einigte man sich auf eine Gipfelkonferenz in Paris für Mai 1960.

	 

	Dazu sollte es dann aber nicht kommen. Am 1. Mai 1960, 15 Tage vor der geplanten Konferenz der „Großen Vier“ – Eisenhower, Chruschtschow, Großbritanniens Macmillan und Frankreichs de Gaulle – wurde bei Swertlowsk ein amerikanisches Spionageflugzeug vom Typ U-2 abgeschossen und der Pilot Francis Powers gefangen genommen. Chruschtschow, dem bekannt war, dass die USA seit 1956 Flüge dieser Art durchführten, nahm nun diesen Zwischenfall zum Anlass, die Konferenz platzen zu lassen. Er kam zwar nach Paris, forderte aber noch vor Beginn der Konferenz von Eisenhower eine öffentliche Entschuldigung, die dieser verweigerte. Über Chruschtschows Motive kann immer noch nur spekuliert werden. Der entscheidende Grund war offensichtlich seine Erkenntnis, dass er in der Berlinfrage angesichts der Haltung des Westens – insbesondere der USA, aber auch Frankreichs – nicht das erreichen würde was er sich möglicherweise erhofft hatte. Auf der Rückreise von Paris gab er in Ost-Berlin zu erkennen, dass er auf ein erneutes Gipfeltreffen in sechs bis acht Monaten hoffte: „Die Sache geht uns nicht aus den Augen; warten wir noch, dann wird sie besser heranreifen.“ Er setzte jetzt auf Eisenhowers Nachfolger, der im November gewählt wurde – und John F. Kennedy hieß.

	 

	Auf amerikanischer Seite erkannte der elder statesman und ehemalige Außenminister Dean Acheson, dass es Chruschtschow bei dem ganzen Unternehmen um mehr ging als „nur“ um Berlin und die DDR, nämlich genau um das, was der Kremlchef am 31. März 1961 gegenüber Ulbricht deutlich machte, nämlich: Würde man Kennedy den Friedensvertrag mit der DDR „abringen, reißen wir die NATO in Stücke, denn die deutsche Frage zementiert die NATO“.

	 

	Aus genau dem Grund war an ein amerikanisches Nachgeben nach wie vor nicht zu denken, wie US-Botschafter Thompson Chruschtschow am 24. Mai in Moskau unmissverständlich klarmachte: „Wir werden auf Gewalt mit Gewalt reagieren.“ Wir wissen inzwischen, dass es zwei Tage darauf zu einer denkwürdigen Sitzung des Präsidiums der KPdSU kam und was dort diskutiert wurde. Chruschtschow nannte Kennedy da einen „Hurensohn“ [umgekehrt nannte Kennedy Chruschtschow intern einen „Bastard und Hurensohn“] und analysierte die Gefahrenlage folgendermaßen:

	 

	„Am gefährlichsten ist Amerika, aber Frankreich und Großbritannien werden den USA nie folgen bei der Entfesselung eines Krieges jetzt in Europa, weil die Atomwaffenexplosionen hauptsächlich auf dem Territorium West-Deutschlands, Frankreichs und Englands stattfinden werden. Das sind kluge Leute, und das kapieren sie. Daher bin ich der Ansicht, dass in dieser Sache ein Risiko liegt und dass dieses Risiko, das wir eingehen, gerechtfertigt ist. Ich würde sagen, dass es, in Prozenten ausgedrückt, zu über 95 Prozent keinen Krieg geben wird.“

	 

	Wenige Tage später traf er sich mit Kennedy in Wien. Nach diesem Treffen am 3. und 4. Juni war er nicht mehr ganz so sicher. Am 25. Juli kündigte Kennedy nämlich ein massives Aufrüstungsprogramm an. Chruschtschow sah jetzt doch offensichtlich ein größeres Kriegsrisiko, denn es kam bekanntlich alles anders als er in der Sitzung am 26. Mai im Politbüro lauthals verkündet hatte. Es wurde auch kein amerikanisches Flugzeug abgeschossen. Stattdessen am 13. August die Mauer gebaut, das „Maximum dessen, was aus West-Berlin herauszuholen war“, wie er am 6. Februar 1962 Ulbrich zu dessen Enttäuschung klarmachte.

	 

	Wenige Tage nach dem Mauerbau hatte Kennedy den „Helden der Luftbrücke“, General Lucius Clay, als seinen persönlichen Vertreter nach Berlin geschickt. Der war im übrigen der einzige hochrangige Amerikaner, der die Stacheldrahtverhaue am liebsten hätte niederreißen lassen. Das führte dazu, dass sich am 27. Oktober am Checkpoint Charlie 16 Stunden lang zehn amerikanische Panzer zehn sowjetischen gegenüberstanden – jeweils mit scharfer Munition. Der spätere sowjetische Botschafter in Bonn, Valentin Falin – damals im Außenministerium in Moskau tätig –, erinnerte sich, dass, hätten die Amerikaner etwas gegen die Mauer unternommen, die sowjetischen Panzer das Feuer eröffnet und damit die USA und die Sowjetunion „näher als je zuvor an den Rand des Dritten Weltkrieges gebracht hätten. Hätte das Duell der Panzer damals in Berlin begonnen – und alles sah so aus, als ob es dazu kommen würde –, dann wären die Ereignisse wahrscheinlich außer Kontrolle geraten.“

	 

	Zu dieser Konfrontation war es ohne Wissen Kennedys und Chruschtschows gekommen, die beide nicht an einer Eskalation interessiert waren. Nach diesen 16 Stunden war denn auch alles vorbei. Kennedy hatte Chruschtschow eine Botschaft zukommen lassen, in der er ihn gebeten hatte, die Panzer zurückzuziehen, mit der Zusicherung, dass unmittelbar danach auch die amerikanischen Panzer zurückgezogen würden. Es war eine Botschaft, in der es um gegenseitige Zurückhaltung ging, wobei Chruschtschow den ersten Schritt tun sollte. Der stimmte dem zu, da aus seiner Sicht damit die Gefahr einer Eskalation beseitigt wurde – und zwar von ihm.

	 

	Der Mauerbau beeinträchtigte im übrigen keinerlei Interessen der Westmächte und war in jedem Fall besser als Krieg, wie Kennedy gesagt haben soll. Intern sagte er nachweislich Folgendes:

	 

	„Es ist doch einfach idiotisch, dass wir wegen eines Vertrages, der Berlin als zukünftige Hauptstadt eines wiedervereinten Deutschland vorsieht, mit der Gefahr eines Atomkrieges konfrontiert sind – wo wir doch alle wissen, dass Deutschland wahrscheinlich nie mehr wiedervereinigt wird!“

	 

	Angesichts der westlichen Untätigkeit unmittelbar nach dem Mauerbau kam es zu einer ernsten Vertrauenskrise im deutsch-amerikanischen Verhältnis.

	 

	Zwei Jahre später schienen alle Querelen vergessen. Vom 23. bis 26. Juni 1963 besuchte Kennedy die Bundesrepublik. Unvergessen sind jene Bilder von den etwa 400.000 jubelnden West-Berlinern vor dem Schöneberger Rathaus, wo Kennedy jenen Satz auf Deutsch sprach, der wohl immer mit ihm verbunden bleibt: „Ich bin ein Berliner.“

	 

	Für jeden war sichtbar geworden, was US-Außenminister Dean Rusk gegenüber seinem sowjetischen Kollegen Andrej Gromyko wenig später in New York so formulierte: Berlin sei von nun an „Staatsinteresse der USA“. Und das wiederum bedeutete, es würde keine Berlinkrise mehr geben. Und in der Tat: in den folgenden Jahren gab es keine Berlinkrise mehr.

	 

	 

	
 

	5. Aufstand in Ungarn

	 

	In der Unsicherheit der Stalin-Nachfolge entfaltete die neue sowjetische Führung schon wenige Tage nach dem Tod des Diktators am 5. März 1953 eine bemerkenswerte Aktivität. Es begann jene „Tauwetterperiode“, die im Westen allerdings nur als taktisches Manöver zur Machtkonsolidierung, nicht aber als grundsätzliche Änderung des außenpolitischen Kurses der neuen Kremlführung gewertet wurde. Am XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 rechnete der neue starke Mann der Sowjetunion, Nikita Chruschtschow, dann mit Stalin und dem Stalinismus ab. Der amerikanische Außenminister John Foster Dulles nannte die Rede „die schlimmste Verurteilung eines despotischen Regimes durch einen Despoten“. Was Chruschtschow wohl nicht vorausgesehen und wohl auch nicht beabsichtigt hatte: Seine Rede führte innerhalb der kommunistischen Parteien in Osteuropa zu schweren Erschütterungen. Im Gefolge der Entstalinisierung kam es zunächst im Juni in Polen zum Aufstand der Arbeiter. Und dann in Ungarn.

	 

	Es begann am 23. Oktober mit einer friedlichen Demonstration von Studenten der Technischen Universität Budapest, aus der zwei Tage später ein bewaffneter Aufstand gegen das kommunistische Regime wurde. Als sich der Nationale Sicherheitsrat in Washington am 26. Oktober – in Budapest schossen bereits sowjetische Panzer – erstmals mit den Vorgängen in Ungarn befasste, wurde besonders deutlich, dass die amerikanische roll back-Politik reine Befreiungsrhetorik war und Ungarn zu keinem Zeitpunkt eine besonders wichtige Rolle zugestanden worden war. Von der CIA wurde dem Land seit Anfang der 1950er Jahre die niedrigste Priorität unter allen Ostblockstaaten beigemessen; es gab dort keine CIA-Aktivitäten. Der Geheimdienst wurde denn auch von den Ereignissen völlig überrascht. CIA-Chef Allan Dulles stellte jetzt allerdings fest, dass dies „die bislang gefährlichste Krise für die Sowjetunion in Osteuropa“ sei. Präsident Eisenhower sah in erster Linie die Gefahr, dass Moskau „zu extremen Mitteln greifen und möglicherweise sogar einen Weltkrieg auslösen würde“. Das musste verhindert werden. Sein Berater für Abrüstungsfragen, Harold Stassen, machte folgenden, bemerkenswerten Vorschlag: Die US-Regierung solle Moskau unverzüglich versichern, dass sie keinerlei Interesse daran habe, Ungarn in die NATO zu ziehen und vielmehr eine Neutralität nach dem Vorbild Österreichs erwäge. Am Ende bat Eisenhower seinen Außenminister, diesen Vorschlag zu prüfen. Der erklärte am nächsten Tag öffentlich, die USA betrachteten Ungarn und Polen nicht als potentielle militärische Verbündete. Entsprechend informierte Botschafter Bohlen „von höchster Stelle“ den Kreml. Das war nichts anderes als ein Freibrief für sowjetisches Eingreifen in Ungarn. Dem entsprach die Anweisung der CIA-Zentrale vom 29. Oktober, dass es „nicht erlaubt war, amerikanische Waffen nach Ungarn zu transportieren“, obwohl Radio Free Europe das Gegenteil verbreitete. Das war fast wie eine Wiederholung der Entscheidung vom 17. Juni. Am 4. November griff Moskau mit 200.000 Soldaten und 5500 Panzern in Ungarn ein.

	 

	Hat der Westen damals versagt? Als sowjetische Truppen den Angriff auf Budapest begannen und in den Straßen der ungarischen Hauptstadt gekämpft wurde, rechneten viele Ungarn damit, dass der Westen ihnen militärisch zu Hilfe kommen würde. Aber von den USA kam keine Hilfe. Washington war nicht bereit, einen Nuklearkrieg mit der Sowjetunion zu riskieren und beschränkte sich auf einen scharfen Protest im Kreml. Das war scheinheilig, andere würden es Realpolitik nennen. Die New York Times nannte die Dinge beim Namen. Sie warf der Sowjetunion den „gemeinsten Verrat und die niederträchtigste Hinterlist seit Menschengedenken“ vor und verurteilte die Invasion Budapests als „monströses Verbrechen am ungarischen Volk“, das „niemals verziehen werden kann“. Das half den Ungarn allerdings auch nicht.

	 

	 

	
 

	6. Der „Prager Frühling“ 1968: „Der Kalte Krieg ist noch nicht zu Ende“

	 

	Trotz – oder gerade wegen – des Vietnamkrieges (s. Kap. IV, 3) und der damit verbundenen schwierigen Lage im eigenen Land war US-Präsident Lyndon B. Johnson bemüht, mit den Sowjets nach Wegen der Entspannung zu suchen. Détente hieß das von nun an. Im Juni 1967 traf er erstmals den sowjetischen Ministerpräsidenten Alexej Kossygin in Glassboro in New Jersey. Ein Ergebnis war die Unterzeichnung des Atomwaffensperrvertrages am 1. Juli 1968. Für Oktober 1968 war ein zweites Treffen mit Kossygin auf einem Schiff vor Leningrad vorgesehen. Eine entsprechende Mitteilung sollte am 21. August 1968 gleichzeitig in Washington und Moskau gemacht werden.

	 

	Es kam bekanntlich alles anders. In der Nacht vom 20. auf den 21. August marschierten Truppen des Warschauer Paktes unter Führung der Sowjetunion in die Tschechoslowakei ein und beendeten gewaltsam den sogenannten Prager Frühling. Die Aktion hatte nachhaltige Auswirkungen auf das westliche Bündnis.

	 

	Die Entwicklung der Reformbewegung in der Tschechoslowakei seit Anfang 1968 unter Führung von Alexander Dubćek wurde damals in Ost und West mit größter Aufmerksamkeit verfolgt. Der „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ war nach Meinung von Johnsons Sicherheitsberater Walt Rostow das wichtigste Ereignis in Europa seit dem Krieg. Würden die Sowjets militärisch intervenieren, dann, so Rostow am 18. Juli, „würde dies für das gesamte Ost-West-Verhältnis katastrophale Folgen haben“. Der Sieg der dogmatischen Kräfte in den Ostblockstaaten hätte das Ende des bisher auf dem Gebiet der Entspannung mühsam Erreichten zur Folge. Auf der anderen Seite, so Rostow weiter, würde ein Nachgeben der Sowjets „das Ende der imperialistischen Ära bedeuten“. Der deutsche Botschafter in Moskau, Helmut Allardt, formulierte es so: „Die Entwicklung in der Tschechoslowakei hat die sowjetische Führung vor die folgenschwersten Entscheidungen der letzten Jahre gestellt.“

	 

	Der Einmarsch fand in der Nacht vom 20. auf den 21. August statt. Aus Washington hatte es zuvor keine Warnung an die Adresse Moskaus gegeben.

	 

	Wir wissen heute auch, warum das so war.

	 

	Drei Stunden vor Einmarsch der Truppen hatte der sowjetische Botschafter in Washington, Anatoly Dobrynin, Präsident Johnson nämlich über die bevorstehende Aktion informiert. In der Botschaft hatte es weiter geheißen: „Die sowjetische Regierung geht davon aus, dass durch diese Aktion die sowjetisch-amerikanischen Beziehungen, die für die sowjetische Regierung von großer Bedeutung sind, nicht beeinträchtigt werden.“ Johnson hatte für die Information gedankt. Das war alles. Rusk meinte später zu Dobrynin, falls Rumänien als nächstes drankomme, wäre das allerdings zu viel für die USA.

	 

	Am 22. August erörterte Johnson mit seinen Mitarbeitern die Lage. Er war enttäuscht, dass es kein Gipfeltreffen mit Kossygin geben würde, denn, so der Präsident: „Der Kalte Krieg ist nicht vorbei.“ Man war sich dennoch einig, dass man der Tschechoslowakei nicht helfen konnte und auch nicht helfen wollte, von einem militärischen Eingreifen ganz zu schweigen, denn das würde, so Rusk, „zum Weltkrieg führen“, zumal der sowjetische Botschafter bereits am 31. August versichert hatte, dass Berichte über militärische Absichten der Sowjetunion gegen Rumänien und gegen die Zufahrtswege nach Berlin „unzutreffend“ seien.

	 

	Die Invasion der Warschauer Pakt-Staaten war nach Meinung der amerikanischen Militärs eine „hervorragende Operation, sehr wirksam und sehr gekonnt durchgeführt“. In ganz Europa ging die Kriegsfurcht um. Ähnliche Aktionen in Rumänien, Jugoslawien, Albanien oder Österreich wurden nicht ausgeschlossen.

	 

	Wien hatte die Entwicklung im Nachbarland aufmerksam verfolgt und Vorbereitungen getroffen. Am 24. Juli war der Plan „Urgestein“ beschlossen worden. Er sah vor, dass eindringende oder flüchtende Truppenteile entwaffnet werden und Einheiten des Bundesheeres an die Grenze verlegt werden sollten. Von der Invasion selbst wurde man dann aber auch völlig überrascht – und reagierte sehr zurückhaltend: Truppen wurden zwar verlegt, aber nur bis auf 30 km vor die Grenze. Bruno Kreisky (SPÖ) erklärte daraufhin Bundeskanzler Josef Klaus (ÖVP) öffentlich zum Appeaser. Aber was noch schlimmer war: Österreichs Botschafter in Prag, Rudolf Kirchschläger, erhielt von Außenminister Kurt Waldheim die Weisung, für ČSSR-Bürger die Botschaft zu schließen und keine Visa zu erteilen. Kirchschläger setzte sich bekanntlich über diese Weisung hinweg. („Ich gestehe, daß ich es kaum über mich bringen würde, dieser Weisung nachzukommen, ohne in schwerste Gewissenskonflikte zu geraten.“) In Wien herrschte teilweise Panik, Klaus rechnete sogar mit dem Ernstfall, der Okkupation Österreichs. Für den Fall plante er, die Regierung von Wien in den Westen des Landes zu verlegen. Der Fall trat bekanntlich nicht ein.

	 

	Die Bundesregierung in Bonn, die von der Invasion völlig überrascht wurde – der Bundesnachrichtendienst hatte keine Informationen geliefert –, bezeichnete die Intervention als „eine völkerrechtswidrige Aktion und eine unzulässige Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Tschechoslowakei“. Für Bundeskanzler Kiesinger waren die Ereignisse „ernst und schlimm“. Als erstes schlug er eine Sondersitzung der NATO vor, „vielleicht eine Gipfelkonferenz, um sich gemeinsam zu überlegen, was man tun könnte, dass dieser müde und lasch gewordene Werktagsbetrieb, die NATO, wieder mit Leben erfüllt wird, wobei ich keineswegs meine, mit kriegerischem, offensivem Geist.“

	 

	Von Kiesingers Vorschlag hielt Johnson allerdings überhaupt nichts. „An NATO-Treffen herrscht kein Mangel“, meinte er am 4. September.

	 

	Die Kriegsfurcht der Europäer sollte aber vor allem zur Stärkung der NATO genutzt werden, d. h. sie sollten ihre Verteidigungsanstrengungen erhöhen. In diesem Sinne wurde vor allem auf Bonn Druck ausgeübt. Mit Erfolg: Mitte Oktober beschloss die Bundesregierung, den Verteidigungshaushalt drastisch zu erhöhen. Dabei ging es um den Kauf neuer Kampfjets aus den USA, um den Aufbau einer 12. Bundeswehrdivision und um zusätzliche Devisenausgleichszahlungen an die USA. Für Moskau aber galt nach der Invasion in der Tschechoslowakei von nun an die nach dem sowjetischen Partei- und Regierungschef sogenannte „Breschnew-Doktrin“: wo immer ein kommunistisches Regime bedroht war, würde Moskau militärisch intervenieren.

	 

	 

	
 

	7. Die KSZE-Schlussakte von Helsinki

	 

	Am 1. August 1975 unterzeichneten 35 Staats- und Regierungschefs aus Europa, den USA und Kanada in Helsinki die „Schlussakte“ der „Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ (KSZE).

	 

	Diese „Schlussakte“ war das Ergebnis von zwei Jahren Verhandlungen von 400 Diplomaten aus 35 Ländern in 2341 Sitzungen. Sie umfasste 100 Seiten; ihr Inhalt war – einem österreichischen Vorschlag folgend – in „Körbe“ aufgeteilt.

	 

	In Korb 1 ging es um eine Grundsatzerklärung im Hinblick auf territoriale Integrität und Unverletzlichkeit der Grenzen in Europa. In Korb 2 um Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und Technik. In Korb 3 um freien Austausch von Menschen, Informationen und Meinungen und für Journalisten freien Zugang zu Presse-, Rundfunk- und Fernsehinformationen.

	 

	Der finnische Staatspräsident Urho Kekkonen sprach in seiner Eröffnungsrede von einem Wendepunkt in der Geschichte Europas: „Wir haben allen Grund zu glauben, dass eine neue Ära in unseren gegenseitigen Beziehungen anbricht und dass wir zu einer Reise durch Entspannung zu Stabilität und dauerhaftem Frieden aufgebrochen sind.“

	 

	Mit am wichtigsten für die Zukunft der KSZE waren aber wohl die Äußerungen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Leonid Breschnew. Er warnte, dass niemand versuchen dürfe, „aufgrund der einen oder anderen außenpolitischen Erwägung anderen Völkern vorzuschreiben, wie sie ihre inneren Angelegenheiten zu ordnen haben. Das Volk eines jeden Staates – und nur das Volk – hat das souveräne Recht, seine inneren Angelegenheiten selbst zu regeln, seine innerstaatlichen Gesetze selbst zu verabschieden“.

	 

	Was da in Helsinki unterschrieben worden war, stieß nicht überall auf Zustimmung. Dennoch war die KSZE-Schlussakte ein zentrales Dokument, auf das sich die Bürgerrechtsbewegungen in Osteuropa berufen konnten – und blieb damit auch ein Katalysator für die Hoffnung der Menschen auf mehr Freiheit und Rechte dort. Unabhängig davon hatte das Verhältnis der Großmächte zueinander eine Reflexwirkung auf den KSZE-Prozess – nicht umgekehrt. Das wurde besonders deutlich seit 1985 mit dem neuen sowjetischen Parteichef Michail Gorbatschow, dessen Politik letztlich das Ende des Kalten Krieges einläutete. Bis dahin war es allerdings noch ein weiter Weg.

	
III. Der Kalte Krieg im Nahen und Mittleren Osten

	 

	1. Von der Gründung Israels bis zur „Eisenhower-Doktrin“

	 

	Der Nahe Osten war jahrzehntelang ein zentraler Schauplatz des Kalten Krieges. Ausgangspunkt war der neue Staat Israel.

	 

	Am 29. November 1947 sprach sich die UNO-Vollversammlung mit 33 Stimmen (unter ihnen die USA, Frankreich und die Sowjetunion) gegen 13 Stimmen (die arabischen Staaten sowie Kuba, Griechenland und Indien) bei 10 Enthaltungen (unter ihnen Großbritannien und China) in der Resolution 181 für die Teilung Palästinas in einen jüdischen und einen palästinensischen Staat aus; Jerusalem sollte unter internationale Verwaltung gestellt werden.

	 

	In den Wochen und Monaten vor Ausrufung des Staates Israel – am 14. Mai 1948 – ging es den Juden darum, möglichst viele Städte und Dörfer von Arabern zu „säubern“. Bis Mitte Mai war dieses Ziel großteils erreicht. Jaffa, Haifa, Akka, Safed und Tiberias waren erobert, mehr als 300.000 Araber geflüchtet bzw. vertrieben worden.

	 

	Angesichts dieser Entwicklung gab es im State Department und bei den US-Militärs Bedenken gegen die Teilung. Man fürchtete den Hass der Araber, möglicherweise Versorgungsprobleme beim Öl und daraus folgend Schwierigkeiten bei der Durchführung des Marshallplans; vor allem aber eine sowjetische Penetration des Gebietes und damit verbunden eine Destabilisierung der gesamten Region, zumal sich die Sowjetunion massiv für die Teilung Palästinas eingesetzt und von 1945 bis 1948 etwa 250.000 Juden aus Osteuropa nach Palästina hatte ziehen lassen.

	 

	Bedenken gab es im Frühjahr 1948 auch beim amerikanischen Geheimdienst CIA: Eine Teilung Palästinas sei nicht möglich, der Fehlschlag schon erkennbar. Am 28. Februar 1948 schlug er eine Treuhandschaft Palästinas durch die USA, Großbritannien und Frankreich vor, die mit amerikanischen Truppen abgesichert werden sollte. Das war wenige Tage nach dem kommunistischen Umsturz in Prag (s. Kap. I, 2). Alle Befürchtungen auf westlicher Seite wurden bestätigt, als die Sowjetunion die entsprechende Beratung des amerikanischen Plans in der UNO blockierte.

	 

	US-Präsident Truman neigte zunächst der Treuhandschaftsidee zu, traf aber am 18. März Chaim Weizmann, den herausragenden Führer der Zionisten – und späteren ersten Staatspräsidenten Israels –, der ihn von der Notwendigkeit des jüdischen Staates überzeugen konnte. Gegen den Widerstand des State Department, und insbesondere des Außenministers George Marshall, war Truman jetzt sogar für eine sofortige Anerkennung des neuen Staates. Truman hegte zwar keine besondere Sympathie für Juden, aber für die Präsidentschaftswahl im Herbst galt es, die 4,6 Millionen jüdischen Stimmen in den USA zu gewinnen. Truman gewann die Wahl – wenn auch nur knapp. Den Krieg gegen die arabischen Nachbarstaaten 1948 gewann Israel.

	 

	Mit Beginn der sowjetischen Waffenlieferungen an Ägypten im September 1955 und der Einrichtung eines gemeinsamen Militärkommandos zwischen Ägypten und Syrien im Oktober 1955, dem sich wenig später auch Jordanien anschloss, begann der Countdown für den nächsten Krieg: Großbritannien, Frankreich und Israel gegen Ägypten. Als Ägyptens Präsident Nasser im Sommer 1956 den Suezkanal verstaatlichte, griff Israel Ende Oktober Ägypten an; am 5. November landeten britische und französische Fallschirmjäger in Port Said. Am 6. November warnte der sowjetische Regierungschef Bulganin Eisenhower, die Kämpfe im Nahen Osten könnten zu einem Weltkrieg führen, und schlug vor, gemeinsam mit den USA militärisch einzuschreiten. Gleichzeitig drohte er Frankreich und Großbritannien ultimativ damit, „die Aggressoren mit der Anwendung mit Gewalt zu vernichten und den Frieden im Nahen Osten wiederherzustellen“. Gleichzeitig bereiteten sich „Freiwillige“ in der Sowjetunion für den Einsatz im Nahen Osten vor. Die Sowjets, so die Militärs in Washington, konnten jederzeit militärisch eingreifen. Daraufhin wurde die im Mittelmeer operierende 6. US-Flotte in Richtung Zypern beordert und um die Flugzeugträger USS Forrestal und USS Franklin D. Roosevelt verstärkt, Luftwaffeneinheiten in Europa und den USA – und einige SAC-Einheiten – wurden in Alarmbereitschaft versetzt.

	 

	Eisenhower wies den sowjetischen Vorschlag verärgert zurück; das sei für ihn „undenkbar“. Immerhin ging man mit den Sowjets im UNO-Sicherheitsrat zusammen, um in einer Resolution gegen Briten, Franzosen und Israelis die Kämpfe am Suezkanal zu beenden. Das löste allerdings Kritik gegenüber den Amerikanern aus, weil sie zu einem Zeitpunkt mit den Sowjets zusammengingen, als diese den Aufstand in Ungarn blutig niederschlugen. In jedem Fall war das das Ende der gemeinsamen Aktion.

	 

	Am 5. Januar 1957 verkündete Eisenhower die nach ihm benannte „Eisenhower-Doktrin“, die am 9. März 1957 vom Kongress gebilligt wurde. Die USA würden demnach mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln – auch Atomwaffen – gegen eine vom „internationalen Kommunismus“ gesteuerte Aggression eines Landes im Nahen Osten vorgehen und darüber hinaus Wirtschafts- und Militärhilfe jenen Staaten dort gewähren, die bereit waren, sowjetischem Druck zu widerstehen. Diese Unterstützung wurde schon bald auf andere Länder ausgeweitet. 1958 standen etwa 45 Staaten auf der Liste.

	 

	Als am 14. Juli 1958 General Kasim in Bagdad putschte und Nuri Said getötet wurde, gingen einen Tag später 5000 US-Marines in Beirut an Land. Kurz darauf landeten britische Fallschirmjäger in Amman, wo König Hussein westliche Hilfe angefordert hatte. Es galt, Jordanien und den Libanon als pro-westliche Restbastionen zu erhalten.

	 

	Ende 1958 wies US-Außenminister Dulles vor dem Nationalen Sicherheitsrat in Washington auf die schwierige Situation im Nahen Osten hin und betonte, es gebe keinen Ausweg, denn die Araber würden sich mit nichts anderem als der totalen Vernichtung Israels zufrieden geben; die Lage sei „tragisch und beunruhigend“. Wie recht er hatte, wurde beim nächsten Krieg deutlich.

	 

	Im Nahen Osten ging (und geht) es – fast – immer um Öl. Sicherung der Ölversorgung war (und ist) das überragende Ziel westlicher Nahostpolitik. Wir kennen erst seit kurzer Zeit einige der Überlegungen auf westlicher Seite. Und die sind höchst interessant.

	 

	Würde man das Öl des Nahen Ostens verlieren, hätte das schwerwiegende Folgen – für Europa, aber auch für die USA. US-Außenminister John Foster Dulles beschrieb im April 1956 die möglichen Konsequenzen folgendermaßen: „Alles, was wir durch den Marshallplan und die NATO erreicht haben, wäre dann verloren.“

	 

	Damals herrschte tiefster Kalter Krieg. Gegner auch im Nahen Osten war die Sowjetunion. Ein sowjetischer Angriff wurde nicht ausgeschlossen. Der hätte über zwei Gebirge geführt werden müssen: den Taurus, der die Türkei und Syrien trennt, und den Zagros, der den Iran vom Irak trennt. Die an diesen Gebirgen angrenzenden Staaten – Irak, Iran, Pakistan, Türkei – bildeten die sogenannte „nördliche Ebene“. Die galt es zu verteidigen.

	 

	Den sowjetischen Truppen würde nur eine geringe Zahl enger Pässe zur Verfügung stehen, die, so der westliche Verteidigungsplan, durch taktische Atomwaffen unpassierbar gemacht werden sollten. Würde das nicht gelingen und die Sowjets durchbrechen, sollten sämtliche Ölquellen unbrauchbar gemacht werden– notfalls unter Einsatz von Atomwaffen. Dieser Plan galt bis Ende der Kennedy-Administration im Jahre 1963. Er wurde erst im Juni 2016 vom National Security Archive in Washington öffentlich gemacht.

	 

	 

	
2. Der Sechstagekrieg

	 

	Am Morgen des 5. Juni 1967 starteten 183 israelische Kampfflugzeuge zu einem Präventivschlag gegen Ägypten. Dessen Luftwaffe wurde vollständig zerstört. Der Angriff war der Beginn eines einzigartigen israelischen Siegeszuges gegen Ägypten, Jordanien und Syrien. Am Abend des 8. Juni standen israelische Panzer am Suezkanal, am 7. Juni wurde Ost-Jerusalem erobert.

	 

	Gegen Mittag des 10. Juni fiel Kuneitra, der Hauptstützpunkt der Syrer auf dem Golan. Der Weg nach Damaskus war frei. In dieser dramatischen Situation bat die Regierung Syriens die Sowjetunion geradezu verzweifelt, „beliebige Schritte zu unternehmen, und zwar in den nächsten zwei bis drei Stunden, da es sonst zu spät sein würde“.

	 

	Wir wissen erst seit kurze, welch dramatische Szenen sich damals im Kreml abspielten. Moskau brach als erstes die diplomatischen Beziehungen zu Israel ab; dann aktivierte Parteichef Leonid Breschnew erstmals den 1963 nach der Kubakrise eingerichteten „heißen Draht“ – die Fernschreibverbindung – zwischen Moskau und Washington und übermittelte US-Präsident Lyndon B. Johnson folgende Botschaft: Sollte Israel die Kriegshandlungen nicht in den allernächsten Stunden beenden, sähe sich die Sowjetunion „zu selbstständigen Handlungen“ gezwungen. Das war die klare Drohung, dass der Kreml auf Seiten der geschlagenen arabischen Staaten eingreifen würde – auch auf das Risiko eines militärischen Konflikts mit den USA hin. „Diese Handlungen“, so hieß es nämlich weiter, „können einen Zusammenstoß zwischen uns bewirken und zu einer großen Katastrophe führen. […] Wir schlagen vor, Israel zu warnen, dass im Falle der Nichterfüllung dieser Forderung die notwendigen Aktionen, einschließlich militärischer Aktionen, eingeleitet werden.“

	 

	Gleichzeitig wurde dem im Mittelmeer befindlichen Verband sowjetischer Kriegsschiffe, einschließlich eines Raketenkreuzers, der Befehl erteilt, in Begleitung einiger U-Boote Kurs auf die Küste Syriens zu nehmen. Der Krieg drohte zu eskalieren und außer Kontrolle zu geraten.

	 

	In Washington erkannte man den Ernst der Situation, im Weißen Haus herrschte höchste Anspannung. Für Verteidigungsminister Robert McNamara war der Inhalt der sowjetischen Botschaft unmissverständlich: „Herr Präsident, wenn Sie Krieg wollen, werden Sie Krieg bekommen.“ Johnson wollte keinen Krieg – er hatte bereits einen in Vietnam.

	 

	Am 10. Juni stoppten die Israelis ihren Vormarsch. Sie hatten einen totalen Sieg über ihre arabischen Gegner erzielt – und verachteten die Araber mehr denn je. Die UNO verabschiedete die Resolution 242, in der Israel zum Abzug seiner Truppen aufgefordert wurde. Das geschah nicht; dafür gab es in den nächsten sechs Jahren einen Abnutzungs- und Zermürbungskrieg am Suezkanal, der bis zum 6. Oktober 1973 mehr Tote kostete als der Sechstagekrieg.

	 

	 

	
3. Der Yom Kippur-Krieg

	 

	An jenem Samstag, 6. Oktober 1973, Yom Kippur, dem höchsten jüdischen Feiertag, starteten die Ägypter am Suezkanal und die Syrer auf den Golanhöhen einen koordinierten Angriff gegen Israel. Im Gefühl des Sieges vom Sechstagekrieg 1967 wurde Israel vollkommen überrascht und musste in den ersten Tagen schwerste Verluste hinnehmen: es verlor die Hälfte seiner 1000 Panzer und 49 Flugzeuge, von denen 14 Phantomjäger waren. Im Norden näherten sich syrische Panzer dem Jordan. Gleichzeitig lieferte die Sowjetunion über eine Luftbrücke weiter Waffen an Syrien und Ägypten. Die Lage war ernst. Wie ernst, wissen wir auch erst seit einiger Zeit.

	 

	Die israelische Ministerpräsidentin Golda Meir gab damals nämlich den Befehl, die vorhandenen 13 Jericho-Raketen – Reichweite 500 km – mit Atombomben (jeweils 20 Kilotonnen TNT: die Hiroshima Bombe hatte eine Sprengkraft von 13 Kilotonnen) zu bestücken und startklar zu machen.

	 

	In dieser Situation entschied US-Präsident Nixon, eine massive Luftbrücke nach Israel einzurichten: 25 Großraumflugzeuge brachten täglich 1000 Tonnen Kriegsmaterial nach Israel. Als die ersten Flugzeuge landeten, brach Golda Meir aus Dankbarkeit in Tränen aus. Nixon rettete damals Israel vor dem Untergang.

	 

	Ägyptens Präsident Sadat lehnte allerdings einen Waffenstillstand ab – und machte dann im Gefühl des Sieges einen schwerwiegenden Fehler: Ägyptische Panzer stießen weiter nach Osten vor und verließen damit den 30 km Schutzschirm ihrer von den Sowjets gelieferten SAM-Raketen. Mit katastrophalen Folgen. Auf 1000 ägyptische Panzer warteten jetzt 750 israelische. Es kam zur größten Panzerschlacht seit dem Zweiten Weltkrieg, die zu einer schweren Niederlage der Ägypter führte: sie verloren 250 Panzer, die Israelis nur 20.

	 

	Jetzt wollte auch Sadat einen Waffenstillstand. US-Außenminister Kissinger intern: „Jeder im Nahen Osten weiß, wer dort Frieden haben will, muß zu uns kommen. Wir wollen die Sowjets nicht zu sehr erniedrigen.“ Parteichef Leonid Breschnew wies in einem dringenden Schreiben an Nixon auf die Verantwortung der beiden Großmächte hin, die Dinge „nicht außer Kontrolle geraten zu lassen“, und bat ihn, Kissinger nach Moskau zu entsenden, um dort einen Waffenstillstand auszuarbeiten. Der wurde dann auch am 22. Oktober als Resolution 338 vom UNO-Sicherheitsrat angenommen. Die Kriegsparteien wurden aufgefordert, das Feuer einzustellen und Verhandlungen für einen „gerechten und dauerhaften Frieden“ im Nahen Osten auf der Basis der Resolution 242 zu beginnen.

	 

	Der Waffenstillstand war noch nicht in Kraft getreten, da wurde er schon von beiden Seiten gebrochen. Die Israelis verstärkten ihre Truppen auf der Westseite des Kanals – sie standen 80 km vor Kairo – und kesselten gleichzeitig auf der Ostseite des Kanals die 3. ägyptische Armee vollständig ein. Kissinger hatte Israels Ministerpräsidentin Golda Meir versichert: „Wenn die israelischen Truppen in der Nacht agieren, während ich im Flugzeug sitze, wird es keinen lauten Protest aus Washington geben.“ Moskau sah das anders. Breschnew jetzt: „Kissinger hat uns zum Narren gehalten und einen Deal mit Tel Aviv ausgehandelt.“ Zum ersten Mal seit 1967 benutzte er wieder den „heißen Draht“ , sprach von „Verrat“ und verlangte von Nixon eine sofortige Aktion gegen Israel. Er schlug vor – Kissinger: „Praktisch ein Ultimatum.“ –, dass sowjetische und amerikanische Streitkräfte gemeinsam für die Einhaltung des Waffenstillstands sorgen sollten. Würde Washington ablehnen, so Breschnews Drohung, würde Moskau allein handeln und mit Truppen im Nahen Osten intervenieren. Sieben sowjetische Luftlandedivisionen – 50.000 Mann – befanden sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Alarmbereitschaft, 85 sowjetische Schiffe hatten Kurs auf Alexandria genommen.

	 

	Für Kissinger war klar, wie er intern betonte: „Wir müssen in den Ring steigen.“ Diesmal reagierten die USA anders als 1967 und riefen am 25. Oktober für ihre Truppen weltweit die Alarmstufe DEFCON-3 aus (erhöhte Alarmbereitschaft; DEFCON-2: Angriff steht unmittelbar bevor, DEFCON-1: Krieg) und bereiteten gleichzeitig den Einsatz von Atomwaffen vor (hier galt DEFCON-2). Als die Meldung kam, dass sich acht sowjetische Transportmaschinen mit jeweils 200 Soldaten an Bord auf den Start nach Ägypten vorbereiteten, wurden die auf Guam stationierten B-52 in die USA zurückgerufen. Als danach die Nachricht durchsickerte, dass Einheiten der DDR-Volksarmee in Alarmbereitschaft versetzt worden seien, wurden zusätzlich die 82. US-Luftlandedivision alarmiert und Flugzeugträger ins östliche Mittelmeer beordert.

	 

	Im Schreiben an Breschnew lehnte Nixon dann dessen „Ultimatum“ ab und schlug stattdessen eine multilaterale Friedenstruppe der UNO vor, die den Waffenstillstand überwachen sollte. Breschnew stimmte zu. Das Ergebnis war die UNO-Resolution 340 vom 25. Oktober 1973. Der Yom Kippur-Krieg war damit offiziell beendet. Von nun an galt, was Kissinger in seinen Erinnerungen so formulierte: „Amerika war zum entscheidenden Faktor in der Nahost-Politik geworden.“

	 

	Die Sowjetunion spielte dort keine Rolle mehr. Am Ende dieser Entwicklung stand 1978 auf Vermittlung von US-Präsident Jimmy Carter das Camp David-Abkommen, das im März 1979 im Friedensvertrag zwischen Israel und Ägypten mündete: Israel würde die Sinai-Halbinsel an Ägypten zurückgeben und Ägypten dafür als erster arabischer Staat Israel diplomatisch anerkennen. Die Sowjetunion war an all dem nicht beteiligt.

	 

	 

	
4. Afghanistan

	 

	Am 29. Dezember 1979, 14 Tage nach dem NATO-Doppelbeschluss (s. Kap. VIII, 1), überfielen sowjetische Truppen Afghanistan. Der NATO-Rat befasste sich mit diesem Thema erstmals am 1. Januar 1980. Der deutsche NATO-Botschafter Rolf Pauls machte dort deutlich, was die Invasion bedeutete und wie der Westen reagieren müsse. Der „muss jetzt eine deutliche Linie ziehen, die nicht mehr überschritten werden darf “. Der Osten dürfe nicht dazu gebracht werden, die Reaktion des Westens falsch einzuschätzen. Die zögernde Haltung Belgiens, Dänemarks und der Niederlande beim Doppelbeschluss war für ihn der Beweis, dass die Allianz in keiner guten Verfassung war und die Sowjetunion genau darauf spekulierte. Hauptziel der sowjetischen Politik blieb für ihn daher, „die Alliierten auseinanderzudividieren, die Europäer von den Amerikanern, die Europäer untereinander, und die Deutschen möglichst zu isolieren“. Er kritisierte die Europäer in der NATO; da gebe es die Neigung, „den Amerikanern, wenn sie viele Fragen stellen, Führungsschwäche, wenn sie hingegen mit Entscheidungen einen Weg zeigen, rücksichtsloses Vorpreschen vorzuwerfen“. Es sei fraglich, wie lange die Amerikaner das noch hinnehmen würden. Die gegenwärtige Krise stelle jedenfalls die europäisch-amerikanische „Kohäsion“ auf die Probe. Die Amerikaner hätten sich voll zum Schutz der Sicherheit Europas verpflichtet. Wenn die amerikanische politische Öffentlichkeit im Zuge der Afghanistan-Krise und der Geiselnahme (am 4. November 1979 hatten etwa 400 Studenten im Zuge der islamischen Revolution im Iran die US-Botschaft in Teheran besetzt und 52 Botschaftsangehörige als Geiseln genommen) die Erfahrung machen sollte, dass die USA von ihren europäischen Verbündeten mehr oder weniger allein gelassen würden, müsse das tief greifende Rückwirkungen im amerikanisch-politischen Bewusstsein haben, sehr zum Schaden der zukünftigen Sicherheitspolitik der Europäer: „Es würde die Gefahr einer politisch-psychologischen Abkoppelung heraufbeschwören.“

	 

	Was die Afghanistan-Invasion betraf, so war er der Meinung, dass sich die Sowjetunion nicht durch eine militärische Operation solchen Ausmaßes exponiere, nur um die regionalen Verhältnisse in Afghanistan nicht aus dem Griff zu verlieren. Dem liege eine weiterreichende politische Konzeption zugrunde. Durch den Vorstoß in den Süden habe sich die Sowjetunion in eine ungleich günstigere Ausgangsposition gebracht:

	 

	„Das genügt, um die Gefahr, die darin liegt, dass mit einem weiteren Schritt das gesamte nahöstliche Öl, einschließlich des saudischen, unter sowjetische Kontrolle geriete, zu verdeutlichen und zu unterstreichen, was für Europa auf dem Spiel steht. Die Sowjetunion will Europa nicht militärisch forcieren, aber wenn es die für das europäische Überleben entscheidenden Rohstoffquellen unter seine Kontrolle bringt, kann sie Europa lahmlegen. Man mag es auch ‚finnlandisieren‘ oder ‚neutralisieren‘ nennen.“

	 

	In Bonn war trotz allem Zurückhaltung angesagt. In einer Hausbesprechung im Auswärtigen Amt meinte Außenminister Genscher, man solle sich keinem Vorschlag verschließen, aber auch nicht antreiben: „Wir sollten erst hören, was die anderen sagen.“ Das galt auch für einen möglichen Boykott der Olympischen Sommerspiele, die vom 19. Juli bis 3. August in Moskau stattfinden sollten. Auch da, so Genscher, „sollten wir uns bedeckt halten und warten, was die anderen sagen“.

	 

	Inzwischen hatte US-Präsident Carter den Mehrheitsführer des Senats darum gebeten, die Ratifizierung des SALT II-Abkommens, das er und Breschnew am 18. Juni 1979 in Wien unterschrieben hatten, auszusetzen. Am 4. Januar kündigte er in einer Fernseh- und Rundfunkansprache Sanktionsmaßnahmen der USA an. Dazu gehörte neben der am 2. Januar erfolgten Rückberufung des amerikanischen Botschafters in Moskau die Einstellung der Lieferung hochentwickelter Technologie, eine Einschränkung sowjetischer Fischereirechte in amerikanischen Gewässern sowie amerikanische Getreidelieferungen an die Sowjetunion. Die sowjetische Invasion Afghanistans war für ihn „die größte Bedrohung des Friedens seit dem Zweiten Weltkrieg“ („the greatest threat to peace since the Second World War“). In einem Telefonat mit Bundeskanzler Helmut Schmidt machte er am 10. Januar deutlich, dass man der Sowjetunion zeigen müsse, „dass ihr für ihr Verhalten eine Strafe auferlegt würde“.

	 

	In seiner „Rede zur Lage der Nation“ am 23. Januar 1980 erklärte er den Mittleren Osten ausdrücklich als Einflusssphäre der USA. Was als „Carter-Doktrin“ in die Geschichte eingegangen ist, formulierte er da so: „Um unsere Position absolut klarzustellen: Jeder Versuch einer anderen Macht, Kontrolle über den Persischen Golf zu gewinnen, wird von uns als ein Angriff auf die Lebensinteressen der USA angesehen. Ein solcher Angriff wird mit allen erforderlichen Mitteln, einschließlich militärischer Gewalt, zurückgeschlagen werden.“ Gleichzeitig wurde der Rüstungsetat für 1980/81 um 20 Mrd. Dollar auf 158 Mrd. aufgestockt.

	 

	Im Telefonat mit Schmidt am 5. März 1980 meinte er, er empfinde sehr stark, dass die USA „de facto allein stünden“. Er glaube jedenfalls nicht, „dass sich die Sowjets aus Afghanistan zurückziehen würden“. Genauso war es.

	 

	Unter dem neuen Präsidenten Ronald Reagan wurde Afghanistan ein besonderes Schlachtfeld des Kalten Krieges. Die afghanischen Widerstandskämpfer dort erhielten schon bald amerikanische „Stinger“- Boden-Luft-Raketen, die so erfolgreich eingesetzt wurden, dass der sowjetische Verteidigungsminister demjenigen den Orden „Held der Sowjetunion“ versprach, der eine solche Rakete als Erster nach Moskau bringen würde. Die Amerikaner stellten darüber hinaus Daten ihrer Satelliten zur besseren Zielerfassung zur Verfügung. Afghanistan wurde so zum „Vietnam“ der Sowjets, die sich 1989 zurückzogen. Als Fazit der sowjetischen Intervention in Afghanistan bleibt festzuhalten: seine enormen Kosten und die etwa 15.000 toten Soldaten beschleunigten jenen Prozess, der schließlich zur Auflösung der Sowjetunion führte.

	 

	 

	
IV. Der Kalte Krieg im Fernen Osten

	 

	1. Der Koreakrieg: Der „Wendepunkt des Kalten Krieges“

	 

	1910 war Korea von Japan annektiert und bis zu dessen Niederlage 1945 erbarmungslos ausgebeutet worden. Mitte August 1945 akzeptierte Stalin einen amerikanischen Vorschlag, den 38. Breitengrad als Demarkationslinie zu nehmen: nördlich davon sollten die Sowjets die Japaner entwaffnen, südlich davon die Amerikaner. Wie im geteilten Deutschland verfestigte sich diese Linie bald zur Systemgrenze. Schon Ende 1945 hatte der amerikanische Oberbefehlshaber in Japan, Fünf-Sterne-General Douglas MacArthur, vor dieser Entwicklung gewarnt. „Die Situation in Korea“, so hatte er nach Washington gemeldet, „schafft in extremer Weise einen fruchtbaren Boden für den Kommunismus.“ Im Juni 1946 ergänzte Edwin Pauley, der amerikanische Vertreter in der Alliierten Reparationskommission:

	 

	„Korea ist zwar ein kleines Land und vom militärischen Standpunkt aus von geringer Bedeutung; dafür ist es ein ideologisches Schlachtfeld, das unseren ganzen Einfluss in Asien entscheidend bestimmen kann. (...) Die Handlungen der Sowjets lassen jedenfalls klar erkennen, dass sie nicht nur nicht die Absicht hegen, sich in naher Zukunft aus Korea zurückzuziehen, sondern vielmehr ihre Herrschaft in Nordkorea zu befestigen trachten“.

	 

	Genauso war es. Die Sowjets verhinderten Anfang 1948 freie Wahlen in Korea. „Diese Haltung,“ so der Nationale Sicherheitsrat in Washington, „lässt unweigerlich darauf schließen, dass das vorrangige Ziel der sowjetischen Koreapolitik in der Errichtung sowjetischer Vorherrschaft im ganzen Land liegt.“ Im Norden errichtete Kim Il Sung dann zunächst mit sowjetischer Hilfe ein kommunistisches Regime, im Süden Syngman Rhee seine nicht minder diktatorische Herrschaft. Beide beanspruchten für sich, der legitime Vertreter ganz Koreas zu sein. Während die Sowjetunion und die USA ihre Truppen abzogen, forderten beide die gewaltsame Vereinigung des Landes. Würden die Kommunisten angreifen, dann, so beruhigte MacArthur Syngman Rhee 1949, „werde ich Korea so verteidigen, wie ich Kalifornien verteidigen würde.“

	 

	Der Krieg begann an einem Sonntag, im Morgengrauen des 25. Juni 1950. Um 4.00 Uhr eröffneten die Nordkoreaner mit Haubitzen und Mörsern entlang des 38. Breitengrades das Feuer. Dann traten auf der etwa 200 Kilometer langen Front zwischen dem Gelben und dem Japanischen Meer sieben Infanteriedivisionen und eine Panzerbrigade, zusammen etwa 120.000 Mann, zum Angriff an.

	 

	Der Überfall Nordkoreas auf den Süden des Landes wurde von den USA als ein Stellvertreterkrieg und Beginn einer von der Sowjetunion gesteuerten, groß angelegten globalen kommunistischen Offensive interpretiert. Mithin stand – mit den Worten von US-Außenminister Dean Acheson – „die Zukunft der gesamten freien Welt auf dem Spiel“. Für ihn war Korea ein „Wendepunkt der Geschichte“, für US-Präsident Truman „das Griechenland des Fernen Ostens“ (zu Griechenland s. o., Kap. II, 2).

	 

	Als nächste mögliche Ziele wurden genannt: Indochina, Burma, Malaya, Jugoslawien, Persien und Deutschland. Alle in dem berühmten Memorandum NSC 68 (s. Kap. I, 2) formulierten Befürchtungen schienen sich zu bestätigen. Es galt daher, der kommunistischen Aggression in Korea entschlossen entgegenzutreten. Truman befahl am 27. Juni den Einsatz amerikanischer Luft- und Seestreitkräfte. Dieser Beschluss wurde im vollen Bewusstsein des damit verbundenen Risikos eines Krieges mit der Sowjetunion getroffen.

	 

	Wir wissen heute: Ohne Stalin hätte es diesen Krieg nicht gegeben! Erst seit kurzer haben wir Kenntnis davon, wie die Dinge damals gelaufen sind.

	 

	Im Einzelnen sah das so aus:

	 

	Am 9. Februar 1950 gab Stalin dem Drängen Kims nach und befahl, mit den Vorbereitungen für den Angriff zu beginnen. Angriffsbefehle, die er wenig später persönlich genehmigte, sprachen von Gegenangriffen, um so den Eindruck zu erwecken, als ob Südkorea Nordkorea angegriffen hätte. In der Hoffnung auf einen schnellen Sieg gab Stalin Kim dann am 10. Juni endgültig grünes Licht für den Angriff. Um seine Verantwortung für die Nachwelt zu vertuschen, setzte er die Unterschrift von Andrej Gromyko, damals stellvertretender Außenminister, unter das entsprechende Telegramm. Gleichzeitig forderte die „Instanz“, wie Stalin intern genannt wurde, eine „Geschichte“ für die Nachwelt: aus einem kommunistischem Überfall wurde eine Verteidigungsaktion gegen eine Aggression Südkoreas. Diese Version konnte man dann in offiziellen sowjetischen Militärenzyklopädien nachlesen; sie galt bis zum Ende der Sowjetunion 1991 – und gilt in Nordkorea immer noch.

	 

	Stalin war es dann auch, der einen frühzeitigen Waffenstillstand verhinderte. Seine Haltung war an menschenverachtendem Zynismus nicht zu überbieten, als er meinte, der Krieg sei eine nützliche Form der Erziehung und koste wenig, mit Ausnahme von Menschen, die entbehrlich seien. So konnte erst nach drei Jahren – im Juli 1953 – ein Waffenstillstand unterzeichnet werden.

	 

	Der Koreakrieg war zwar ein „begrenzter Krieg“ geblieben, hatte aber dennoch gravierende Konsequenzen für alle Beteiligten und vor allem für die weitere Entwicklung des Kalten Krieges. Im Einzelnen bedeutete er:

	 

	Unmittelbar für die Menschen:

	Es gibt keine exakten Zahlen über die koreanischen und chinesischen Verluste, aber Folgendes lässt sich wohl sagen: Südkorea verlor etwa eine Million Menschen (Soldaten und Zivilisten), Nordkorea 2,5 Millionen und China eine Million (darunter auch Maos Sohn, der am 25. November 1950 bei einem Bombenangriff auf Pjöngjang ums Leben kam). Die Alliierten (ohne USA) beklagten 3960 Tote. Darüber hinaus gab es Millionen Flüchtlinge. Bis Juni 1950 waren bereits 3,5 Millionen Menschen aus dem kommunistischen Norden in den Süden geflüchtet, von Dezember 1950 bis Januar 1951 folgte eine weitere Million (bei einer Gesamtbevölkerung Nordkoreas von 9,5 Millionen). US-General Matthew Ridgway meinte damals, das sei wohl „die größte Tragödie, die Asien jemals erlebt hat“.

	 

	Für Korea:

	Zwei Fünftel der Industrieanlagen und ein Drittel aller Wohnungen in ganz Korea waren zerstört. Südkoreas Hauptstadt Seoul wurde mehrmals besetzt und zurückerobert. Die Stadt war Ende Juni 1950 erstmals von Kommunisten erobert worden; die meisten Bewohner waren geflüchtet. Als es Ende September wieder befreit wurde, hatten die Kommunisten alle Männer von 15 bis 40 Jahren und alle Frauen von 16 bis 25 Jahren, die geblieben waren, verschleppt. Anfang 1951 erlebte Seoul dieses Schicksal erneut: Im Januar wurde es von den Chinesen erobert, im März wieder befreit. Am Ende des Krieges war die Stadt weitgehend zerstört, genauso wie Nordkoreas Hauptstadt Pjöngjang. Das Land war als „Opfer“ des Kalten Krieges 1948 geteilt worden und ist es bis heute.

	 

	Für das amerikanisch-chinesische Verhältnis:

	Der Krieg vergiftete für Jahrzehnte – bis zum Besuch von US-Präsident Richard Nixon 1972 in der Volksrepublik – die Beziehungen und zwang Peking für lange Zeit an die Seite Moskaus, was offensichtlich von Anfang an Stalins Absicht gewesen war.

	 

	Für den Nationalchinesen Tschiang Kaischek auf Formosa:

	Er war und blieb der Verbündete der USA, gesichert u.a. durch die 7. US-Flotte und ein Sicherheitsabkommen, das Maos Pläne einer Invasion Formosas zunichtemachte. Das Militärbündnis wurde erst 1979 von US-Präsident Jimmy Carter gekündigt.

	 

	Für Japan:

	Der Krieg war „ein Geschenk der Götter“, wie der japanische Ministerpräsident Shigeru Yoshida 1951 meinte. Japan wurde zum wichtigsten Verbündeten der USA in Asien; es erhielt im September 1951 einen moderaten Friedensvertrag; gleichzeitig wurde ein Sicherheitsabkommen zwischen den USA und Japan unterzeichnet, der auch Japans Wiederbewaffnung vorsah. Während des Krieges wurde der Grundstein für den wirtschaftlichen Wiederaufstieg des Landes gelegt. Allein für die UN-Truppen in Korea lieferte Japan für mehr als 3,5 Milliarden Dollar Material.

	 

	Für das kommunistische China:

	Mao musste seine Pläne für die Eroberung Formosas definitiv zu den Akten legen. Gleichzeitig wuchs sein Misstrauen gegenüber Stalin wegen mangelnder Unterstützung (Rüstungsgüter mussten von China bezahlt werden); hier liegen die Anfänge jener Entfremdung zwischen Moskau und Peking, das Anfang der Sechzigerjahre offen ausbrach. Nach dem Ende der Kämpfe wurden Kräfte frei, um Ho Chi Minh in Indochina im Kampf gegen Frankreich zu unterstützen.

	 

	Für die Sowjetunion:

	Stalin zwang den osteuropäischen Staaten im Januar 1951 in Moskau ein gigantisches Rüstungsprogramm auf, was sie u.a. in größere Abhängigkeit zur Sowjetunion brachte. Für die DDR begann diese Entwicklung im April 1952. Offensichtlich hat Stalin beabsichtigt, 1951 Jugoslawien anzugreifen. Nach den Koreaerfahrungen und der Reaktion der USA wurden diese Pläne nicht realisiert.

	 

	Für Deutschland und Europa:

	Durch die Ernennung von General Dwight D. Eisenhower zum Oberbefehlshaber der NATO im Dezember 1950 wurde aus dem „Papiertiger“ NATO erst ein wirkliches Militärbündnis. Im Februar 1952 wurden Griechenland und die Türkei Mitglieder des Bündnisses, die Sollstärke auf 100 Divisionen angehoben.

	 

	Wohl am wichtigsten war die Grundsatzentscheidung der Westalliierten zur Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschland, die ohne den Koreakrieg keinesfalls bereits im Dezember 1950 gefallen wäre. Damit verbunden war die Verlegung der Verteidigungslinie vom Rhein an die Elbe. Die USA nutzten den Krieg, um die zögernden Briten und vor allem Franzosen von der Notwendigkeit einer deutschen Wiederbewaffnung zu überzeugen. Bundeskanzler Konrad Adenauer nutzte die Gunst der Stunde und die Furcht vor einem deutschen Korea. So war dieser Krieg wenn schon nicht der „Vater“, so doch zumindest der „Geburtshelfer“ der Bundeswehr.

	 

	Die Förderung des wirtschaftlichen Aufschwungs der Bundesrepublik („Wirtschaftswunder“) – ähnlich wie in Japan. Schon wenige Wochen nach Beginn des Krieges war Hochkonjunktur in Westdeutschland. Der Krieg in Asien verhalf der westdeutschen Industrie zu einem Boom. Ein Beispiel: Allein von Juli bis September 1950 stieg die Produktion um mehr als 20 Prozent – und dies trotz einiger Engpässe bei Kohle und Stahl. Demontagestopp und die Aufhebung damals noch bestehender alliierter Wirtschaftsbeschränkungen taten ein Übriges. Deutsche Güter waren auch im Ausland gefragt. Während sich die US-Wirtschaft auf die profitable Rüstungsproduktion im eigenen Land konzentrierte, konnte die deutsche Exportwirtschaft angesichts des wachsenden Weltbedarfs an Waren durch Weltkrieg und Nachkriegszeit verloren gegangene Märkte im Ausland zurückerobern. Die Arbeitslosigkeit sank auf den tiefsten Stand seit der Währungsreform im Jahre 1948. Dauernde Stationierung von US-Truppen in Europa und verstärkte Militärhilfe der Partner.

	 

	Für die UNO:

	Der Koreakrieg war die erste Militäraktion der UNO. Im November 1950 wurde mit der Resolution „Uniting for Peace“ eine grundsätzliche Neuerung eingeführt, die auch für die Zukunft galt. Für den Fall, dass der Sicherheitsrat durch ein Veto blockiert war, konnte eine Entscheidung an die Generalversammlung delegiert werden. Diese war dann berechtigt, bei Friedensbrüchen Empfehlungen für Kollektivmaßnahmen, darunter auch für den Einsatz bewaffneter Kräfte, abgeben zu können.

	 

	Für die USA:

	Die Lage war ernst: Am 16. Dezember 1950 wurde zum ersten – und bis heute zum letzten Mal in den USA der nationale Notstand ausgerufen.

	 

	Fast drei Millionen Soldaten (einige Quellen sprechen von fünf bis sechs Millionen) taten Dienst in Korea, 36.914 von ihnen wurden getötet, 103.284 verwundet. (Zur Zahl der Toten: 36.914 in drei Jahren, in Vietnam 58.269 in acht Jahren.)

	 

	Verwicklung in Indochina/Vietnam. Die Vereinigten Staaten verstärkten ihre Militärhilfe für Frankreichs Krieg in Indochina. US-Präsident Truman kündigte das bereits in seiner Erklärung am 27. Juni 1950 an. Am selben Tag wurden 35 Militärberater nach Saigon geschickt, am 30. Juni landeten dort acht C-47 Transportmaschinen mit Militärgeräten an Bord. Die „Voice of America“ (VoA) strahlte von nun an Sendungen in vietnamesischer Sprache aus; am 26. Juli erhielt Frankreich 15 Mio. Dollar; im September 1950 wurde eine „Military Assistance Advisory Group, Indochina“ (MAAG) eingerichtet. Dem folgte im Dezember 1950 ein Verteidigungsabkommen mit Frankreich, Vietnam, Kambodscha und Laos. Die Militärhilfe für Frankreich stieg von 100 Mio. Dollar im Jahre 1950 auf 300 Mio. im Jahre 1952 bis 1 Mrd. 1954, d.h. 80 Prozent der Kosten des Indochina-Krieges wurden von den USA übernommen. Nach dem Waffenstillstand 1953 verstärkte Mao, wie auf westlicher Seite befürchtet, die Unterstützung für Ho Chi Minh. Die Niederlage Frankreichs in Dien Bien Phu ein Jahr später war nicht aufzuhalten (trotz der insgesamt etwa 3 Mrd. Dollar Unterstützung durch die USA). Von da an führte Amerikas Weg beinahe direkt in den Vietnamkrieg.

	 

	Im September 1951 wurde der ANZUS-Pakt (Australia–New Zealand–USA) zwischen Australien, Neuseeland und den USA gegründet. Dem folgte 1954 das Gegenstück zur NATO (North Atlantic Treaty Organization) in Asien, der Südostasiatische Verteidigungspakt SEATO (South East Asia Treaty Organization). In gewisser Weise gehörte seit 1955 auch der Bagdad-Pakt METO (Middle East Treaty Organization) dazu (seit 1959 CENTO (Central Treaty Organization). Mitglieder: Türkei, Pakistan, Iran, Großbritannien (s. Kap. III).

	 

	Es folgte eine massive Aufrüstung mit dem Ziel strategischer Überlegenheit („preponderance of power“) gegenüber der Sowjetunion. (Mit Entwicklung des „militärisch industriellen Komplexes“, vor dessen Machtanspruch und Auswirkungen Präsident Eisenhower am Ende seiner Amtszeit in seiner „Farewell Address“ am 17. 1. 1961 warnte.) NSC 68 war die Grundlage für diese Entwicklung. Erst mit dem Koreakrieg konnte NSC 68 umgesetzt werden.

	 

	Die Armee wurde von Juni 1950 bis Juni 1954 von 1,46 Mio. auf 3,55 Mio. Mann vergrößert. Die Zahl der im Ausland stationierten Truppen stieg in dieser Zeit von 280.000 auf 963.000. Die Marine wurde ausgebaut, beginnend mit Flugzeugträgern für Düsenjets (der erste war die USS Forrestal). Die Inflation wurde auf niedrigem Stand gehalten, weil die US-Wirtschaft in etwa in derselben Größenordnung wie der Verteidigungshaushalt wuchs. In diesem Zusammenhang muss wohl auch die im Oktober 1952 gegründete – und inzwischen sehr bekannte – National Security Agency (NSA) erwähnt werden; ihre Aufgabe war es, Nachrichtenverbindungen abzuhören.

	 

	Auch im atomaren Bereich gab es gravierende Veränderungen. Mit der Verlegung von B-29 Bombern nach Okinawa und Guam, die neun einsatzfähige Atombomben an Bord hatten, war Truman im April 1951 den Wünschen der Stabschefs – die seine Entscheidung, MacArthur zu entlassen, unterstützt hatten – entgegengekommen. McCarthyism: Der Koreakrieg löste in den USA apokalyptische Ängste vor einer kommunistischen Weltverschwörung aus. Das innenpolitische Klima wurde auf Jahre vergiftet. Es begann die Periode des McCarthyismus: die antikommunistische Hexenjagd, angetrieben vom republikanischen Senator aus Wisconsin, Joseph McCarthy. Dessen „Karriere“ endete zwar im Dezember 1954, aber sein „Erbe“ zeigte später Wirkung: Kein Politiker in Washington war bereit oder konnte es sich „leisten“, Länder in Asien an den Kommunismus zu „verlieren“ – wie einst Truman und Acheson China „verloren“ hatten. Das hat zweifelsohne mit zum Vietnamkrieg beigetragen.

	 

	Bürgerrechtsbewegung in der Armee: Die von Truman am 26. Juli 1948 unter- zeichnete Executive Order 9981 – Gleichbehandlung und Chancengleichheit für alle, ohne Rücksicht auf Rasse, Hautfarbe, Religion oder Abstammung – wurde ansatzweise umgesetzt. Gab es anfangs in der Armee Einheiten, in denen ausschließlich Schwarze dienten, so wurden ab Oktober 1951 Schwarze in die Truppe integriert, ein Prozess, der 1954 abgeschlossen wurde.

	 

	Durch den damals wohl populärsten Amerikaner, den Fünf-Sterne-General Douglas MacArthur, war es erstmals in der amerikanischen Geschichte zur Insubordination eines Militär gegenüber dem Präsidenten und damit zum Konflikt zwischen Militär und Politik gekommen. Auch wenn Truman nur „der Mann aus Missouri“ und bei weitem nicht so populär war wie der General: Er war der Präsident und damit der Oberste Befehlshaber. Sein Befehl galt. Durch die Entlassung MacArthurs hatte der Präsident den Vorrang der politischen Führung vor der militärischen sicher gestellt.

	 

	Der Koreakrieg war im übrigen der erste Düsenjägerkrieg. Dabei schossen die amerikanischen F-86 792 MiG-15 ab, bei lediglich 76 eigenen Verlusten. Er war auch der erste Hubschrauber-Krieg – der seine massive Fortsetzung im Vietnamkrieg fand.

	 

	Grundsätzliches:

	Die Bedeutung des Koreakrieges für unser Thema kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. Er war „der Wendepunkt des Kalten Krieges“, wie Truman es in seiner Abschiedsrede am 15. Januar 1953 formulierte.

	 

	In diesem Krieg wurde zum ersten und gleichzeitig zum letzten Mal eine kommunistische Hauptstadt – Pjöngjang – erobert. Es war gleichzeitig auch das erste und letzte Mal, dass Stalin mit dem Angriff gegen den Süden jene unsichtbare, in Jalta 1945 gezogene Linie der beiderseitigen Einflusssphären überschritt. Das Gleiche galt auch für die USA, trotz der neuen „roll back“-Strategie, in der es um das Zurückdrängen des Kommunismus ging, die an die Stelle des „containment“, der Eindämmung des Kommunismus, trat. Dass diese vom neuen US-Außenminister John Foster Dulles 1953 formulierte antikommunistische Befreiungspolitik nicht viel mehr war als aggressive Befreiungsrhetorik, die sich in der Praxis nicht wesentlich von der containmemt-Politik Trumans unterschied, wurde damals nicht sogleich erkannt. Hoffnungen im Ostblock auf eine Befreiung vom Kommunismus mit Unterstützung der USA – 1953 in der DDR, 1956 Ungarn, 1968 Tschechoslowakei – wurden in der Folge enttäuscht. Konflikte wurden in der „Dritten Welt“ ausgetragen: Lateinamerika (Kuba), Naher und Mittlerer Osten (Israel, Afghanistan), Afrika (Angola, Äthiopien), Asien (Laos, Vietnam).

	 

	War der Kalte Krieg mit Gründung der NATO 1949 gleichsam „institutionalisiert“ worden, so wurde er jetzt „organisiert“. Durch den Koreakrieg erhielt er so etwas wie eine Organisationsstruktur, die im Prinzip bis an sein Ende, den Zusammenbruch der Sowjetunion 1991, galt. Der Koreakrieg war sozusagen die „formative Phase“ dieses Krieges. Damit aber hat er den Lauf der Geschichte in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts nachhaltig beeinflusst, wenn nicht sogar bestimmt.

	 

	Mit dem Koreakrieg begann auch im eigentlichen Sinne der Rüstungswettlauf zwischen Ost und West – der erst 1991 endete. Die Sowjetunion hatte dabei von Anfang an keine ernsthafte Chance, diesen Wettlauf zu gewinnen. Man kann so weit gehen und sagen, dass als ein Ergebnis des Koreakrieges die Sowjetunion den Kalten Krieg verlor – als Ergebnis einer gigantischen Fehlkalkulation auf Seiten Stalins im Frühjahr 1950 –, dieser Krieg aber auch den „langen Frieden“ seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges sicherte.

	 

	 

	
2. Laos

	 

	Wenn der Kalte Krieg in Asien erwähnt wird, denkt man als erstes an den Vietnamkrieg, nicht an Laos. Erst seit einiger Zeit wissen wir um die Bedeutung von Laos, und dass mit Laos der Weg ins Chaos beschritten wurde.

	 

	Einen Tag vor seiner Amtseinführung – am 19. Januar 1961 – war John F. Kennedy bei Präsident Dwight D. Eisenhower im Weißen Haus. Im Gespräch unter vier Augen ging es um zwei präsidiale Geheimnisse: das Prozedere für den Einsatz von Atomwaffen und die laufenden verdeckten Operationen. Anschließend gab es ein Gespräch in größerer Runde mit den alten und neuen Außen-, Verteidigungs- und Finanzministern. Kennedy ging es dabei nach eigener Aussage um zwei Dinge: das Verhältnis zu dem von ihm knapp geschlagenen Richard Nixon und um Laos. Er stellte die Frage, ob die USA in Laos militärisch intervenieren sollten. Kennedy verstand Eisenhowers Antwort so: „Wenn wir Laos [an die Kommunisten] verlieren, werden wir die übrigen Länder in Südostasien auch verlieren.“ Das war die bekannte Dominotheorie. Außenminister Rusk erinnerte sich, dass Eisenhower eine Militärintervention empfohlen habe, „gemeinsam mit anderen, notfalls alleine“. Verteidigungsminister MacNamara hatte Eisenhower so verstanden, dass er von einer Militäraktion abgeraten habe. Vietnam wurde in dem Gespräch erstaunlicherweise überhaupt nicht erwähnt. Es verwundert daher nicht, dass es unter diesen Umständen keine klare Strategie mit Blick auf dieses Land und auf Indochina insgesamt gab.

	 

	Laos gehörte mit Vietnam und Kambodscha zur Konkursmasse der französischen Kolonie Indochina. Die Genfer Indochinakonferenz 1954 führte genauso wie in Vietnam zu einer de facto-Teilung des Landes: Im Norden formierte sich der aus westlicher Sicht kommunistische Pathet Lao neu und brachte Teile des Landes unter seine Kontrolle. Am 17. August 1954 entschied Eisenhower, Laos, Kambodscha und Südvietnam direkt zu unterstützen – entgegen dem Rat von Verteidigungsminister Charles Wilson, für den es nur „eine einzige vernünftige Lösung“ für die USA gab, nämlich „vollständig und so schnell wie möglich aus Indochina rauszugehen“. Für Eisenhower ging es darum – genauso wie für seinen Vorgänger Truman und seinen Nachfolger Kennedy – den Vormarsch der Kommunisten in Südostasien zu stoppen. Die USA finanzierten die regierungstreue Armee in Laos zu 100 Prozent, die CIA führte zahlreiche verdeckte Operationen durch: Alles mit mäßigem Erfolg. Der Norden von Laos wurde inzwischen vom kommunistischen Pathet Lao kontrolliert. Deren Vormarsch in den Süden würden die USA jedenfalls nicht akzeptieren, ein kommunistisches Laos würde es nicht geben.

	 

	Am 23. März 1961 erfuhren die Amerikaner in einer Fernsehansprache Kennedys erstmals etwas von Laos. Die USA, so Kennedy, würden die Neutralität und Unabhängigkeit des Landes unterstützen; würden die Angriffe des Pathet Lao allerdings nicht aufhören, würde man diese Position überdenken und dann reagieren. Kennedy: „Niemand soll an unserer Entschlossenheit zweifeln.“ Für die Truppen im Pazifik wurde DEFCON 2 angeordnet und die Ermächtigung erteilt, notfalls Basen in Nordvietnam und China anzugreifen. „Zivilisten“, so die Stabschefs, seien gegen den sofortigen Einsatz von Atomwaffen; das werde später entschieden – „vom Präsidenten“. Ohne eine militärische Intervention, so der Vorsitzende der Stabschefs, Admiral Arleigh Burke, „ist ganz Südostasien verloren“. Der britische Premierminister Harold Macmillan warnte: „Das kann zum dritten Weltkrieg führen.“

	 

	Die Militärs waren schon zu diesem Zeitpunkt für ein militärisches Eingreifen und sogar für eine Ausweitung der Kämpfe mit Luftangriffen gegen Nordvietnam und China!

	 

	Am 3. Mai 1961 stimmte der Pathet Lao überraschend einem Waffenstillstand zu, am 16. Mai wurde in Genf eine internationale Konferenz über Laos eröffnet. Die USA wünschten ein neutrales, politisch unabhängiges Laos mit einer internationalen Garantie gegen auswärtige, sprich kommunistische Aggression. Andernfalls „bleibt Laos eine Gefahr für Südvietnam“, wie es im State Department jetzt hieß. Dort glaubte allerdings niemand, dass der amerikanische Wunsch erfüllt würde, zumal der Pathet Lao den Waffenstillstand brach und es Nordvietnam weiter ermöglichte, Nachschub für den Vietcong nach Südvietnam zu schaffen. Was war zu tun?

	 

	Die Militärs in Washington waren sich einig: Intervention! Aber wie? Die einen wollten Hanoi und Haiphong bombardieren, die anderen Bodentruppen einsetzen, was die Stabschefs von Luftwaffe und Armee ablehnten. Der Stabschef der Armee, General George H. Decker, machte klar: „Die USA können einen konventionellen Krieg in Südostasien nicht gewinnen und sollten den Einsatz von Atombomben in Betracht ziehen.“ Für Kennedy war das keine realistische Option: „Wir können nicht erzwingen, was wir gerne hätten.“ Er setzte nach wie vor auf einen Erfolg der Genfer Konferenz, der „greifbar nahe ist“, wie US-Sonderbeauftragter Harriman am 26. Oktober 1961 aus Genf meldete.

	 

	Am 23. Juli 1962 wurde dort die „Erklärung über die Neutralität von Laos“ unterschrieben. Kennedys Kommentar: „Wir haben viel zu verlieren, wenn das schief geht.“ Es ging schief. Es gab keinen wirklichen Frieden in Laos. Die Kommunisten brachen das Abkommen, noch „bevor die Tinte“ trocken war, wie Harriman später meinte. Der Pathet Lao – unterstützt von China und Nordvietnam – kontrollierte weiter den Norden und verfolgte dort weiter sein Hauptziel: den Ausbau des Ho-Chi-Minh-Pfades. Die National Security Agency NSA nannte den später einmal „eine der größten militärischen Pionierleistungen des 20. Jahrhunderts“.

	 

	Auf die Verletzung des Abkommens kam von Kennedy keine sofortige und entschlossene Reaktion. Walt Rostow, der Nationale Sicherheitsberater von Kennedys Nachfolger Lyndon B. Johnson, nannte das später den „größten Fehler der amerikanischen Politik in den 1960er Jahren“. Der US-Botschafter in Vientiane, L. Unger, formulierte das so: „Wenn wir in Südvietnam siegen, werden die Kommunisten ihr Interesse an Laos verlieren.“

	 

	Mit dem Siegen in Südvietnam war das so eine Sache. Am 20. April 1963 wollte Kennedy von seinen Beratern wissen, „was für Militäraktionen wir gegen Hanoi unternehmen können“. Vom Pentagon verlangte er entsprechende Vorbereitungen. Dabei ging es auch wieder um Laos. Zwei Tage vor Kennedys Ermordung war man sich in Washington einig, dass verdeckte militärische Operationen in dem Land zum Erfolg in Südvietnam beitragen würden.

	 

	Kennedy hinterließ Johnson ein schweres Erbe. Der neue Präsident musste entscheiden – sowohl was Laos wie auch Vietnam betraf. Am 27. Mai 1964 besprach Johnson mit seinem Freund und ehemaligem Kollegen im Senat, Richard Russell, die Lage am Telefon. Als er Außenminister Dean Rusk zitierte, wonach „Laos zusammenbricht und Vietnam auch wackelt“, brach es aus Russell heraus: „Laos, Laos, Laos! Zur Hölle damit! Dieses Land ist keinen Cent wert!“

	 

	 

	
3. Der Vietnamkrieg

	 

	Die Frage stellte sich: war Vietnam mehr als Laos wert? Für Johnson nachweislich nicht. Im Rückblick mutet es fast schon tragisch an, dass Johnson, wie wir inzwischen wissen, bereits 1964 davon überzeugt war, dass Vietnam nicht das Leben eines einzigen amerikanischen Soldaten wert war und in CIA-Kreisen Ende August 1964 die Frage: „Kann der Krieg in Südvietnam gewonnen werden?“ mit „Nein“ beantwortet wurde. Dennoch führte Johnson die USA in diesen Krieg. Er war ein Kind des Kalten Krieges und, anders als Kennedy, zu abhängig von den Militärs.

	 

	Während des Zweiten Weltkrieges warfen die Amerikaner Broschüren über Vietnam ab, in denen die Bevölkerung zum Widerstand gegen die japanischen Besatzer aufgefordert und ihnen Unabhängigkeit und Selbstbestimmung in Aussicht gestellt wurden. Nach dem Sieg der USA über Japan und dem Beginn des Kalten Krieges war davon dann keine Rede mehr. Jetzt ging es um die „Eindämmung“ des Kommunismus, und unter diesem Vorzeichen akzeptierten die USA auch Frankreichs Intentionen zur Restauration seiner Kolonialherrschaft in Indochina. Das ging nicht ohne Gewalt. Und so begann Ende 1946 der französische Indochina-Krieg.

	 

	Für die USA war dies zunächst nur ein „schmutziger“ Kolonialkrieg. Das änderte sich mit dem Sieg der Kommunisten in China 1949 und dem Beginn des Koreakrieges am 25. Juni 1950. Fast zeitgleich mit dem Eingreifen in Korea begann das amerikanische Engagement in Vietnam. Aus dem Kolonialkrieg der Franzosen wurde nun ein „Kreuzzug gegen den Kommunismus“, Teil der weltweiten Auseinandersetzung zwischen Ost und West. 1953/54 zahlten die USA rund 75 Prozent der französischen Kriegskosten. Mit der Niederlage bei Dien Bien Phu im Mai 1954 endete dennoch Frankreichs Kolonialherrschaft in Indochina. Auf der anschließenden Konferenz in Genf wurde Vietnam entlang des 17. Breitengrades geteilt. Der neue Mann in Südvietnam hieß Ngo Dinh Diem, der im amerikanischen Exil gelebt hatte und nun von Washington als „starker Mann“ aufgebaut wurde. Er schien die einzige Alternative zu Nordvietnams Kommunistenführer Ho Chi Minh zu sein. Die Zahl der Militärberater wurde während der Präsidentschaft von John F. Kennedy von 800 auf 16.000 erhöht. Auch für Kennedys Nachfolger Johnson war Südvietnam das erste Glied einer langen Dominokette. Die Freiheit San Franciscos, so hieß es, werde in Saigon verteidigt.

	 

	Anfang August 1964 kam es im Golf von Tonking zu einem folgenschweren Zwischenfall. Nordvietnamesische Patrouillenboote beschossen den US-Zerstörer Maddox. Zwei Tage später flogen die Amerikaner die ersten Luftangriffe gegen Nordvietnam. Ein zweiter Zwischenfall – der, wie wir heute wissen, überhaupt nicht stattgefunden hat – führte in Washington zur berühmt-berüchtigten Tonking-Resolution, einer Ermächtigung zum Krieg, die, wie Johnson meinte, „wie Großmutters Nachthemd alles abdeckt“: Der Kongress ermächtigte Johnson, „alle notwendigen Schritte, einschließlich der Anwendung bewaffneter Gewalt, zu ergreifen“, um Südvietnam zu unterstützen.

	 

	Die folgenschwersten Entscheidungen wurden 1965 getroffen: Aus einem schwelenden Konflikt wurde ein amerikanischer Krieg. Nach zwei Angriffen der Kommunisten gegen amerikanische Kasernen befahl Johnson eine Verstärkung der Luftangriffe: Die Operation „Donnergrollen“ (Rolling Thunder) startete am 2. März 1965 und wurde erst am 30. Oktober 1968 beendet. Während dieser Zeit flog die amerikanische Luftwaffe insgesamt 304.000 Einsätze in Nordvietnam, davon 2083 B-52-Angriffe. Der Widerstandswille der Kommunisten wurde dennoch nicht gebrochen.

	 

	Am 8. März 1965 folgte der nächste entscheidende Schritt der Amerikaner: Erstmals seit dem Koreakrieg betraten amerikanische Kampftruppen wieder asiatischen Boden. In Da Nang gingen 3500 Marines an Land. Hanoi sprach von einer „offenen Kriegserklärung“. Am 21. April 1965 wurden weitere 82.000 Soldaten nach Südvietnam geschickt, Ende Juli weitere 75.000. Ende des Jahres waren bereits 200.000 US-Soldaten in Südvietnam, im Frühjahr 1968 waren es zeitweise 550.000. Von Anfang an gab man sich in Washington siegesgewiss, die Kommunisten in die Knie zwingen zu können. Von Anfang an bezweifelten auch einige Verbündete der Amerikaner das, allen voran die Briten. Genau eine Woche vor der Landung der ersten Amerikaner in Da Nang hieß es z. B. in einem Memorandum des britischen Außenministers Michael Stewart für Premierminister Harold Wilson:

	 

	„Die Amerikaner befinden sich in einer hoffnungslosen Lage in Vietnam. Tatsache ist, dass sie nicht gewinnen können, aber auch keinen Weg sehen, da rauszukommen, ohne ihr Ansehen in der Welt und die Stellung des Präsidenten zu Hause zu beschädigen.“

	 

	Das Ende von Johnsons Krieg kam im Januar 1968 mit der sogenannten „Tet-Offensive“, einem nicht mehr für möglich gehaltenen Großangriff der Kommunisten gegen fünf der sechs großen Städte, 36 der 44 Provinzhauptstädte und ein Viertel der 242 Provinzstädte Südvietnams. Am Ende hatten Amerikaner und Südvietnamesen zwar alle verloren gegangenen Gebiete wieder zurückerobert, aber es war ein Pyrrhus-Sieg. Die amerikanische Öffentlichkeit hatte den Glauben an den Sieg verloren, der Präsident seine Glaubwürdigkeit eingebüßt. Ende April verkündete Johnson dann, dass er sich einer Wiederwahl nicht stellen werde.

	 

	Der neue Präsident hieß Richard M. Nixon. Er hatte die Wahl mit dem Versprechen gewonnen, den Vietnamkrieg zu beenden. Seine Taktik: zunächst ein „Geheimplan“; später verbreitete er die Theorie des verrückten Präsidenten, die „mad man theory“, die Hanoi denken lassen sollte, er sei verrückt genug, jede Waffe einzusetzen. Nixon war überzeugt davon, dass der Krieg ausgeweitet werden musste, um ihn zu gewinnen. So wurden geheime Angriffe gegen vietnamesische Basen an der Grenze zu Kambodscha geflogen. Im Juli 1969 verkündete Nixon seine neue Doktrin: Vietnamisierung, das hieß Abzug der amerikanischen Truppen. Gleichzeitig ließ sein Sicherheitsberater Henry Kissinger Möglichkeiten für einen, wie er formulierte, „brutalen, entscheidenden Schlag“ gegen Nordvietnam prüfen, einschließlich des Einsatzes von Atomwaffen. Kissinger wörtlich: „Ich weigere mich zu glauben, dass eine viertklassige Macht wie Nordvietnam nicht an irgendeinem Punkt aufgeben muss.“

	 

	Im März 1970 befahl Nixon die Invasion des neutralen Kambodschas. Daraufhin kam es zur größten Antikriegsdemonstration in den USA. An der Kent State University wurden am 4. Mai 1970 vier Studenten von der Nationalgarde erschossen.

	 

	Inzwischen sank die Moral der Truppe in Vietnam auf den niedrigsten Stand in der Geschichte der USA. Befehlsverweigerung, das Töten von Offizieren und Unteroffizieren, Drogenkonsum etc. nahmen zu. 1971 nahmen 44 Prozent der Truppe Heroin, 20 Prozent waren drogenabhängig. Das Ende des Krieges wurde zur absoluten Notwendigkeit für Washington. Bei seinem Amtsantritt hatte Nixon erklärt, er sei bereit, mit den Kommunisten zu verhandeln. Damit waren Moskau und Peking gemeint. Er besuchte China im Februar 1972. Einen Monat später begannen die Nordvietnamesen mit ihrer Frühjahrsoffensive. Daraufhin gab Nixon den Befehl zur Eskalation: B-52-Angriffe auf Hanoi und Haiphong, gleichzeitig Verminung des Hafens von Haiphong. 14 Tage nach diesem Befehl traf Nixon in Moskau auf Kremlführer Leonid Breschnew. Man war sich einig, dass der Vietnamkrieg weitere Schritte auf dem Weg zu einer Entspannung nicht behindern durfte. Mit anderen Worten: Nixons Verhältnis zu China und der Sowjetunion hatte durch die Ausweitung des Krieges in Vietnam nicht gelitten. Noch in Moskau unterschrieben er und Breschnew den ersten Abrüstungsvertrag, SALT I, mit dem erstmals die Anzahl strategischer Waffen, u.a. Atomraketen, reduziert werden sollte(s. Kap. VII, 2).

	 

	Henry Kissinger führte fast gleichzeitig mit den Nordvietnamesen Geheimgespräche in Paris, die im Oktober 1972 zu einer prinzipiellen Einigung führten. Wenige Tage vor den Präsidentschaftswahlen in den USA verkündete Kissinger auf einer Pressekonferenz: „Der Friede ist zum Greifen nahe.“ Das war er keineswegs, da Südvietnams Ministerpräsident Thieu die Vereinbarung ablehnte, die zum einen vorsah, dass nordvietnamesische Truppen im Süden des Landes bleiben konnten und zum anderen die entmilitarisierte Zone am 17. Breitengrad nicht als offizielle politische Grenze bezeichnete. Als Nordvietnam Änderungen an dieser Vereinbarung ablehnte, ordnete Nixon massive Luftangriffe auf Nordvietnam an. Seinen Militärs machte er klar: „Ich will nichts mehr davon hören, dass wir dieses oder jenes Ziel nicht treffen können. Dies ist Ihre Chance, den Krieg mit militärischer Gewalt zu gewinnen.“ In dem sogenannten „Weihnachtsbombardement“ vom 18. bis 29. Dezember 1972 waren 210 B-52- Bomber im Einsatz, die mehr Bomben auf Nordvietnam abwarfen als in den drei Jahren zuvor.

	 

	Anfang Januar 1973 wurden die Verhandlungen in Paris wieder aufgenommen; Änderungen der Vereinbarung waren rein kosmetisch. Das Abkommen wurde am 27. Januar 1973 unterzeichnet: für die Amerikaner war der Krieg beendet. Nicht jedoch für die Vietnamesen. Nixon konnte nicht mehr helfen; er war in den Watergate-Skandal verwickelt und trat im August 1974 zurück. Der Kongress wollte mit Vietnam nichts mehr zu tun haben. Am 30. April 1975 überrannten die Kommunisten Saigon. Das Land wurde unter kommunistischer Herrschaft zwangswiedervereint – mit 400.000 Südvietnamesen in Umerziehungslagern.

	 

	58.269 amerikanische Soldaten ließen ihr Leben in Vietnam; 304.704 wurden verwundet, davon erlitten 6665 Amputationen, und ca. 33.000 blieben gelähmt. Eine Million südvietnamesische Soldaten waren gefallen, etwa zwei Millionen tote Zivilisten waren zu beklagen. Zwei Millionen Menschen wurden verstümmelt, zusätzlich zwei Millionen Liter giftige Chemikalien ausgesetzt. Zahlen über Nordvietnam sind nicht belegt, aber wahrscheinlich mussten dort genauso viele Menschen ihr Leben lassen. In den USA blieb der Vietnamkrieg ein Trauma, das die Nation so spaltete wie nichts mehr seit dem Bürgerkrieg hundert Jahre zuvor. Es gab zudem ungeheure Probleme der Veteranen: Drogen, Alkohol, Depression und eine distanzierte Gesellschaft. Für diesen Krieg gab es keine Siegesparaden nach der Rückkehr.

	 

	Es war „Amerikas längster Krieg“ und der erste, der verloren ging. Die Gründe für die Niederlage waren vielfältig: keine klare Taktik, ein „begrenzter totaler Krieg“ – ein Widerspruch in sich selbst –, eine korrupte Führungsclique in Südvietnam und keine klare Antwort auf die Frage des einfachen GI und der Öffentlichkeit, warum man überhaupt in Südvietnam war und Opfer brachte. Aus privaten Mitteln wurde 1982 das eindrucksvolle Vietnam-Memorial in Washington eröffnet. Erst Mitte der 80er-Jahre wurde versucht, das Vietnamtrauma im Film zu verarbeiten. Zweifel blieben, auch wenn US-Präsident Ronald Reagan den Krieg später öffentlich als „in truth a noble war“ bezeichnete. Ein „edler“ Krieg war der Vietnamkrieg zu keinem Zeitpunkt gewesen.

	
V. Der Kalte Krieg in Afrika

	 

	1. Angola

	 

	Auch Afrika blieb nicht vom Kalten Krieg verschont. Der Krieg dort war eng verbunden mit der Entkolonialisierung. Portugal war das letzte große Kolonialreich in Afrika und kämpfte seit 1960 um den Erhalt seiner Kolonien Angola und Mosambik. Es war ein aussichtsloser Kampf, der Unsummen kostete und das Land beinahe ruinierte. Angesichts dieser Situation putschten 1974 führende Militärs dort; es kam zur bekannten „Nelkenrevolution“. Ein Jahr später entließen die neuen Machthaber Angola und Mosambik in die Unabhängigkeit. In Angola kämpften in der Folge zwei Unabhängigkeitsbewegung um die Macht, die linksgerichtete MPLA –“Volksbewegung zur Befreiung Angolas“ (Movimento Popular de Libertação de Angola) – und die rechtsgerichtet UNITA – „Nationale Union für die völlige Unabhängigkeit Angolas“ (União Nacional para a Independência Total de Angola). In diesem Konflikt ging es auch um den antikolonialen Kampf gegen das Apartheid-Regime in Südafrika, das von den USA unterstützt wurde. Südafrika lieferte der UNITA Waffen, Geld und Berater und stellte Militärbasen in Südwestafrika – dem heutigen Namibia – zur Verfügung, sicherte Luftunterstützung zu und griff 1975 mit eigenen Truppen ein.

	 

	Die Sowjetunion unterstützte die MPLA mit Geld (bis Ende 1988 jährlich etwa 1 Milliarde US-Dollar), Waffen und Militärberatern, während Kuba schickte. 50.000 Soldaten. Mit deren Hilfe wurde der Vormarsch der Südafrikaner auf die Hauptstadt Luanda gestoppt. Der Bürgerkrieg ging weiter.

	 

	 

	
2. Äthiopien

	 

	Auch in Ostafrika war die Sowjetunion aktiv. Zunächst hatte sie Somalia aufgerüstet und am Indischen Ozean eine Marinebasis errichtet, mit der sie den Zugang zum Roten Meer kontrollierte. Als sich die von Somalis bewohnte äthiopische Provinz Ogaden mit Unterstützung Somalias – und sowjetischen MIG-Düsenjägern und Iljuschin-28 Flugzeugen – 1977 von Äthiopien abspalten wollte, wechselte Moskau die Seiten. Es bot Äthiopien seine Unterstützung für den Fall an, dass es seine Beziehungen zu den USA beenden würde. Was die Regierung in Addis Abeba dann auch tat. Im März 1978 kämpften daraufhin 11.000 Kubaner und 4000 Soldaten aus dem Südjemen mit sowjetischen Waffen auf Seiten Äthiopiens und eroberten wenig später Ogaden. Das nachfolgende Terrorregime von Haile Mengistu in Äthiopien akzeptierten die Sowjets. Erst mit Gorbatschows endete auch das sowjetische Engagement in Afrika (s. Kap. VIII).

	 

	 

	
VI. Die Kubakrise: Die gefährlichste Krise des Kalten Krieges

	 

	1. DEFCON-2

	 

	Die Berlinkrise (einschließlich der Konfrontation am Checkpoint Charlie im Oktober 1961) war zweifelsohne eine der gefährlichsten Krisen des Kalten Krieges. Der ehemalige US-Verteidigungsminister und Autor von NSC 68, Paul Nitze, meinte sogar, sie sei gefährlicher als die Kubakrise gewesen: wegen der Gefahr von Fehleinschätzungen, insbesondere von sowjetischen Fehleinschätzungen amerikanischer Ziele in Berlin. Als Nitze das 1989 in seinen Erinnerungen schrieb, wusste er allerdings noch nicht, was wir heute von der Kubakrise wissen. Hätte er es gewusst, hätte er sein Urteil wohl revidieren müssen. Auf der Krisenskala des Kalten Krieges wäre Berlin wohl die Nr. 2 geworden.

	 

	Um 13:00 Uhr des 22. Oktober 1962, einem Montag, kündigte der Pressesprecher des Weißen Hauses in Washington für 19:00 Uhr etwas Ungewöhnliches an: eine Rundfunk- und Fernsehansprache des Präsidenten „von höchster nationaler Dringlichkeit“.

	 

	Als John F. Kennedy sechs Stunden später seine Ansprache begann, schauten so viele Amerikaner wie nie zuvor zu – angeblich 100 Millionen. Der Präsident teilte etwas Ungeheuerliches mit: die Sowjetunion habe Atomraketen auf Kuba stationiert; jede dieser Raketen könne die meisten großen Städte der westlichen Hemisphäre, von der Hudson Bay in Kanada bis hinunter in den Süden nach Lima in Peru, treffen. Dies sei eine explizite Bedrohung für den Frieden und die Sicherheit aller Amerikaner.

	 

	Die Sowjets bezichtigte er der mehrfachen Lüge, allen voran deren Außenminister Andrej Gromyko, der ihm noch wenige Tage zuvor versichert habe, es gebe nur defensive Waffen auf Kuba. Um den weiteren Aufbau der Abschussbasen zu stoppen, kündigte Kennedy eine „Quarantäne“ an, eine Blockade gegen alle Schiffe, die offensiv-militärisches Material nach Kuba bringen wollten. Alle derartigen Schiffe würden zur Umkehr gezwungen. Er habe außerdem die amerikanischen Streitkräfte angewiesen, sich auf alle Eventualitäten vorzubereiten. Dann machte er unmissverständlich klar: sollte auch nur eine Rakete von Kuba aus abgeschossen werden, werde dies als ein Angriff der Sowjetunion auf die Vereinigten Staaten angesehen und zu einem „massiven Vergeltungsschlag gegen die Sowjetunion“ führen.

	 

	Um 18:00 Uhr war der sowjetische Botschafter in Washington, Anatoly Dobrynin, von Außenminister Dean Rusk über die Raketen informiert worden, von deren Existenz Dobrynin (angeblich) nichts wusste. Als Dobrynin das State Department betrat, lächelte er noch, als er es verließ, war er aschfahl und sichtlich erschüttert. Wir wissen inzwischen, was er nach Moskau berichtete: er habe Rusk geantwortet, die Sowjetunion fürchte keine Drohungen und sei vorbereitet, sie auf angemessene Weise zu beantworten, falls die Stimme der Vernunft in den USA nicht überwiegen sollte.

	 

	Vom nächsten Tag an, dem 23. Oktober, galt für die US-Streitkräfte – zum ersten Mal seit dem Koreakrieg 1950 – weltweit Alarmstufe DEFCON-3 (Defense Condition 3). Am 24. Oktober wurde für das US-Strategische Luftwaffenkommando SAC (Strategic Air Command) die Alarmstufe auf DEFCON-2: „Angriff steht unmittelbar bevor“ angehoben. Dies zum ersten und bis heute einzigen Mal in der amerikanischen Geschichte (DEFCON-1 bedeutet Atomkrieg). Und dies – anders als lange Zeit angenommen – mit Zustimmung Kennedys. Das hieß: 204 Interkontinentalraketen im Westen der USA wurden für den Start vorbereitet, 12 U-Boote mit 140 Polaris-Raketen an Bord an die Küsten der Sowjetunion beordert, weitere 220 Raketen auf fünf Flugzeugträgern einsatzbereit gemacht; 62 B-52-Bomber mit 196 Wasserstoffbomben an Bord waren nun ständig in der Luft; die Piloten hatten versiegelte Umschläge mit den Einsatzbefehlen erhalten. 628 weitere Bomber mit mehr als 2000 Atombomben an Bord waren rund um die Welt in Alarmbereitschaft. Hinzu kamen 60 Thor-Raketen in Großbritannien und 30 Jupiter-Raketen in Italien – jeweils mit Atombomben bestückt – und fünf Jupiter-Basen in der Türkei. Die strategische Überlegenheit der USA gegenüber der Sowjetunion betrug damals 4:1 bei Interkontinentalraketen und 17:1 insgesamt (Atomsprengköpfe etc.). Die USA verfügten damit über die vielzitierte Erstschlagkapazität, die Sowjetunion dagegen nicht. Wäre es damals zum finalen Scheitern gekommen, wäre die Sowjetunion pulverisiert worden – mit vielen Millionen Toten allerdings auf beiden Seiten.

	 

	Zur selben Zeit auf der östlichen Seite: Für die Truppen des Warschauer Paktes wurde erhöhte Gefechtsbereitschaft und für die Streitkräfte der Sowjetunion volle Gefechtsbereitschaft (u.a. auch für die 500.000 Sowjetsoldaten in der DDR) angeordnet. Sechs Interkontinentalraketen wurden startklar gemacht, 100 Bomber aufgetankt. Ausdrücklich war allerdings mitgeteilt worden, dass die erhöhte Gefechtsbereitschaft nicht für die Offensivtruppen der Sowjetarmee galt.

	 

	Am Morgen nach der Verkündung der „Quarantäne“ meinte US-Außenminister Dean Rusk zu seinem Staatssekretär George Ball, der im Büro übernachtet hatte: „Wir haben einen erheblichen Sieg errungen. Wir sind beide noch am Leben.“ Und der britische Premierminister Harold Macmillan schrieb in sein Tagebuch: „Dies ist der erste Tag der Weltkrise!“ Genauso war es. Die Welt stand am Rande des Atomkrieges.

	 

	Wie war es dazu gekommen? Zwischen Kuba, jener Insel, die nur 130 Kilometer vor Florida liegt, und den USA hatte es immer besondere Beziehungen gegeben. Nach dem amerikanisch-spanischen Krieg 1898 war Kuba in völlige Abhängigkeit von den USA geraten. Sie stützten lange Jahre den korrupten Diktator Batista, der 1959 dann von Fidel Castro gestürzt wurde. Als der amerikanischen Besitz auf der Insel entschädigungslos enteignete, brachen die USA die Beziehungen ab. Castro wandte sich Moskau zu, Kuba wurde vom Vorhof der USA zum Vorposten des Kreml, für die USA eine unerträgliche Situation. Man versuchte, Castro zu stürzen. Das führte im April 1961 zum Desaster in der Schweinebucht: die Invasion scheiterte kläglich.

	 

	Das Thema Invasion war für Washington damit aber nicht vom Tisch. Im Gegenteil. Kennedy genehmigte im November 1961 die Operation „Mongoose“ (Mungo): verdeckte Operationen zur Vorbereitung eines Aufstandes auf Kuba mit anschließender, diesmal erfolgreicher Invasion und gegebenenfalls Ermordung Castros. Es war die bis dahin größte CIA-Operation. Im März 1962 wurde auf einer Karibikinsel das Landemanöver ORTSAC durchgeführt (ORTSAC: rückwärts für Castro). In Moskau und Havanna verstärkte sich jedenfalls der Eindruck, dass es früher oder später zu einer Invasion Kubas kommen werde.

	 

	Etwa zu dem Zeitpunkt muss Chruschtschow die Idee gekommen sein, Atomraketen auf Kuba zu stationieren. Über die wahren Gründe dafür lässt sich nach wie vor nur spekulieren. Noch immer sind die Moskauer Regierungsarchive nahezu unzugänglich – auch für russische Historiker. Manches deutet darauf hin, dass es Chruschtschow um den Schutz Kubas vor einer Invasion ging. Damit verbunden war aber auch eine Veränderung des strategischen Kräfteverhältnisses, auch mit der Möglichkeit, neuen Druck in der Berlinfrage auszuüben. Eine Invasion Kubas hätte die Sowjetunion mit konventionellen Waffen nicht verhindern können. Mit Atomraketen auf der Insel sah das schon anders aus. Dabei war es allerdings eine kühne, nachgerade abenteuerliche Idee zu glauben, dass die USA die Stationierung sowjetischer Atomraketen dort nicht entdecken würden. (Die 80 Cruise Missiles mit Atomsprengköpfen haben sie allerdings nicht entdeckt!).

	 

	Ende Mai 1962 wurde Fidel Castro der sowjetische Plan vorgelegt. Castro stimmte zu. Er ging davon aus, dass ein strategisches Gleichgewicht zwischen den USA und der Sowjetunion hergestellt und damit eine amerikanische Invasion seiner Insel verhindert würde.

	 

	Die entscheidende Sitzung des Präsidiums der KPdSU fand dann am 10. Juni 1962 statt. Mit dabei Außenminister Gromyko, Verteidigungsminister Rodion Malinowski und Vertreter des Generalstabs. Malinowski erläuterte den Plan, den der Generalstab ausgearbeitet hatte. Es ging um eine gigantische Aufrüstung Kubas: 24 Mittelstreckenraketen mit einer Reichweite von 1600 km, 16 Interkontinentalraketen mit einer Reichweite von 3200 Kilometern, jeweils bestückt mit einem atomaren Sprengkopf in der Stärke einer Megatonne TNT, das entsprach der Stärke von 66 Hiroshima-Bomben. Weitere 20 Raketen sollten in Reserve gehalten werden. Die 40 Raketen sollten aus der Ukraine und Weißrussland abgezogen werden. Nach ihrer Aufstellung würde sich die Zahl der sowjetischen Atomraketen, die die USA treffen könnten, verdoppeln. Außerdem sollten zwei Bataillone mit modernsten T-55 Panzer stationiert werden, eine Staffel der modernsten MiG-31 Kampfjäger, 42 schwere und 28 leichte Iljuschin-Bomber, zwei Marschflugkörper-Regimenter mit insgesamt 80 Marschflugkörper (Cruise Missiles) mit einer Reichweite von jeweils 60 Kilometern, bestückt mit atomaren Sprengköpfen in der Größe einer Hiroshima-Bombe. Diese Raketen machten nur Sinn im Falle einer amerikanischen Invasion. Auf der Insel sollte gleichzeitig eine Basis für Atom-U-Boote errichtet werden. Etwa 51.000 Soldaten waren dafür vorgesehen, davon 10.000 Kampftruppen.

	 

	Ende Juli begann die sowjetische Operation „Anadyr“, so genannt nach einem Fluss an der Pazifikküste Sibiriens und einer dortigen Luftwaffenbasis, von wo aus sowjetische Bomber die USA erreichen konnten. Damit sollte offensichtlich bei ausländischen Beobachtern Verwirrung gestiftet werden mit Blick auf die anlaufenden Militärtransporte. „Anadyr“ war das größte amphibische Unternehmen in der Geschichte der Sowjetunion und gleichzeitig die größte sowjetische Geheimoperation des Kalten Krieges. Der Plan sah vor, dass die Raketen am 1. November 1962 einsatzbereit sein würden – wenige Tage vor den Kongresswahlen in den USA. 85 Schiffe standen zur Verfügung, die in sechs Häfen von Sewastopol bis Murmansk beladen wurden. Alles unterlag strengster Geheimhaltung. Kapitäne und Mannschaften kannten bis zum Atlantik das Ziel noch nicht. Sie mussten Winterkleidung und Skier mit sich führen, um jeden verfrühten Eindruck zu vermeiden, es ginge in die Karibik. Die Schiffe selbst waren als Holzfrachter getarnt, die Raketenteile in den Laderäumen versteckt. Jeder Kapitän hatte einen Briefumschlag, der im Beisein eines hohen KGB-Offiziers auf hoher See geöffnet wurde. Es gab die Anweisung, dass bei einem Angriff Ausweichmanöver durchgeführt, alle Dokumente vernichtet und notfalls das Schiff versenkt werden sollte. Die Geheimhaltung nahm teilweise kuriose Formen an: so mussten sich die Besatzungsmitglieder Bärte wachsen lassen, um wie kubanische Guerillas auszusehen.

	 

	Die USA führten damals regelmäßig Spionageflüge über Kuba durch, die Mitte September wegen schlechten Wetters unterbrochen worden waren. Erst am 14. Oktober war die Wetterlage so, dass wieder ein U-2-Spionageflugzeug starten konnte. Als die Aufnahmen am nächsten Tag entwickelt wurden, zeigten sie die im Bau befindlichen Raketenstellungen.

	 

	Kennedy wurde am 16. Oktober um 9:00 Uhr informiert, um 11:50 Uhr fand bereits die erste Sitzung einer kleinen Gruppe hochrangiger Diplomaten und Militärs statt, um die Lage zu erörtern. Dieses Exekutivkomitee, bekannt als Excomm, tagte in den folgenden zwei Wochen nahezu ununterbrochen.

	 

	Wir wissen inzwischen ziemlich genau, wie diese Beratungen abliefen. Unbemerkt von den Teilnehmern – möglicherweise mit Ausnahme seines Bruders Robert – hat Kennedy nämlich die Gespräche auf Tonband aufnehmen lassen. 1997 sind sie veröffentlicht worden. Sie machen die ganze Dramatik jener Tage deutlich. Sie zeigen auch die zwei Lager in dieser Beratungsrunde, die „Tauben“ und die „Falken“. Beide Gruppen waren sich in einem Punkt einig: die Raketen mussten weg, so oder so, wie Kennedy in der ersten Excomm-Sitzung meinte. Die Militärs plädierten von Anfang an für eine militärische Lösung. Es war daher anfangs aber auch schon die Rede von einer Seeblockade. Die Frage war, wie die Sowjetunion darauf reagieren würde: mit Angriffen gegen die Raketen in der Türkei oder mit Gegenmaßnahmen in West-Berlin (Blockade, Besetzung). Am Ende entschied sich Kennedy für die Quarantäne, die er in der bereits erwähnten Fernsehansprache am 22. Oktober bekannt gab. Drei Tage später stoppten zwar die sowjetischen Schiffe, aber für die USA war damit das Problem keinesfalls gelöst: an den Abschussrampen auf Kuba wurde nämlich mit Hochdruck weitergearbeitet, und auf amerikanischer Seite gingen die militärischen Vorbereitungen für eine Invasion Kubas weiter.

	 

	Die Stabschefs wollten 12 Stunden nach einem entsprechenden Befehl des Präsidenten angreifen. Geplant waren sieben Tage lang massive Luftangriffe, 1091 allein am ersten Tag, um die Raketenbasen, das Luftabwehrsystem und sämtliche Flugplätze zu zerstören, aber ohne Garantie, dass beim ersten Luftangriff sämtliche Raketenbasen zerstört würden. Anschließend würde die Invasion mit 120.000 Soldaten durchgeführt. Flugzeuge und Truppen wurden für alle sichtbar in Florida zusammengezogen. Die Marine hatte in den Gewässern drei Flugzeugträger, zwei schwere Kreuzer und sechs Zerstörer mit zahlreichen weiteren Versorgungsschiffen stationiert. Einige Kommandeure spielten dabei mit dem Gedanken, taktische Atomwaffen anzufordern. Bei den Militärs lief jedenfalls alles in Richtung militärische Lösung.

	 

	Inzwischen wurde bei den „Tauben“ über ein Geschäft mit der Sowjetunion gesprochen, was Außenminister Rusk vorgeschlagen hatte: Abzug der Raketen aus Kuba, und als Gegenleistung keine Invasion und eventuell Abzug der Jupiterraketen aus der Türkei. Die Zusage zum Abzug dieser Raketen musste allerdings geheim bleiben, denn sie unterstanden der NATO, über die Kennedy ohne Zustimmung der NATO-Partner gar nicht entscheiden konnte.

	 

	 

	
2. Der „schwarze Samstag“ – und was die Amerikaner nicht wussten

	 

	Der folgende Samstag, der 27. Oktober 1962, ist als der „schwarze Samstag“ in die Geschichte eingegangen und hätte in der Tat den schwärzesten Tag in der Geschichte der Menschheit einleiten können. Castro befürchtete eine amerikanische Invasion und drängte Chruschtschow am Morgen dieses Tages, einen Atomschlag gegen die USA zu führen. (Das hat er zwar später immer bestritten, ändert aber nichts an den Tatsachen: Sein entsprechender Brief liegt vor.)

	 

	Dann ging es Schlag auf Schlag. Ein amerikanisches U-2-Spionageflugzeug wurde über Kuba abgeschossen und der Pilot getötet. Excomm vermutete, dass Moskau den Befehl dazu gegeben hatte (was nicht zutraf, die Amerikaner aber nicht wussten). Im Excomm fiel der Satz: „Die Sowjets haben den ersten Schuss abgefeuert.“ Eine U-2 kam über Alaska vom Kurs ab und drang in den sowjetischen Luftraum ein. Die Sowjets mussten vermuten, dass dies ein letzter Spionageflug sein könnte, um die Ziele für den amerikanischen atomaren Erstschlags zu bestimmen. Mit Atomwaffen bestückte MiG- Abfangjäger stiegen auf, während US-Verteidigungsminister McNamara schrie: „Dies bedeutet Krieg mit Russland.“ Und Kennedy meinte: „Irgendein Idiot muss immer alles vermasseln.“

	 

	Das Glück war auf Seiten des U-2-Piloten: das Benzin ging zwar aus, aber er konnte in den amerikanischen Luftraum zurückgleiten; die MiG hatten ihn in 33 Kilometer Höhe nicht erreichen können. Was niemand im Excomm wusste: gleichzeitig waren amerikanische, mit Atomwaffen bestückte Maschinen in Richtung U-2 aufgestiegen und deren Piloten hatten Befehlsgewalt, ihre Atomraketen abzufeuern. Nach dem Abschuss der U-2 auf Kuba am Samstag forderten die amerikanischen Stabschefs, am Sonntag oder Montag einen massiven Schlag gegen sämtliche sowjetischen Basen auf Kuba durchzuführen, falls die Raketen nicht vorher abgezogen würden. Kennedy widersprach nicht. Bei einem Nein drohte ein Absetzungsverfahren (impeachment). Am Montag würde der Angriff auf Kuba beginnen.

	 

	Die ungeheure Spannung der Situation wurde in dem Gespräch deutlich, das Robert Kennedy im Auftrag seines Bruders am Abend des 27. mit dem sowjetischen Botschafter Dobrynin führte. Die Botschaft, die er überbrachte, war einfach: keine Raketen auf Kuba, dafür keine Invasion. Er machte aber auch deutlich, unter welch enormen Druck sein Bruder stand, denn, so der Justizminister: „Es gibt viele unvernünftige Köpfe bei den Generälen, und nicht nur bei den Generälen, die auf einen Kampf brennen.“ Gleichzeitig teilte er die Bereitschaft Kennedys mit, die Raketenbasen in der Türkei abzubauen. Dies dürfe allerdings nicht öffentlich geschehen und nicht offiziell Teil der Vereinbarung sein; man benötige dafür vier bis fünf Monate: Die Zeit dränge, der Präsident brauche eine Antwort bis zum nächsten Morgen. Dies sei „eine Bitte, und kein Ultimatum“.

	 

	Die Antwort kam am Sonntagmorgen auf Kurzwelle über Radio Moskau – die einzige Möglichkeit, um Washington noch rechtzeitig vor Beginn der in Moskau befürchteten Invasion über die sowjetische Entscheidung zu informieren. Man wusste, dass der Sender in Washington abgehört wurde. Chruschtschow ließ mitteilen, dass die sowjetische Regierung Anweisung erteilt habe, die Raketen auf Kuba zu demontieren, einzupacken und in die Sowjetunion zurückzubringen. In Washington gab es gleichzeitig Erleichterung und ungläubiges Staunen – und bei den Militärs Zweifel. Man habe einfach „schieres Glück“ gehabt, wie Verteidigungsminister McNamara später meinte.

	 

	Castro erfuhr aus dem Radio von der sowjetischen Entscheidung, nannte das Verrat und Chruschtschow im selben Atemzug einen Bastard. Der aber ließ Castro mitteilen, dass dessen Forderung nach einem Atomschlag gegen die USA außerordentlich alarmierend gewesen sei, denn, „Sie verstehen natürlich, wohin uns das geführt hätte. Es wäre nicht ein einfacher Angriff gewesen, sondern der Beginn eines atomaren Weltkrieges.“ Erst später begriff Castro den Zusammenhang. Die amerikanische Zusage hielt: es gab keine Invasion mehr. Vom Abbau der Raketen in der Türkei erfuhr niemand etwas.

	 

	Kennedy sah trotzdem in der Öffentlichkeit wie der strahlende Sieger aus, der mit Härte die Krise gemeistert hatte. Die Schlussfolgerung daraus – man muss nur hart gegen Kommunisten sein, dann wird man siegen – führte direkt in den Vietnamkrieg.

	 

	Die Kubakrise war die gefährlichste Krise des Kalten Krieges. Die amerikanischen Militärs, die von Anfang an gewaltsam gegen Kuba vorgehen wollten und dafür vom Präsidenten am 27. Oktober, dem „schwarzen Samstag“, für den 29. Oktober grünes Licht bekommen hatten, wussten einiges nicht – und was wir auch erst 1992 bzw. 2008 wissen, Chruschtschow damals allerdings schon.

	 

	Die Amerikaner wussten nicht, dass

	 

	1. acht Raketen mit Sprengköpfen einsatzbereit waren, Sprengkraft: jeweils 1 Million TNT (das entsprach 66 Hiroshima-Bomben). Das war so viel Sprengkraft wie alle Bomben, die während des Zweiten Weltkrieges abgeworfen worden waren. Acht weitere Mittelstreckenraketen mit Atombomben standen in Reserve;

	2. 80 Marschflugkörper mit je einem Atomsprengkopf in Hiroshima-Stärke auf Kuba einsatzbereit waren;

	3. drei dieser Marschflugkörper für die Vernichtung der amerikanischen Marine basis Guantanamo auf Kuba bereits in Stellung gebracht worden waren (vom Washington Post-Reporter Michael Dobbs 2008 herausgefunden);

	4. die vier sowjetischen U-Boote, die sich Richtung Kuba bewegten und von US- Zerstörern verfolgt wurden, je einen Nukleartorpedo in Hiroshima-Stärke an Bord hatten. Als ein Zerstörer Wasserbomben auf B-59 warf, wusste man nicht, dass im U-Boot die Verbindung mit Moskau abbrach und der Kommandant den Torpedo zum Abschuss vorbereiten ließ, der dann nicht erfolgte (von Offizieren an Bord verhindert, wie sowjetische Teilnehmer auf einer Konferenz in Havanna 1992 betonten);

	5. bereits 42.000 sowjetische Soldaten – Kampftruppen – auf der Insel waren (die US-Militärs vermuteten 6-8000).

	6. Die Amerikaner vermuteten – richtig – dass die Sowjets bereits Atombomben nach Kuba gebracht hatten, aber sie wussten bis zum Schluss nicht einmal, wo sie gelagert wurden.

	7. Hinzu kam, dass sich die CIA bei der Reichweitenberechnung der sowjetischen Mittel- und Langstreckenraketen (Grundlage der Beratungen in Washington) um mehrere hundert Kilometer verschätzt hatte. Seattle etwa wäre als einzige US-Großstadt bei der CIA-Berechnung nicht getroffen worden, tatsächlich wäre auch diese Stadt vernichtet worden.

	 

	Warum war die Kubakrise die gefährlichste Krise des Kalten Krieges? Gegen ausdrückliche Befehle aus Moskau war am „schwarzen Samstag“ die U-2 von den Sowjets abgeschossen worden. Als Chruschtschow die entsprechende Mitteilung erhielt, war er außer sich und befürchtete, dass bei einer amerikanischen Invasion auch entsprechende Befehle mit Blick auf die Atomwaffen nicht befolgt würden und zur Rettung der eigenen Truppe auf Kuba die Cruise Missiles eingesetzt würden. Das hätte zwangsläufig zum atomaren Gegenschlag der USA geführt– mit der Vernichtung der Sowjetunion.

	 

	Die KGB-Station in Washington hatte am Samstag eine für Sonntag, 12:00 Uhr, angesetzte Pressekonferenz Kennedys gemeldet. Für Chruschtschow konnte das nur die Ankündigung der Invasion bedeuten. Er hielt Kennedy für zu schwach, um den Militärs in Washington widerstehen zu können. Er befürchtete ernsthaft einen Regimewechsel in Washington mit anschließendem Angriff auf Kuba.

	 

	Das musste um beinahe jeden Preis verhindert werden, die Entscheidung Moskaus noch rechtzeitig Washington erreichen. Da es keine direkte Verbindung gab, ging die Meldung über Radio Moskau. Anders als lange Zeit vermutet wurde diese Entscheidung vom Politbüro ohne Kenntnis des Telegramms von Dobrynin über sein Gespräch mit Robert Kennedy getroffen. Als es eintraf und verlesen wurde, schien es lediglich die Richtigkeit der bereits getroffenen Entscheidung zu bestätigen.

	 

	Die Kubakrise trieb die Welt an den Rand eines Atomkrieges, den weder Chruschtschow noch Kennedy wollten. Wäre es zur Invasion gekommen, hätte das mit Sicherheit zur finalen Katastrophe geführt.

	 

	Eine Konsequenz aus der Konfrontation vom Oktober war im Sommer 1963 die Einrichtung des „heißen Drahtes“, eine direkte Fernschreibverbindung zwischen Weißem Haus und Kreml (die, wie wir heute wissen, zweimal von den Sowjets aktiviert wurde: 1967 und 1973; s. Kap. III, 2 u. 3) sowie das Abkommen über ein Verbot von Kernwaffenversuchen in der Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser. Insofern waren die 13 Tage im Oktober 1962 auch für die Supermächte ein heilsamer Schock, möglicherweise sogar der Katalysator für eine kurzzeitige Entspannungspolitik.

	 

	Die Kubakrise war der letzte globale Konflikt zwischen den USA und der Sowjetunion. Heiße Kriege wurden von nun an auf Ersatzschauplätze verlegt. Das nannte man dann Stellvertreterkriege. Der Kreml zog eine weitere Lehre aus der Krise – nach dem Sturz Chruschtschows 1964: Wegen militärischer Unterlegenheit würde man nicht noch einmal nachgeben müssen. Moskau legte ein gigantisches Rüstungsprogramm auf, das zwar Mitte der siebziger Jahre zum Gleichgewicht des Schreckens führte, die Sowjetunion aber letztlich in allen Bereichen überforderte. Ihr Ende war damit vorprogrammiert.

	
VII. Nuklearstrategie im Kalten Krieg

	 

	1. Der Westen

	 

	a. Das Strategische Luftwaffenkommando SAC: 101 Strategic Air Command

	 

	Der Abwurf der Atombombe auf Hiroshima am 6. August und einer weiteren Bombe auf Nagasaki am 9. August 1945 beendete den Zweiten Weltkrieg. Über die militärische Notwendigkeit des Einsatzes dieser Bomben wurde schon damals heftig gestritten. Für den sowjetischen Außenminister Molotow waren die Bomben „nicht gegen Japan gerichtet, sondern gegen die Sowjetunion“. Um das Gleichgewicht der Kräfte im beginnenden Kalten Krieg wieder herzustellen, brauchte auch Stalin diese Bombe. 1949 hatte er sie zur Überraschung der Amerikaner, die damit erst für das Jahr 1953 gerechnet hatten.

	 

	Im Gefühl der Überlegenheit durch das Atommonopol rüsteten die USA im konventionellen Bereich seit Kriegsende massiv ab. Zum einen sollte das dann zwar mit NSC 68 korrigiert werden, zum anderen bestand de facto aber die atomare Monopolstellung immer noch: Ende 1949 besaßen die USA 169 Atombomben, 1954 1630. Über die Zahl der sowjetischen Bomben in diesem Zeitraum ist nichts bekannt, bekannt war allerdings, dass die Sowjetunion in jedem Fall wegen fehlender Flugzeuge keine Möglichkeit hatte, die Bombe irgendwo gegen die USA einzusetzen.

	 

	In der schwierigen Phase des Koreakrieges im November/Dezember 1950 gab es auf amerikanischer Seite ernsthafte Überlegungen, die Bombe einzusetzen. Als die Chinesen am 28. November in den Krieg eingegriffen, hieß es im Pentagon, die USA sollten nunmehr alle notwendigen Schritte unternehmen, um sicherzustellen, „dass die Atombombe sofort gegen die chinesischen Kommunisten eingesetzt werden kann, entsprechend dem Befehl des Präsidenten, wenn bzw. falls dieser Befehl kommt“. Der US-Oberbefehlshaber im Koreakrieg, Douglas MacArthur, forderte wenig später den Einsatz von 34 Atombomben in Korea und China. Sein Motto lautete: „Im Krieg gibt es keinen Ersatz für den Sieg.“ Dem stellte der Vorsitzende der Vereinigten Stabschef, Omar Bradlley, den später oft zitierten Satz entgegen, das wäre dann „der falsche Krieg am falschen Ort, zur falschen Zeit mit dem falschen Gegner“. Der richtige Gegner war die Sowjetunion. Der Befehl des Präsidenten zum Einsatz der Bombe kam denn auch nicht: Truman wollte nicht für den Tod von Millionen Menschen verantwortlich sein. Er entließ MacArthur im April 1951, aber dessen Nachfolger Matthew Ridgway forderte 38 Atombomben. Truman stimmte jetzt zu (die Stabschefs hatten ihn bei seiner Entscheidung, MacArthur zu entlassen, unterstützt) und wies die Luftwaffe an, einen B-29 Bomberverband mit zunächst neun einsatzfähigen Atombomben an Bord nach Okinawa und Guam zu verlegen – außerhalb der Reichweite von MacArthur! Es war das erste Mal, dass er vom Vorsitzenden der Atomenergiekommission, Gordon E. Dean, die Herausgabe einsatzfähiger Atombombe forderte. Er machte dabei allerdings gegenüber Dean klar, dass dieser Transferbefehl den Einsatz der Waffen keinesfalls präjudiziere, und er wiederholte seine Zusage, vor einer solchen Entscheidung das „Special Committee“ des Nationalen Sicherheitsrates zu konsultieren.

	 

	Trumans Nachfolger hieß Dwight D. Eisenhower. Der wollte den Krieg in Korea um beinahe jeden Preis beenden – wie im Wahlkampf versprochen. Um die Kommunisten an den Verhandlungstisch zu bringen, verkündete er im Februar 1953, dass die USA den Nationalchinesen Tschiang Kai-schek bei dessen Bemühungen, das chinesische Festland zurückzuerobern, nicht weiter zurückhalten würden. Gleichzeitig wurden von den Stabschefs Überlegungen zur Beendigung des Krieges konkretisiert, die noch über die Vorstellungen von MacArthur und Ridgway hinausgingen. Sie schlugen jetzt die Ausweitung des Krieges vor, nämlich „extensive strategische und taktische Einsätze von Atombomben gegen China, um maximale Überraschung und Wirkung zu erzielen“. Dabei war man sich darüber im klaren, dass das möglicherweise zum Krieg mit der Sowjetunion in Asien oder sogar zu einem Weltkrieg führen würde. Im Mai 1953 traf die Regierung in Washingtons einen entsprechenden Beschluss und sorgte dafür, dass diese Entscheidung den Kommunisten nicht verborgen blieb. Inzwischen war Stalin gestorben; im Juli wurde ein Waffenstillstand geschlossen. Von dem beschlossenen Einsatz der Atombomben damals haben wir lange Zeit nichts Genaues gewusst; Eisenhower hatte das in seinen Erinnerungen nur angedeutet.

	 

	Am 1. November 1952 zündeten die USA auf dem Eniwetok-Atoll im Pazifik die erste Wasserstoffbombe mit einer Sprengkraft von 700 Hiroshima-Bomben. Ein Jahr später, am 12. August 1953, testete auch die Sowjetunion ihre erste Wasserstoffbombe. „Bis jetzt“, so Eisenhower, „ist Krieg immer nur ein Wettkampf gewesen, aber mit diesen Waffen ist es nicht länger ein Wettstreit, sondern bedeutet vollkommene Zerstörung.“ Mit anderen Worten: die Bombe sorgte von nun an dafür, dass der Kalte Krieg ein kalter Krieg blieb. Die Alternative hieß finales Scheitern, totale Vernichtung.

	 

	Und das in einer Zeit, in der NSC 68 im Zusammenhang mit dem Koreakrieg kontinuierlich umgesetzt wurde. Allein im ersten Jahr 1950/51 wurde der Verteidigungshaushalt von 13,5 auf 52 Mrd. Dollar vervierfacht. Das strategische Luftwaffenkommando SAC (Strategic Air Command) ließ den Düsenbomber B-47 bauen –Vorläufer der späteren Boeing-Zivildüsenflugzeuge. Die B-47 war das Rückgrat von SAC in den 1950ern (dann wurde es der Langstreckenbomber B-52), mit dem die Operation BRAVO durchgeführt werden konnte: die Zerstörung der (befürchteten) sowjetischen Erstschlagkapazität und Rüstungsindustrie, d.h. die Vernichtung der Sowjetunion mit einem Schlag. Im Oktober 1953 billigten die Stabschefs das SAC-Programm: in Maine im Nordosten der USA würden die schweren Bomber starten und 20 Atombomben im Gebiet Moskau – Gorki abwerfen; in Labrador würden Mittelstreckenbomber starten und 12 Bomben auf Leningrad, andere 52 Bomben im Wolga-Donez-Becken abwerfen; weitere Bomber sollten auf den Azoren starten und 15 Bomben im Kaukasus, Bomber aus Guam 15 Bomben auf Wladiwostok und Irkutsk abwerfen.

	 

	Der Leiter von SAC, General Curtis LeMay, baute SAC weiter aus – immer auch bereit zum Erstschlag. Im April 1956 machte er – Spitzname „Mr. Atom Bomb“ – in einer geheimen Rede vor dem US-Naval War College in Newport, Rhode Island, klar, was bei einem Gegenschlag nach einem Angriff der Sowjetunion geschehen würde:

	 

	„Dann wird die Sowjetunion zwischen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang aufgehört haben, eine große Militärmacht und eine große Nation zu sein. Es wird ein Land übrig bleiben, das unendlich ärmer ist als China, mit weniger Menschen als die USA, die auf Generationen hinaus dazu verdammt sein werden, ein erbärmliches Dasein zu fristen.“

	 

	Die USA und die Sowjetunion bestätigten sich damals öffentlich, dass sie die mehrfache Kapazität zur gegenseitigen Vernichtung besaßen. Am 20. Oktober 1961 stellte LeMays Nachfolger als SAC-Befehlshaber, General Thomas Power, fest, dass „jetzt und im kommenden Jahr die größte Gefahr eines sowjetischen Überraschungsangriffs besteht. Falls ein allgemeiner Atomkrieg unvermeidlich ist, dann sollten die USA jetzt zuschlagen.“ Ein Jahr zuvor hatte er intern einmal folgendes gesagt – was an den Kultfilm des Kalten Krieges, Dr. Strangelove (Dr. Seltsam oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben) mit Peter Sellers erinnert, nämlich:

	 

	„Zurückhaltung? Warum ist es Ihnen so wichtig, den Russen das Leben zu retten? Es geht doch gerade darum, die Kerle zu töten. Wenn bei Kriegsende zwei Amerikaner und ein Russe am Leben bleiben, dann haben wir gewonnen.“ Worauf sein Gegenüber geantwortet hatte: „Dann sollten Sie besser dafür sorgen, dass die zwei Amerikaner ein Mann und eine Frau sind.“

	 

	Damals hatte SAC seine Maximalstärke erreicht: 1479 Bomber, 1003 Tankflugzeuge, 182 Atomraketen, 2962 Atombomben.

	 

	Chruschtschow hatte für Ende Oktober 1961 die Zündung einer atomaren 50-Megatonnen-Superbombe angekündigt. Militärisch war das vollkommen sinnlos, da keine Rakete eine so schwere Bombe tragen konnte, auch wenn vier Wochen zuvor eine sowjetische mehrstufige Trägerrakete erfolgreich im Pazifik getestet worden war und im Westen nach dem Sputnik-Schock 1957 – mit dem ersten sowjetischen Satelliten im All – immer noch von einer amerikanischen Raketenlücke die Rede war, die es de facto nicht gab. Mit diesem „ticket“ hatte Kennedy aber u.a. seinen Wahlkampf geführt. Er hielt es daher jetzt für notwendig, die wahren Verhältnisse offenzulegen, was der stellvertretende Verteidigungsminister Roswell L. Gilpatric am 21. Oktober in einer Rede in Virginia tat. Die Warnung an Chruschtschow war deutlich: die USA, so Gilpatrick, verfügten demnach über eine atomare Vergeltungskraft von so tödlicher Wirkung, dass jeder feindliche Angriff ein Akt der Selbstvernichtung für den Angreifer wäre. Und dann zählte er auf: Hunderte von Interkontinentalbombern, die mit Kernwaffen jederzeit die Sowjetunion erreichen könnten; sechs mit 96 Atomraketen ausgerüstete Polaris U-Boote, Dutzende von interkontinentalen Raketen, Flugzeugträger, 10.000e Atomwaffenträger etc.

	 

	Gilpatric sagte logischerweise nichts davon, was Kennedy bereits Mitte September erfahren hatte: dass nämlich das sowjetische Frühwarnsystem gegenüber tieffliegenden Bombern nahezu wirkungslos war. 21 US-Bomber hätten demnach die 42 sowjetischen Raketenabschussbasen zerstören und die Sowjetunion praktisch wehrlos machen können – bei relativ geringen zivilen Opfern. Nach dem Abwurf der ersten amerikanischen Bomben würden die Sowjets eine bis drei Stunden benötigen, um ihre Interkontinentalraketen mit Flüssigtreibstoff – daher die lange Dauer – abschussbereit zu machen. Mehr als genug Zeit für die SAC-Bomber, sie zu zerstören. Ein entsprechender Plan ist in Washington damals für den Fall einer sowjetischen Berlinaktion ausgearbeitet worden. Chruschtschow erfuhr von Gilpatricks Rede am 22. Oktober. Seine Reaktion: „Vor dieser Drohung haben wir keine Angst.“ Drei Tage später standen sich sowjetische und amerikanische Panzer mit scharfer Munition auf Schussweite am Checkpoint Charlie in Berlin gegenüber (s. Kap. II, 4).

	 

	1960 wurde in Omaha, Nebraska, beim Hauptquartier von SAC eine Abteilung eingerichtet, die Ziele für einen atomaren Erstschlag auswählen sollte. Das Ergebnis trat im April 1961 in Kraft und hieß SIOP-62: Single Integrated Operational Plan (s. u.).

	 

	Zur Zeit der Kubakrise im Jahr 1962 hatten die USA ein strategisches Übergewicht gegenüber der Sowjetunion von 17:1. Es gab bis Anfang der 1960er Jahre die nukleare Option und bis zu diesem Zeitpunkt mehrmals das berühmte „window of opportunity“, wo die USA ihre nukleare Überlegenheit hätten ausspielen können, um die Sowjetunion zu vernichten. Im Koreakrieg war diese Option für einige Politiker und Militärs – allen voran MacArthur – besonders verlockend, da die Sowjetunion keine Möglichkeit zum Zweitschlag hatte. Das galt besonders in dem für die US-Truppen kritischen Winter 1950/51, dann 1953 unter Eisenhower. Aus dem Koreakrieg wurde die Strategie der „massiven Vergeltung“, („massive retaliation“) entwickelt, d.h. massiver Einsatz von Atomwaffen bei einem sowjetischen Angriff. Atomwaffen waren darüber hinaus billiger als konventionelle Waffensysteme, d.h. man bekam einfach „mehr für’s Geld “ („a bigger bang for the buck“), wie Verteidigungsminister Wilson meinte. Ob Eisenhower 1953 Atomwaffen in Korea eingesetzt hätte, darf allerdings bezweifelt werden. Einen Vorschlag von Syngman Rhee im Jahre 1954, mit Atomwaffen gegen Nordkorea vorzugehen, lehnte er jedenfalls entschieden ab.

	 

	 

	
b. Der Einsatzplan für den Ernstfall SIOP-62: Single Integrated Operational Plan

	 

	Im April 1961 trat SIOP-62 in Kraft: der Single Integrated Operational Plan; er war streng geheim und wurde erst 1986 deklassifiziert. In diesem Plan waren 1777 Ziele in allen Ländern des chinesisch-sowjetischen Blocks aufgelistet, mit der Mehrzahl in der Sowjetunion. Innerhalb von 28 Stunden wären diese Länder von 2258 Flugzeugen und Raketen mit insgesamt 3423 Atom- und Wasserstoffbomben angegriffen worden. Man ging davon aus, dass 54 Prozent der sowjetischen Bevölkerung und 16 Prozent der chinesischen Bevölkerung getötet worden wären, bei 16 Millionen Toten in den USA. Als man Kennedy den Plan erläuterte, war sein Kommentar. „Und wir nennen uns Menschen.“ Sein Ziel war, einen Atomkrieg zu vermeiden; der erste Schritt nach der Kubakrise war 1963 das Atomteststopp-Abkommen mit der Sowjetunion.

	 

	US-Admiral Jerry Miller hat 2010 erstmals ausführlich über SIOP berichtet. Miller war der stellvertretende Direktor jener Abteilung gewesen, die 1960 in Omaha im Hauptquartier von SAC eingerichtet worden war. Miller fand den Plan auch nach seiner Pensionierung immer noch „excellent“, vor allem was die Auswahl der Ziele betraf, die weitgehend „seine“ Ziele gewesen waren. Zweifel kamen bei ihm nie auf. Und überhaupt: nach Miller hatten die Militärs, allen voran die Joint Chiefs of Staff, immer alles im Griff. Es waren die Politiker, die es immer wieder „vermasselten“. Am schlimmsten waren demnach Präsident Lyndon B. Johnson und vor allem dessen Verteidigungsminister Robert S. [bei Miller ausgeschrieben „Strange“] McNamara. Johnson lehnte 1965 den Plan der Stabschefs für ein aggressives militärisches Vorgehen gegen Nordvietnam – Bombardierung Hanois, Verminung des Hafens Haiphong – ab. Für Miller war dies zu dem Zeitpunkt (beide Städte noch ungeschützt, ohne sowjetische SAM-Raketen; anders als beim Weihnachtsbombardement 1972) ein erfolgversprechender Plan; er bedauert, dass die Stabschefs damals nicht geschlossen zurücktraten. Die Zeit unter McNamara war demnach „keine glückliche Zeit“. Nach Miller war McNamara auch verantwortlich dafür, dass die Zahl der Atomwaffen von 3500 im Jahr 1961 bis zu dessen Rücktritt 1968 auf über 7000 anstieg. McNamara lehnte die Abschreckungsstrategie gegenüber der Sowjetunion ab und ersetzte sie durch die Vergeltungsstrategie: statt Erstschlagkapazität Aufbau einer Zweitschlagkapazität, die in jedem Fall die gegenseitige Vernichtung sicherstellen sollte. Das nannte man dann mutually assured destruction (MAD). Dafür brauchte man logischerweise mehr Bomben. Miller kritisiert auch Nixons Verteidigungsminister James Schlesinger, der Anfang 1974 noch einen Schritt weiter als Mc-Namara ging: ein Angriff sollte jetzt so durchgeführt werden, dass ein einmal zerstörtes Objekt nicht mehr aufgebaut werden konnte: „No reconstitution“ wurde das genannt. Das war neu und dafür benötigte man natürlich noch mehr Bomben: insgesamt 10.000. Das ging dann bis zum vielzitierten „overkill“. SIOP jeweils auf den neuesten Stand zu bringen, wurde schon bald „Routine“, nach dem Motto: Neue Ziele, neue Waffen: Raketen mit Mehrfachsprengköpfen etc.

	 

	 

	
c. Die Strategische Verteidigungsinitiative SDI: Strategic Defense Initiative

	 

	1982 wurde Präsident Ronald Reagan über SIOP informiert – mit weitreichenden Folgen. Der kalte Krieger Reagan war entsetzt und schrieb anschließend in sein Tagebuch: „Und da glauben einige tatsächlich, ein Atomkrieg sei zu gewinnen.“ Sein Ziel war es von nun an, diese Möglichkeit auszuschließen. Bei den Abrüstungsverhandlungen in Genf 1961 bis 1963 bot er den Sowjets eine Nulllösung an und erhöhte gleichzeitig den Druck auf die Sowjetunion. Im März 1983 kündigte er ein Fünfjahresprogramm in Höhe von 26 Mrd. Dollar an: ein im Weltall stationiertes Abwehrsystem sollte sowjetische Raketen abfangen und zerstören. Offiziell hieß das Strategische Verteidigungsinitiative SDI (Strategic Defense Initiative), die bald nur noch – nach dem Titel eines erfolgreichen Science-Fiction-Films – Star Wars genannt wurde. Es wurde zwar nie realisiert, beunruhigte die Sowjets aber dermaßen, dass sie für ihr Abwehrsystem mehr Geld ausgaben als die USA. So wie sie den Wettlauf im All – mit der amerikanischen Mondlandung 1969 – verloren hatten, verloren sie am Ende auch den militärtechnischen Wettlauf mit dem Westen. Mit Gorbatschow aber fand Reagan einen Partner, mit dem er im Dezember 1987 einen ersten, wahrhaft historischen Abrüstungsvertrag unterzeichnete: sämtliche Mittelstreckenraketen in Europa wurden abgebaut.

	 

	 

	
2. Der Osten

	 

	a. SALT I

	 

	Nach der Kubakrise startete die Sowjetunion ein gigantisches Rüstungsprogramm. 1969 verfügte sie über 1028 Interkontinentalraketen. Für einen Erstschlag reichten die dennoch nicht aus, da die Sowjets zwei Dinge nicht beherrschten. Sie konnten

	 

	1. die amerikanischen Atom-U-Boote nicht orten, geschweige denn versenken und

	2. bei einem Angriff nicht sämtliche amerikanischen Raketen abschießen.

	 

	Die USA hatten zwar weniger Raketen als die Sowjetunion, konnten aber mehr Bomben abwerfen. Ihre Raketen besaßen Mehrfachsprengköpfe, die unabhängig voneinander von eingebauten Computern ihr Ziele ansteuern konnten – eine Technik, die die Sowjets nicht beherrschten.

	 

	Mit Nixon und seinem Sicherheitsberater Kissinger war Entspannung, détente, angesagt. (Dazu gehörte auch die Ostpolitik der Regierung Brandt/Scheel mit Moskauer Vertrag und Warschauer Vertrag und Anerkennung der bestehenden Grenzen.) Der militärisch-technische Komplex verschlang Unsummen an Geld in den USA und in der Sowjetunion. Um die Ausgaben zu begrenzen, einigte man sich 1972 auf SALT I (Strategic Arms Limitation Treaty), in erster Linie auf eine Reduzierung der Interkontinental-Raketen. Beide Länder behielten dennoch genug Raketen und Atombomben, um sich gegenseitig auszulöschen. SALT I war auch ein Symbol dafür, dass die USA die Sowjetunion als gleichberechtigten Partner anerkannt hatten – zur großen Genugtuung des sowjetischen Parteichefs Breschnew. Dabei verfolgten Nixon und Kissinger allerdings die klare Absicht, im nuklearen Bereich das Übergewicht zu behalten. In SALT I wurden daher die viel zitierten MIRVs (Multiple Independently Targeted Reentry Vehicles; etwa Mehrfachsprengköpfe auf Atomraketen, die unabhängig voneinander ihr Ziel treffen konnten) nicht erwähnt. Nixon und Kissinger hofften, den technologischen MIRV-Vorsprung lange halten zu können – was sich als Irrtum herausstellte. Die Sowjets waren bereits 1973 „MIRV-fähig“.

	 

	SALT I hinderte die Sowjets auch nicht daran, in den folgenden Jahren neue atomare Mittelstreckenraketen – SS-20 mit Dreifachsprengköpfen – aufzustellen, ergänzt um zahllose neue Panzer. Dieser „planmäßige Aufwuchs“ (Helmut Schmidt) fiel in die „Grauzone" von SALT I. Die Reaktion des Westens war der NATO-Doppelbeschluss im Dezember 1979 (s. Kap. VIII).

	 

	 

	
b. Offensive Militärdoktrin

	 

	Dokumente, die nach dem Ende der DDR bekannt wurden, zeigten zur Überraschung westlicher Militärs, dass die Militärdoktrin des Warschauer Paktes in den 70er und 80er Jahren offensiv im Sinne eines Präventivschlages ausgerichtet war. Im konventionellen Bereich war massiv aufgerüstet worden, um einen kurzen, nicht nuklearen Krieg gewinnen zu können, wobei Moskau davon ausging, dass sich dieser Krieg in jedem Fall zu einem Atomkrieg entwickeln würde. Innerhalb von zwei bis drei Wochen sollte die NATO-Luftwaffe neutralisiert und Schlüsselstellungen gesichert werden, in der Hoffnung, dadurch den Nachschub für die NATO zu verhindern. Manöverpläne (Sojuz 83) zeigten sowjetische Pläne, wonach die französische Grenze in 13 bis 15 Tagen und die Pyrenäen in 35 bis 40 Tagen nach Kriegsausbruch erreicht werden sollten. Um die Verteidigungslinie der NATO in Deutschland zu durchbrechen, hätten die Sowjets im Ernstfall 28 bis 75 Atombomben in einer ersten Welle und weitere 34 bis 100 in einer zweiten Welle eingesetzt. So standen den sowjetischen Truppen, die die 5. NVA-Armee der DDR unterstützten, 65 Atomraketen und etwa 20 Atombomben zur Verfügung. Die Pläne waren insgesamt sehr detailliert. Geradezu geschockt war man im Westen auch über die schiere Größe des Programms. Die 160.000 Mann starke Nationale Volksarmee (NVA) der DDR verfügte demnach über mehr Munition als die 500.000 Männer starke Bundeswehr. Die Pläne gingen so weit, daß es bereits neue Straßennamen in besetzten westdeutschen Städten und Orden für die siegreichen DDR-Truppen gab. Es war sogar schon Besatzungsgeld gedruckt worden.

	 

	Auf dem Papier sah alles sehr eindrucksvoll aus, tatsächlich aber war die Sowjetunion nicht in der Lage, auf die Anforderungen moderner Militärtechnologie zu reagieren, die ohne Computer nicht mehr auskam. Die Sowjetunion konnte nicht einmal ansatzweise ähnliche Computertechnologie produzieren wie der Westen, ganz zu schweigen von der Zahl der Computer. Mikrocomputer führten zu einer neuen Revolution in der Waffentechnik. Auf welch hohem Standard die westliche Militärtechnologie war, konnte der 1977 neu ernannte sowjetische Generalstabschef Nikolai Ogarkov am Beispiel der Stinger-Raketen in Afghanistan und des israelischen Sieges im Bekaatal im Libanon im Juni 1982 sehen. Die israelische Luftwaffe zerstörte 17 der 19 syrischen, von den Sowjets gelieferte Boden-Luft-Raketen-Abschussanlagen. Die Israelis hatten das von den USA gelieferte computergesteuerte Air-Battle-Management-System eingesetzt.

	 

	Neue Dokumente zeigen auch, dass die „Bruderstaaten“ der Sowjetunion von deren offensiver Nuklearstrategie nicht unbedingt überzeugt waren. Ihnen war klar, dass sie in einem Atomkrieg weit mehr als die Sowjetunion zerstört würden. Überliefert ist folgende, an die sowjetischen „Nuklearromantiker“ gerichtete Äußerung eines führenden polnischen Funktionärs: „Niemand sollte glauben, dass er nach einem Atomkrieg nach fünf oder sechs Tagen in Paris Kaffee trinken kann.“

	 

	 

	
VIII. Vom NATO-Doppelbeschluss bis zum Ende des Kalten Krieges

	 

	1. Der NATO-Doppelbeschluss

	 

	Vor dem Internationalen Institut für strategische Studien in London hielt Bundeskanzler Helmut Schmidt am 28. Oktober 1977 eine viel beachtete Rede zum Thema „Grauzone“. Damit wurde jener Bereich der nuklearen Mittelstreckenraketen und Panzer in Europa bezeichnet, der weder von den amerikanisch-sowjetischen SALT II-Gesprächen über eine Begrenzung der interkontinentalen Atomraketen noch von den Verhandlungen in Wien über eine Reduzierung der konventionellen Waffen abgedeckt war. Die Sowjetunion hatte dies exzessiv genutzt durch die Stationierung von tausenden von Panzern und vor allen Dingen durch neue Mittelstreckenraketen vom Typ SS-20, die geeignet waren, der Sowjetunion eine Erstschlagkapazität gegenüber den europäischen NATO-Verbündeten zu verschaffen, über die sie bislang noch nicht verfügt hatte. Die neuen Raketen mit jeweils drei atomaren Sprengköpfen waren mobil und damit weniger verletzlich und verfügten über große Reichweite und Zielgenauigkeit.

	 

	In seiner Rede wies Schmidt jetzt auf die dadurch in Europa entstandenen Disparitäten hin. Mit Blick auf die SS-20-Raketen und die große Zahl an Panzern bedürfe es in Westeuropa einer Nachrüstung mit nuklearen Mittelstreckenraketen, falls die Sowjets ihre Raketen nicht wieder abbauen würden. Um den Sowjets einen Preis für den Abbau der Raketen anzubieten, musste die Reichweite der eigenen Raketen „über 1000 Kilometer liegen, damit das Ziel, die Bedrohung des sowjetischen Territoriums, erreicht wird“, wie im Auswärtigen Amt notiert wurde. In den folgenden Monaten kämpfte Schmidt unermüdlich um Verbündete für diese Nachrüstung. Als erste gewann er die Italiener, nachdem er Ministerpräsident Giulio Andreotti auf die sowjetische Gefahr hingewiesen hatte: „Eine einzige mobile, mit einem Mehrfachsprengkopf versehene sowjetische Mittelstreckenrakete kann unabhängig voneinander gleichzeitig die Städte Siena, Grosseto und Florenz zerstören. Das sowjetische Übergewicht ist sehr gefährlich.“

	 

	Wenig später überzeugte Schmidt auch Frankreichs Präsidenten Valéry Giscard d’Estaing. Der lud daraufhin für den 5./6. Januar 1979 zu einem Vierertreffen mit ihm, US-Präsident Carter, dem britischen Premierminister James Callaghan und Schmidt auf die Insel Guadeloupe ein. Schmidt erklärte die Bereitschaft der Bundesregierung, die neuen Raketen in der Bundesrepublik zu stationieren, allerdings dürfe die Stationierung nicht allein auf die Bundesrepublik beschränkt bleiben, da sonst die Gefahr bestehe, dass diese von der Sowjetunion ausgesondert und gezielt unter Druck gesetzt werde.

	 

	Nach Guadeloupe nahmen auch die Amerikaner das Problem ernst. Wie ernst, wurde am 18. Juli 1979 deutlich. An dem Tag legten sie den amerikanischen Nachrüstungsvorschlag auf den Tisch: 108 Pershing II-Raketen und 116 landgestützte Cruise Missiles mit je vier Sprengköpfen. Die Raketen und 28 Cruise Missiles sollten in der Bundesrepublik stationiert werden, die übrigen Cruise Missiles in den Niederlanden, in Belgien, Großbritannien und Italien.

	 

	Eine von Süddeutschland aus gestartete Pershing II – Reichweite 1800 km – konnte in fünf Minuten Ziele in der westlichen Sowjetunion – heute Ukraine und Weißrussland – und in weniger als acht Minuten Moskau treffen. Und dies mit extrem hoher Präzision: Treffgenauigkeit 50 Meter. Dadurch war die Verwendung von atomaren Sprengköpfen mit geringerer Sprengkraft – immerhin noch 1 – 5 Hiroshimabomben – möglich. Ein Marschflugkörper war zwar langsamer und hätte von der Bundesrepublik bis Moskau 150 Minuten gebraucht, hätte dabei aber in Bodennähe – etwa 30 m – die gegnerische Radarabwehr unterflogen und eine wesentlich größere Sprengladung – maximal 15 Hiroshimabomben – transportiert.

	 

	Als die Sowjets versuchten, Einfluss auf die bevorstehende Entscheidung der NATO zu nehmen und anboten, die SS-20 hinter den Ural zurückzuziehen, machte Außenminister Genscher dem sowjetischen Botschafter in Bonn noch einmal deutlich, worum es ging. Er wies auf die Gefährlichkeit der SS-20 hin, die auch hinter dem Ural gefährlich bliebe, denn „die sind nicht dazu bestimmt, in den Atlantik geschossen zu werden; sie sind schon jetzt auf die Bundesrepublik Deutschland und auf Westeuropa gerichtet; die Planquadrate bestehen bereits. Wir fühlen uns bedroht. Dies ist objektiv so.“

	 

	Am 12. Dezember 1979 beschloss die NATO in Brüssel den berühmten, aus zwei Teilen bestehenden Doppelbeschluss, nämlich

	 

	1. 108 Pershing II-Raketen und 116 Cruise Missiles mit 464 atomaren Sprengköpfen in Europa zu stationieren, und

	2. mit der Sowjetunion über die Begrenzung der euro-strategischen Waffen (SS-20) zu verhandeln, um durch „Rüstungskontrolle ein stabileres, umfassendes Gleichgewicht bei geringeren Beständen an Nuklearwaffen auf beiden Seiten zu erreichen“.

	 

	Der erste Teil des Beschlusses sollte ab 1983 umgesetzt werden, falls der zweite Teil – Abrüstungsverhandlungen mit der Sowjetunion – bis dahin ergebnislos geblieben war. Die betrachtete den Beschluss denn auch als ein Ultimatum.

	 

	Der britische Außenminister Lord Carrington bezeichnete den Beschluss als „die wichtigste Entscheidung der letzten zehn Jahre“. Frankreichs Außenminister sprach von einem Wendepunkt sowohl im Ost-West-Verhältnis als auch hinsichtlich der Einstellung der Bevölkerung in den westlichen Staaten gegenüber deren Verteidigungsbemühungen.

	 

	14 Tage nach dem Beschluss vom 12. Dezember überfielen sowjetische Truppen Afghanistan. US-Präsident Carter sprach von einer ernsten Bedrohung des Friedens und einer flagranten Verletzung anerkannter Verhaltensregeln. Das Ende der Entspannung war eingeläutet. Als die Abrüstungsverhandlungen 1961 in Genf begannen, gab es in den USA einen neuen Präsidenten: Ronald Reagan.

	 

	 

	
2. Ronald Reagan und der Kalte Krieg

	 

	Reagan hatte seine Präsidentschaft im Januar 1981 mit einem relativ einfachen Weltbild angetreten: Entspannung war aus seiner Sicht gleichbedeutend mit westlicher Schwäche, eine Einbahnstraße zum Vorteil der Sowjetunion, die es Moskau erlaubt hatte, „die größte Militärmaschinerie aufzubauen, die die Welt je gesehen hat“. Für ihn war die Sowjetunion das „Reich des Bösen“ („the evil empire“), wie er im März 1983 einmal öffentlich formulierte. Die USA mussten seiner Meinung nach wieder die Führungsrolle in der westlichen Welt übernehmen, die NATO musste insgesamt mehr Stärke zeigen. Er korrigierte die Politik seiner Vorgänger: War es diesen primär darum gegangen, den Kalten Krieg nicht zu verlieren, so trat Reagan mit einem klaren Ziel an: er wollte den Kalten Krieg gewinnen und die Sowjetunion in großem Stil bekämpfen, vom Guerillakrieg am Boden bis zur Raketenabwehr im Weltraum!

	 

	Ein erstes Zeichen war die Reaktion auf die Ausrufung des Kriegsrechts in Polen am 13. Dezember 1981. In der Sitzung des Nationalen Sicherheitsrates am 21. Dezember 1981 betonte Reagan, dass dies möglicherweise die letzte Gelegenheit zu seinen Lebzeiten sei, das sowjetische Unterdrückungssystem in Osteuropa zu beenden. Am 23. Dezember verkündete er in seiner Weihnachtsansprache als erstes Sanktionen gegen Polen, am 29. gegen die Sowjetunion – als „Strafe für deren Komplizenschaft“ bei der polnischen Repression.

	 

	In den Jahren 1981 bis 1986 wurde in den USA das größte Aufrüstungsprogramm durchgeführt, das es dort in Friedenszeiten jemals gegeben hatte: die Ausgaben stiegen von 171 auf 376 Mrd. Dollar. Reagan war davon überzeugt, dass die Sowjetunion bereits allergrößte wirtschaftliche Schwierigkeiten hatte und bei Verstärkung des Drucks implodieren würde. Von nun an gab es auch wieder jene verdeckten Operationen gegen Satellitenstaaten der Sowjetunion, die von seinen Vorgängern aufgegeben worden waren. Im März 1982 unterschrieb Reagan eine entsprechende Executive Order. Daneben ging es um eine Modernisierung im militärischen Bereich und um politische Propaganda.

	 

	Dies wurde insgesamt als „Reagan-Doktrin“ bezeichnet und erinnerte an die Zeiten von Dulles und Eisenhower in den fünfziger Jahren. Um den Sieg im Kalten Krieg zu erringen, wurden gleich mehrere Fronten eröffnet. Zum einen wurden Widerstandsbewegungen gegen die Sowjetunion unterstützt, in erster Linie in Afghanistan. In Mittel- und Lateinamerika wurde massiv eingegriffen: in Nicaragua wurden die sogenannten Contras unterstützt – mit Geld, das aus dubiosen Waffengeschäften mit dem Iran stammte. Auf der kleinen Karibikinsel Grenada landeten im Oktober 1983 US-Truppen, um die Insel von „linken, von Kuba unterstützten Gangstertruppen“ zu befreien. Mit Grenada sollte offiziell das Vietnam-Syndrom überwunden werden: das Pentagon verteilte an 6000 beteiligte Soldaten 8700 Orden!

	 

	In Osteuropa setzte man bei Polen an. Die Gewerkschaftsbewegung Solidarność wurde massiv unterstützt. Mit dabei war der neue polnische Papst, Johannes Paul II., für den die Kommunisten Todfeinde waren. Um ihren Druck auf die Sowjetunion zu erhöhen, schreckte die neue Administration auch nicht vor einem offenen Wirtschaftskrieg zurück. Öl wurde als Waffe eingesetzt. Man brachte die Saudis dazu, die Förderkapazität zu erhöhen. Der Preis für ein Fass Rohöl sank von 40 Dollar auf 10 Dollar. Das beschleunigte den Niedergang der Sowjetunion. Die Saudis hatten zugestimmt, da sie sich durch das Vorgehen der Sowjets in Afghanistan bedroht fühlten. Bestimmte Hochtechnologie wurde gar nicht mehr oder, wenn überhaupt, zu extrem überhöhten Preisen an die Sowjetunion verkauft.

	 

	Im März 1983 kündigte er die SDI an (s. Kap. VII, 1), im selben Monat hatte Helmut Kohl – Befürworter der Nachrüstung – die als „Raketenwahl“ bezeichnete Bundestagswahl gewonnen. Im Dezember 1983 wurde der NATO-Doppelbeschluss umgesetzt und mit der Stationierung der Pershing II-Raketen und Cruise Missiles in Westeuropa – in erster Linie in der Bundesrepublik – begonnen. Helmut Kohl erinnerte sich später:

	 

	„Wenn wir in der Frage des NATO-Doppelbeschlusses die Amerikaner und die Amerikaner uns verraten hätten, wären die folgenden Jahre und Jahrzehnte bis hin zur deutschen Einheit und auch zur europäischen Einigung nicht möglich gewesen. Ohne den NATO-Doppelbeschluss wäre die Entwicklung ganz anders gekommen.“

	 

	Wir wissen heute, dass die Sowjetunion damals davon überzeugt war, dass die USA einen atomaren Erstschlag gegen sie führen würden. Ausgelöst wurde diese Befürchtung durch das NATO-Manöver Able Archer im November 1983. Unter Hinweis auf einen unmittelbar bevorstehenden Erstschlag des Westens ordnete Moskau die „Operation RYAN“ (russisches Akronym für Warnung vor einem überraschenden Nuklearangriff) an: KGB-Agenten sollten weltweit jede entsprechende Art von Aktivität nach Moskau melden. Wie nervös die Sowjets waren, zeigte der Abschuss eines südkoreanischen Passagierflugzeuges am 1. September 1983, das sich in den sowjetischen Luftraum verirrt hatte; alle 269 Menschen an Bord wurden getötet.

	 

	Es gibt einen Aspekt bei Ronald Reagan, der lange Zeit – vor allem in Deutschland – überhaupt nicht zur Kenntnis genommen wurde: er war wohl der einzige amerikanische Präsident, der die Mauer und die damit verbundene Teilung Deutschlands als etwas Unnatürliches empfand. Er glaubte und hoffte auf die Wiedervereinigung. Das ging ziemlich weit. Er sagte das nämlich auch Leuten, denen es nicht gefiel– etwa den Sowjets. 1984 warnte der sowjetische Außenminister Andrej Gromyko im Gespräch mit seinem amerikanischen Kollegen George Shultz die USA denn auch davor, die Wiedervereinigung als reale Möglichkeit zu betrachten, denn „sie wird nie stattfinden“. Am 12. Juni 1987 hielt Reagan dann in Berlin die wohl bekannteste Rede seiner Amtszeit, als er Gorbatschow – entgegen dem Rat seiner engsten Mitarbeiter – aufforderte, die Mauer niederzureißen.

	 

	 

	
3. Michail Gorbatschow, der Fall der Mauer und das Ende

	 

	1984 wurde in Washington bekannt, dass die sowjetische Wirtschaft nicht mehr länger mithalten könne. Ob dies der entscheidende Grund für die Kehrtwendung in Moskau war, oder ob der neue Kremlführer Michail Gorbatschow – seit 1985 im Amt – aus innerer Erkenntnis mit „Glasnost“ und „Perestroika“ einen Systemwandel einläutete, bleibt die große Frage. Der beabsichtigte Systemwandel kam jedenfalls zu spät und geriet schon bald außer Kontrolle.

	 

	Die Entwicklung führte zum überraschend schnellen Zerfall der Sowjetunion in Einzelstaaten und zu deren Niederlage im Kalten Krieg. Die Transformationsprozesse in Polen und Ungarn und dann auch in der DDR und den übrigen Satellitenstaaten lassen sich dabei nur vor dem Hintergrund der geänderten sowjetischen Politik verstehen. Moskau signalisierte, dass es Demokratisierungsversuche diesmal – anders als 1953 in der DDR, 1956 in Ungarn, 1968 in der Tschechoslowakei und 1981 in Polen – weder verhindern noch militärisch intervenieren oder die betreffenden Länder wirtschaftlich erpressen würde. Das war das Ende der „Breschnew-Doktrin“ (s. Kap. II, 5).

	 

	In diesem Zusammenhang spielte die britische Premierministerin Margaret Thatcher eine wichtige Rolle. Sie hatte nach einem Besuch von Gorbatschow in London – es war sein erster Besuch im Westen – die Überzeugung gewonnen, dass man mit dem neuen Sowjetführer ins Geschäft kommen könne, und hatte entsprechend auf Reagan eingewirkt. Das erste Treffen zwischen Reagan und Gorbatschow fand dann im November 1985 in Genf statt. Das einzige Ergebnis war die Übereinkunft, den Dialog fortzusetzen und die bilateralen Beziehungen zu verbessern. Das nächste Treffen fand ein Jahr später im Oktober 1986 in Reykjavik statt. Jetzt wurde deutlich, wie richtig der NATO-Doppelbeschluss gewesen war. Hatten die Sowjets noch im November 1983 die Abrüstungsverhandlungen in Genf abgebrochen, so legte Gorbatschow jetzt ein detailliertes Abrüstungsprogramm vor: innerhalb von zehn Jahren sollten alle strategischen Atomwaffen abgeschafft werden.

	 

	Das war für den Anfang wohl zu viel, aber ein Jahr später, am 8. Dezember 1987, unterschrieben Reagan und Gorbatschow in Washington den ersten, wahrhaft historischen Vertrag, der den Abbau sämtlicher atomarer Mittelstreckenraketen in Europa vorsah. Gleichzeitig kündigte Gorbatschow die einseitige Reduzierung der sowjetischen Streitkräfte um 10 Prozent und den Abzug von Panzern aus Osteuropa an. Dann kündigte er den sowjetischen Rückzug aus der Dritten Welt an: zwischen Mai 1988 und Februar 1989 wurden die sowjetischen Truppen aus Afghanistan zurückgezogen. Mit Washington einigte man sich auch auf den Rückzug aus Angola. Als Reagan 1988 Moskau besuchte, wurde er gefragt, ob er die Sowjets immer noch als das „zentrale Übel der modernen Welt“ betrachte. Seine Antwort: „Sie haben sich verändert.“

	 

	Der Transformationsprozess hatte in Polen begonnen – Stichwort Solidarność-Gewerkachaft – und setzte sich dann in Ungarn fort, das den Stein ins Rollen brachte. Was den DDR-Bürgern verwehrt wurde, erhielten die Ungarn ab dem 1. Januar 1988: Jeder Staatsbürger konnte einen Reisepass erhalten – und in den Westen reisen. Im März 1989 trat Ungarn als erstes Ostblockland der Genfer Flüchtlingskonvention bei, die die Rückkehr politischer Flüchtlinge untersagte. Und am 2. Mai begannen ungarische Grenzsoldaten mit der Beseitigung des Stacheldrahtverhaus an der Grenze zu Österreich – und das vor laufenden Fernsehkameras. Ende Juni wurde das in einem symbolischen Akt von Ungarns Außenminister Gyula Horn und Österreichs Außenminister Alois Mock in einer feierlichen, freilich nur noch symbolischen Aktion wiederholt, als sie die Drähte eigenhändig durchschnitten. Diese Bilder in den westlichen Medien bekamen die Menschen in der DDR zu sehen – und dann setzte jener Ansturm von fluchtbereiten DDR-Bürgern nach Ungarn ein, der zu einer Massenbewegung wurde.

	 

	Über den ungarischen Plan, den Eisernen Vorhang zu beseitigen, hatten die Ungarn Anfang 1989 Gorbatschow offiziell unterrichtet. Gorbatschow ließ den Ungarn freie Hand und erklärte wörtlich, er sehe dabei überhaupt kein Problem. Das berühmte paneuropäische Picknick am 19. August 1989 in der Nähe der Stadt Sopron wurde dann zur nächsten Station auf dem Weg zum Niedergang der DDR. 661 DDR-Bürger nutzten die Veranstaltung zur Flucht nach Österreich. Inzwischen wissen wir, dass Ungarns Ministerpräsident Németh mit dieser kleinen Grenzöffnung die sowjetische Reaktion testen wollte. Moskau blieb stumm. Ungarn öffnete daraufhin seine Grenze zu Österreich in der Nacht vom 10. auf den 11. September und lehnte in der Folgezeit jede Intervention der DDR entschieden ab. Binnen 24 Stunden nutzten damals 10.000 DDR-Bürger die Fluchtmöglichkeit in den Westen; bis Ende September waren es bereits 32.500. Als den DDR-Bürgern daraufhin der Weg nach Ungarn versperrt wurde, füllten sich die bundesdeutschen Botschaften in Prag und Warschau mit DDR-Flüchtlingen. Und dann kam Ende September jener berühmte Satz von Außenminister Genscher auf dem Balkon der Prager Botschaft: „Wir sind zu Ihnen gekommen, um Ihnen mitzuteilen...“. Der Rest ging bekanntlich im Jubel der DDR-Bürger unter.

	 

	Am 9. November 1989 fiel nach 28 Jahren das Symbol des Kalten Krieges, die Mauer in Berlin. Es war ein Ereignis, auf das niemand vorbereitet war. Danach war nichts mehr so wie vorher. Die deutsche Frage war über Nacht wieder zu einem großen Thema der internationalen Politik geworden. Und damit auch die Wiedervereinigung. Auf dem Weg dahin kam es in den folgenden Wochen und Monaten zu einer erstaunlichen deutsch-amerikanischen Zusammenarbeit. Gorbatschow wollte zunächst keine Wiedervereinigung, hatte aber Anfang 1990 keine Wahl mehr. Sein Land steckte in einer tiefen Finanz- und Wirtschaftskrise, die baltischen Staaten verlangten ihre Unabhängigkeit, der Ostblock fiel auseinander, die kommunistischen Regimes waren am Ende. Am 3. Oktober 1990 wurde Deutschland wiedervereint, im März 1991 löste sich der Warschauer Pakt auf, Ende 1991 auch die Sowjetunion. Wenn man so will, kann man das Ende des Kalten Krieges auf diese Daten reduzieren.

	 

	 

	
Fazit

	 

	2003 hatte ich in dem in der Vorbemerkung genannten Band über den Kalten Krieg zum Schluss geschrieben: „Angesichts der neuen Gefahren und Herausforderungen in der Welt kann daher bei der Erinnerung an den Kalten Krieg fast schon so etwas wie Nostalgie aufkommen – zumindest bei jenen westlich des ehemaligen Eisernen Vorhangs.“ Daran hat sich bis heute nichts geändert. Anders als im neuen „Krieg gegen den Terror“ gab es im Kalten Krieg klare Strukturen: hier die „Guten“ im Westen, dort die „Bösen“ im Osten. Die hatten sich in Jalta im Februar 1945 angeblich die Welt aufgeteilt. Wenn von Jalta die Rede ist, verbindet sich damit bis in unsere Tage die Vorstellung, dass dort die „Teilung der Welt“ beschlossen worden sei. Beim Treffen zwischen Gorbatschow und Bush Anfang Dezember 1989 vor Malta wurde der große Bogen vom Beginn bis zum Ende des Kalten Krieges gezogen: von „Jalta nach Malta“ und „das Ende von Jalta“ lauteten damals die Schlagzeilen. Noch im Juni 1994 wollte der stellvertretende NATO-Generalsekretär Sergio Balanzino die Bemühungen des Westens um bessere Beziehungen zu Russland nicht als ein „zweites Jalta“ verstanden wissen. Insofern gilt Jalta als ein politischer Mythos des 20. Jahrhunderts, als eine Legende, die aber längst widerlegt worden ist. In Jalta war die Welt schon geteilt.

	 

	Roosevelts Nachfolger Harry S. Truman musste zur Kenntnis nehmen, dass die Vorstellung seines Vorgängers von der „einen Welt“ mit Stalin nicht machbar war. Mit Stalin war eine Kooperation über den Krieg hinaus nicht möglich.

	 

	Als der 1950 den Angriff Nordkoreas auf den Süden ermöglichte, reagierte der Westen zu seiner Überraschung sofort und entschlossen. Der Koreakrieg wurde so zum Wendepunkt des Kalten Krieges, wobei „Jalta“ eine unsichtbare Linie blieb, mit der die Interessensphären in Europa abgegrenzt wurden. Und von keiner Seite – anders als im Fernen und Mittleren Osten und Afrika – überschritten wurde. Mit der Ausnahme Korea auch nicht vom Westen. Das war 1953 beim Aufstand in der DDR genauso wie 1956 in Ungarn und 1968 in der Tschechoslowakei.

	 

	Jahrzehntelang standen sich Ost und West unversöhnlich gegenüber – und waren in der Lage, sich gegenseitig zu vernichten. Die Amerikaner nannten das euphemistisch MAD (mutually assured destruction). Auch wenn es gefährliche Krisen gab, die wir erst seit kurzer Zeit kennen: die „Bombe“ sorgte dafür, dass der Kalte Krieg ein kalter Krieg blieb. Als der zu Ende ging, war das allerdings nicht das „Ende der Geschichte“, wie es damals auch hieß. Im Gegenteil: 2001 gab es die Terroranschläge in den USA und seitdem den von US-Präsident George W. Bush erklärten „Krieg gegen den Terror“. Und mit Blick auf Russland unter Wladimir Putin sprechen einige sogar von einem neuen Kalten Krieg. Die Geschichte ging und geht also weiter – nur anders. Ob besser, wird die Zukunft zeigen.

	 

	 

	
IX. Zeittafel

	 

	1943

	28. November – 1. Dezember: Konferenz von Teheran.

	 

	1944

	9. – 18. Oktober: Churchill in Moskau. „Prozentabkommen“ mit Stalin.

	 

	1945

	4. – 11. Februar: Konferenz von Jalta.

	12. April: Tod von US-Präsident Roosevelt; Nachfolger: Harry S. Truman.

	16. Juli: Erste erfolgreiche Atombombenexplosion.

	17. Juli – 2. August: Konferenz von Potsdam.

	6. August: Atombombenabwurf auf Hiroshima.

	9. August: Atombombenabwurf auf Nagasaki.

	 

	1946

	22. Februar: „Langes Telegramm“ von George F. Kennan.

	5. März: „Eiserner Vorhang“-Rede von Churchill in Fulton, Missouri.

	 

	1947

	21. Februar: Rückzug der Briten aus Griechenland.

	12. März: Truman-Doktrin.

	5. Juni: Rede von US-Außenminister George C. Marshall an der Harvard Universität (Marshallplan).

	2. Juli: Der sowjetische Außenminister Molotow verlässt die Marshallplan-Konferenz in Paris.

	27. September: Gründung des Kommunistischen Informationsbüros (Kominform).

	 

	1948

	25. Februar: kommunistischer Umsturz in Prag.

	18. April: Wahlen in Italien.

	24. Juni: sowjetische Blockade West-Berlins.

	 

	1949

	4. April: Gründung der NATO.

	29. August: sowjetische Atombombe.

	1. Oktober: Mao ruft Volksrepublik China aus.

	 

	1950

	April: NSC 68.

	25. Juni: Beginn des Koreakrieges.

	19. Dezember: Entscheidung für deutsche Wiederbewaffnung.

	 

	1951

	9. April: neun Atombomben nach Guam und Okinawa verlegt.

	11. April: Entlassung von General Douglas MacArthur.

	 

	1952

	10. März: Stalin-Note.

	27. Mai: Unterzeichnung des EVG (Europäische Verteidigungsgemeinschaft)-Vertrages in Paris

	1. November: erste US-Wasserstoffbombe.

	 

	1953

	5. März: Stalin stirbt.

	17. Juni: Aufstand in der DDR.

	27. Juli: Waffenstillstand in Korea.

	12. August: erste sowjetische Wasserstoffbombe.

	 

	1954

	1. März: „BRAVO“- Wasserstoffbombentest.

	30. August: Der EVG Vertrag scheitert in der frz. Nationalversammlung.

	23. Oktober: Unterzeichnung der „Pariser Verträge“: Beitritt der Bundesrepublik zur NATO.

	 

	1955

	9. Mai: Beitritt der Bundesrepublik zur NATO.

	14. Mai: Gründung des Warschauer Paktes.

	15. Mai: Staatsvertrag für Österreich.

	 

	1956

	Oktober/November: Ungarnaufstand.

	Oktober/November: Suezkrieg.

	 

	1957

	5. Januar: „Eisenhower-Doktrin“.

	4. Oktober: sowjetischer Satellit „Sputnik“.

	 

	1958

	27. November: sowjetisches Berlin-Ultimatum.

	 

	1959

	Mai/Juni/August: Außenministerkonferenz in Genf.

	15. – 25. September: Chruschtschow besucht die USA.

	 

	1960

	1. Mai: Abschuss einer U-2 in der Sowjetunion.

	16./17. Mai: Scheitern der Pariser Gipfelkonferenz.

	 

	1961

	13. August: Bau der Berliner Mauer.

	 

	1962

	16. – 28. Oktober: Kubakrise.

	 

	1963

	20. Juni: „Heißer Draht“ (Fernschreibverbindung) zwischen Washington und Moskau eingerichtet.

	26. Juni: Kennedy in Berlin: „Ich bin ein Berliner!“

	22. November: Kennedy wird ermordet.

	 

	1964

	2. August: Tonking-Zwischenfall.

	 

	1965

	8. März: Landung von US-Marines in Südvietnam.

	 

	1967

	5. – 10. Juni: Sechstagekrieg.

	 

	1968

	30. Januar: TET-Offensive in Südvietnam.

	30. Dezember: 550.000 US-Soldaten in Vietnam.

	 

	1969

	20. Januar: Nixon neuer US-Präsident.

	20. Juli: US-Mondlandung.

	 

	1970

	12. August: Moskauer Vertrag.

	 

	1971

	3. September: Viermächte-Abkommen über Berlin.

	 

	1972

	Februar: Nixon in Moskau, Unterzeichnung von SALT I.

	Mai: Nixon in Peking.

	 

	1973

	27. Januar: Waffenstillstandsabkommen betr. Vietnam.

	6. – 23. Oktober: Yom Kippur-Krieg.

	 

	1975

	1. August: KSZE-Schlussakte in Helsinki unterzeichnet.

	 

	1979

	26. März: In Washington Unterzeichnung des Friedensvertrages zwischen Israel und Ägypten.

	12. Dezember: NATO-Doppelbeschluss.

	27. Dezember: sowjetischer Einmarsch in Afghanistan.

	 

	1983

	US-Präsident Reagan kündigt Raketenabwehrsystem SDI an: Strategic Defense Initiative.

	 

	1985

	März: Michail Gorbatschow Generalsekretär der KPdSU.

	19. November: Erstes Treffen zwischen Reagan und Gorbatschow.

	 

	1987

	8. Dezember: Reagan und Gorbatschow unterzeichnen historischen Vertrag zur Abschaffung aller Mittelstreckenraketen in Europa.

	 

	1989

	9. November: Fall der Berliner Mauer.

	 

	1990

	3. Oktober: Wiedervereinigung Deutschlands.

	 

	1991

	April bis Dezember: Auflösung der Sowjetunion.

	31. März bzw.

	1. Juli: Ende des Warschauer Paktes.

	21. Dezember: Offizielles Ende der Sowjetunion; Gründung der „Gemeinschaft Unabhängiger Staaten“ GUS.

	25. Dezember: Gorbatschow verkündet seinen Rücktritt.
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